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Sommerzeit - Grillzeit ohne Reue? 
Umer der L:b",chrift: .. Glimmende 

Holzkohle mit spirnul angefachr' be­
richtete eine Sonner TagC\7Cilung 
Mille Juli iiber die tragiIChen Folgen 
Ion LeIChtsinn beim Gnllen. Eine 
fröhliche Runde halle lieh im Rhem· 
sieg-Ktoil de; Abendl um den Gar­
tcngrill \cp.,ammclt, Ah da ... Feuer LU 

erlöIChen drohte. halle einer der Teil­
nehmer \cf\uchl - Irotz zahlrciL'her 
Warnungen - CI:. mit Brenm!piritu\ 
"-ieder anzufachen. Ein plötzlicher 
Windltoß leruflarhte eine Stichtlam­
me. die den neben dem Grill \tchcnucn 
Mann erfaßte. Er erlitt I,chwcrc Ver­
brennungen und mußte mit dem Rel­
tunglhublChrauber 10 eine spcnalkli­
nik nach Köln genogen werden. 

Der .. Verein zur Förderung der Be­
handlung Brandlerletzter e. V .. ' 10 

München hat mitgeteilt. daß nach ... ci­
nen FC\htcllungen In letzter ZCH leil­
v..CI'lC \()wohl \on den Heßtellcm, al\ 
auch \'0111 Handel leicht brennbare 
Flü ... \igkeilen. \\ ie bci'picl .. \\ci..,e 
Brcnn'plritu':.. gezielt zum Grillen an-

geboten wurden. "Ocr Verbraul'hcr 
greift ungc\\amt zur Fla..,che. und die 
mehreren t<lu..,enu leichten und \ ler­
bll fiinfhunden ICh"ercn Unfalle ule­
... er An ,l,chemen auch in dic,I,em SOIll­

mer \orprogrammiert zu ..,cin.·· 
Problor Dr. 1I'0ifgang Mühlbau­

cr. Leiter der Pla..,ti,l,chen Chirurgie im 
~Iünchner StädtiIChen Kmnkenhau' 
Bogenhau'len und Vor"'lIlcnder de, 
Verein..,: .. Am htiufig\tel1 ... ind Jabl:i 
die Verletzungen im Ge..,icht. Jm Hai ... 
und an den Armen. gelegentlich auch 
am Oberkörper. \'or allem. \,.;enn lhe 
Leute nur Badeho'len tragen." Die 
Verbrennungen können oberOächlilh 
oder tief. d,l'" heißt er..,tcn bi.., dritten 
Grade... ... ein 

Häufig,te Lflache IOn t:nlallen 
bellll Grillen ... ind. wie 10 dem ge..,chil­
uenen Beilpiel. fallehe Zündhilfen 
DClhalb dürfen aUllehheßlich INe. 
ungiflige Zünd\~ürfel \cl"\I.emlcl \\er­
den. Bereill beim Kauf ,ollte man auf 
eme ..,Iabile und ..,tandfe,te Bau\~el...c 
dl'''' Grill ... al:hten und nur hoch\\cnlge 

Ilüdige Holzkohle benutzen. Die Ge· 
fahr durch Funkentlug unu Rauchem· 
wicklung i,\,1 dann gering. 

Ailmögliehe solonhilfe bei Brand­
\Crlct7ungcn nennt Prof. Mühlbauer 
folgenue Maßnahmen: 
I Brandwunden mi t kaltem Lei­

tung..,wa,l,~r oder Ei,\, bi\ zur 
Schmerz linderung kühlen. Dal 
daucn in der Regel zehn bi.., 15 
Minuten - aber auf Unterkühlung 
achten. 

I Mit Iterilem VerbandltolT oder 
..,auberen Leinentüchern die Wun­
den abdecken. Kleidung e\entuell 
auf..,chneiden. aocr bela ... ..,en. 

I Kotarzt rufen. 
I Bei Kältegefühlen den Körper iu 

\\arme Decken cin ... chlagl'n. 
I Vor dem Abtranlpon inl Kranken­

hau, nichb trinken oder e,,,,en. 
Die Folgen einel lOlchen t:nglückl 

könnl'n \erhängni ... \ol1 ",ein. Im 
DurchIChnitt erfordern It'hwcre 
Brand\erletzungen mindc ... tcn... drei 
\\'tx'hen Intl'lhi\ ..,tation in einem 

KrankenhM . danach noch etl iche 
Wochen auf der Ptlegeltation. Die 
Heilung bean'prucht in der Regel dre i 
bil leehl Monate. In manchen Fällen 
muß Ipäter noch plJltilch nachkorri­
gien .erden. 10 daß lieh die Au, .. ir­
kungen dCl Unfalll über Jahre Cf\trek­
ken könncn. -hz-
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Vereinbarung über den Einsatz des 

Technischen Hilfswerks in der 
Flüchtlingshilfe der Vereinten Nationen 

Am 21. Juni 1990 unterzeichneten 
der Parlamentarische Staatssekretär 
earl-Dieler Spranger und der stell,er­
tretende Hohe Flüchtlingskommissar 
der Vereinten Nationen (UNHCR) 
Douglas Stafford eine Vereinbarung 
über die Mitwirkung des Technischen 
Hilfswerks in der Flüchtlingshilfe der 
Vereinten Nationen. 

Stafford dankte dem Bundesinnen­
minister anläßlich der Unterzeichnung 
fUr die seitherige erfolgreiche Mitwir­
kung. So habe der UNHCR in den 

vergangenen fUnf Jahren das THW 
insgesamt 26mal zur technischen Hil­
feleistung angeforden. Die Mann­
schaften kamen vor allem im Sudan 
und in Somalia zum Einsatz, um die 
Wassen:ersorgung der Bevölkerung 
sicherzustellen. 

Zur Zeit befinden sich mehrere 
THW-Expenen auf der indonesischen 
Insel Galang. um don die Strukturen 
eine> großen Flüchtlingslagers zu ver­
bessern. 

Stellvertretender Hoher Flüchtlingskommissar Slarrord (links) und ParIa­
menUIrischer Staatssekretär Spr:mgcr (n.>chts) nach der Unterzeichnung 
der Vereinbarung. (Foto! Hilbernlh) 

Bisherige Strukturen der 
DDR-Zivilverteidigung werden aufgelöst 

In einer \'om Allgemeinen Deut­
schen Nachrichtendienst (ADN) am 
20. Juni 1990 ,erbreiteten Presseer­
klärung des Staatssekretär; im DDR­
Innenministerium, Dr. Eberltard Stief. 
heißt es: 

"Für den Zivil- und Katastrophen­
IChutz in der DDR werden künftig 
die ehrenamtlich mfUgbaren Kr'fte 
und vorhandene Ausrüstungen einge­
setzt ... Bei möglichen Gefahrensi­
tuationen sollen diese gemeinsam mit 
den Feuerwehren und anderen Hilfsor­
ganisationen wirksame Maßnahmen 
ergreifen. 

Die Kompetenz fUr den Katastro­
phen- und ZivilIChutz wird vom Mini­
ster fUr Abrüstung und Verteidigung in 
die Verantwortung des Innen ministers 
übertragen \lerden ... Scit Jahresbe­
ginn, so Stief. würden die bisherigen 
zentralistischen militärischen Struktu­
ren der ehemaligen Zivilverteidigung 
aufgelöst. Damit verbunden sei die 
Beendigung des Dienstverhältnisses 
aller Berufskader des Zivilschutz ... 
Der Katastrophenschutz soll künftig in 
die Verantwortung der Stadt- und 
Landkreise beziehungsweise der län­
der übergehen." 

Nach zwei Wochen lebend geborgen 
Schweres Erdbeben auf den Philippinen 

Ein schweres Erdbeben hat am 16. 
Juli 1990 gegen 16.30 Uhr Ortszeit 
(9.30 Uhr MESZ) im Norden der Phi­
lippinen mehr als 1650 Menschenle­
ben geforden. Es traf die bevölke­
rungsreichste Insel LULOn mit der 
Hauptstadl Manila. Nach Angaben des 
dortigen seismologischen Institutes er­
reichte das Beben eine Slärke \on 7,7 
auf der Richter.;kala. Scin Epizentrum 
sei in nur zehn Ki lometer Entfernung 
I'on Cabanatuan. der Hauptstadt der 
Provinz Nueva Ecija, lokalisien wor­
den, hieB es. 

In dem 2300 Meter hoch gelegenen 
Bergkurort Baguio-City stürzten meh­
rere Hotels und ein Gebäude der Uni-

ver.;ität ein. Die 120000 Einwohner 
zählende Stadt wurde durch Erd­
rutsche, die Straßen unpassierbar 
machten und Brücken zer.;törten, von 
der Außen\lelt abgeschnitten. Da auch 
die Landepiste des örtlichen Augha­
fens starke Risse bekam. ist Beg"io 
nur noch mit Hubschraubern zu errei­
chen. 

In Cabanatuan wurden fast 300 
Schüler und Lehrer während des Un­
terrichls vom Einsturz des fUnfstöcki­
gen Schulgebäudes überrascht, das 
unter der Wucht der Erdstöße in sich 
zusammenbrach. Die Eltern der ver­
schütteten Kinder halfen verzweifelt 
bei der Beseitigung der Trümmer. Un-

Ziemlich viel Arbeit . diese Aklualisicrung. Jetzt nur noch Knöpfchen drücken .. . 
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ser Bild zeigt Marinesoldaten , die eine 
Woche nach der Katastrophe einen 
Schüler aus den Trümmero retten 
konnten. 

Die Bergungsarbeiten, bei denen 
auch Ärzte und Pioniere der amerika­
nischen Armee eingesetzt wurden, 
sind anfanglich durch starke Regenfal­
le, die 24 Stunden nach den ersten 
Erdstößen einsetzten, und durch zahl­
reiche Nachbeben erheblich erschwert 
worden. Rettungsmannschaften klag­
ten über den Mangel an schwerem 
Bergungsgerät, Medikamenten und 
Blutkonserven. 

Zwei Wochen nach dem Beben -
die internationalen Teams aus Groß­
britannien, Japan und Singapur waren 
bereits wieder abgereist, weil die Sen­
soren ihrer hochempfindlichen Meß­
geräte keine Lebenszeichen von Ver­
schütteten mehr anzeigten - wurde in 
Baguio ein 27jähriger Hotelkoch le­
bend aus den Trümmern geborgen. 
Die Ärzte bezeichneten seinen Ge­
sundheitszustand als gut, er leide le­
diglich unter Aüssigkeitsmangel und 
habe nur einige kleinere Verletzungen 
erlitten. (Foto: dpa) 

Chemiewaffenabzug 
hat reibungslos 

begonnen 

Der erste Schritt zum Abzug ameri­
kanischer Chemiewaffen aus der Bun­
desrepublik hat nach Angabe der Ver­
antwortlichen sicher, zügig und rei­
bungslos begonnen. 

Mit einem sieben Kilometer langen 
Konvoi haben US-Militär, Bundes­
wehr und Polizei am 26. Juli unter 

schärfsten Sicherheitsvorkehrungen 
etwa 15 Tonnen Nervengas zum Depot 
Clausen bei Pirmasens zum Zwischen­
lager Miesau transport iert . 

Von dort aus werden sie auf dem 
Schienenweg nach Nordenharn in Nie­
dersachsen gefahren. um anschließend 
mit Spezialschiffen zur endgültigen 
Vernichtung auf dem Johnston-Atoll 
im Pazifik gebracht zu werden. 

Unser Bild zeigt den Beginn des 
Transportes mit Spezialcontainern. 

(Foto: dpa) 

Erhebliche 
Sicherheitsmängel 

bei Gefahrgut­
Transporten 

Zahlreiche Gefahrgut-Transpone 
weisen nach Angaben des nordrhein­
westfalisehen Ministeriums rur Ar­
beit, Gesundheit und Soziales erhebli­
che Sicherheitsmängel auf. Im bevöl­
kerungsreichsten Bundesland werden 
hiernach jährlich etwa 75 Millionen 
Tonnen gefahrlieher Güter an rund 
15000 Anlagen umgeschlagen. Hier-

zu zählen explosive. entzündbare, gif­
tige und ätzende Stoffe. 

Der überwiegende Teil der Gefahr­
gut-Transporte, fast zIVei Drittel, er­
folge immer noch auf der Straße. Der 
Schienenverkehr mache etwa 15 und 
die Binnenschiffahrt 25 Prozent aus, 
hieß es. Wie das Ministerium in Düs­
seldorf weiter mitteilte, ist bei insge­
samt 136440 Kontrollen an Rhein und 
Ruhr fast jeder viene der untersuchten 
Tankwagen, Eisenbahn-Kesselwagen 
oder Tankcontainer beanstandet wor­
den. Die Gewerbeaufsicht habe in je­
dem zehnten Fall sogar den Weiter­
transport untersagt. weil die schwer­
wiegenden Sicherheitsmängel nicht 
sofort hätten abgestellt werden 
können. 

Zur Verbesserung der Überwa­
chung von Gefahrgut-Transporten 
sind seit Beginn des Jahres in Nord­
rhein-Westfalen zwei Überwachungs­
gruppen im Einsatz. die mit mobilen 
Laboratorien ausgerüstet wurden. Ihre 
Aufgabe ist es nach Angabe des Mini­
steriums. zur Unterstützung der Ge­
werbeaufsichtsämter an On und Stelle 
Proben von Gefahrgütern zu entneh­
men und kurzfristig ZU analysieren. 
Von dem unangemeldeten Einsatz der 
Prüfer an ständig wechselnden Stand­
orten erwartet man außerdem eine vor­
beugende Wirkung zur größeren Sorg­
falt im Umgang mit gefahrlichen 
Stoffen. 

Unfall mit Tankzug 
fordert drei Tote 

Drei Tote und vier Schwerverletzte 
forderte Ende Juni ein Verkehrsunfall 
auf der Südfahrbahn der Autobahn A 7 
in Höhe der Werratalbrücke zwischen 
Hedemünden und Lutterberg. 

,,Nie wieder blättern 
und suchen" 

Die Datenverarbeitung hält mittlerweile auch im Katastrophenschutz Ein­
zug. Der oberbayerische Landkreis Pfaffenhofen an der 11m verwaltet mehr als 
10000 Daten im kreiseigenen Katastrophenschutzplan mit einem Personalcom­
puter. der mittlerweile einen sechsbändigen Almanach ersetzt. Lesen Sie dazu 
den Beitrag auf Seite 19 

Unser Zeichner H.-G. Butte sieht die Sache so: 
Wo steht denn nun, wie es weiler geht? Trotz Computer muß man sich im Katastrophenschutz auskennen. 
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Augen/eugen schilderten den Her­
gang des Unralls, der sich am spälen 
Vonnluag ereignei haue, \0: Ein hol­
ländio.cher TanklasIZug "urde im dor­
ligen BauSlcllenbereich mll sieben 
Prozem Gefalle und einer Geschwin­
digkellsbeschrän'ung aur 6O.mI11 im­
mer schneller, obwohl die Bremslich­
ler aufleuchlelen. Der Tankzug scher­
le aus und rammle aur der lerenglen 
Überholrahf\purdrel Pkw. Ein weile­
res AUlo hai er aur eme Höhe Ion 80 
Zenllmelern regelrechi zusammenge­
preßI. Dann I'erbranmen z"ei Men­
schen biS zur Unkennllichkeil. 

Direll aur der Brücke, rund 60 Me­
Ier über der Werra. sließ das Un­
glück;rahrzeug noch aur einen mi! 
Slahlröhren beladenen Transporter aus 
()"Ierrelch. Eines der lieben Meier 
langen Rohre flog "ie ein Ge><hoß aur 
die Gegenrahrbahn und durchbohrte 
dort einen enlgegenkommenden Wa­
gen. Die 55Jährige Fahrerin aus Kassel 
war aur der Sielle 101. 

Die Zugmaschine des Tanllaslef\ 
halle jelZI Feuer gerangen. TrolZdem 
konnte der Fahrer nur leicht verielZl 
aUI seiner Kabine kiellern. Er \land 
aber umer erheblicher Schockemwir­
kung und war bis zum Abend nichl 
lernehmungsfahig. 

Große Unsicherhei! hem;chle zu­
nach\1 bei den RellungsmannschaFien. 
"cil niemand genau 'hußle. was der 
Tanllaslzug geladen halle. Die Ab­
deckungen der Gerahrgullareln waren 
durch die Hilze ge><hmolzen und die 
KennZCIchnung eines rrüheren Trans­
ports wiel leichi brennbaren Alkohol 
au I. Talsächlich besland die Ladung 
jedoch aus 30000 Lilern nichlbrenn­
barem Ammoniumsulral. Ein Spre­
cher: .. Gluck Im Unglück. sonSi "are 
hier die Holle los gewesen." 

Die GÖllinger AUlooahnpolizei geht 
Ion einem lechnischen Dere'l an der 
Bremsanlage aus. Zwei Wochen ZUlor 
halle ihr Einsalzleller noch prognoSli­
ziert. Unfalle während der Hauplreise­
zeil im Bauslellenbereich der Werra­
laibrücke seien kaum vermeidbar. Die 
Bauslelle sei lechnisch mchl besser 
abzusichern. Unser Bild lerntillell ei­
nen Eindruck Ion der UnglücksSielie. 

(Foto: 0110) 

Einflüsse des Pflege­
notstandes auf den 
LuftreHungsdienst 

Die sich zuspllzende Silualion im 
Pflegebereich wirkl SICh nach Ansichl 
von Dr. med. Siolpe, Slädlisches 
Krankenhaus München-Harlaching 
und Lei!ender RTH·Arzt der Lurlrel­
lung"'alion Chrisloph I, in zuneh­
mendem Maße auch aur die NOirall­
medizin und die LuFirellung aus. 

In den einsalZreichen Monalen Juni 
bis Oklöber, lor allem an Wochenen­
den. !>Ci es immer schwieriger. Akut· 
palienlen in geeignelen Kliniken un­
lerzubringen ... Die adäquale klinische 
Weilervmorgung speziell von schä­
del-hirnlerlelZIen Unralloprern iSI be­
sonders problemalisch. Einige der 
großen TraumazeOIren verhängen aur­
grund des PmonalnOlSlandel rur län­
gere Zeil einen slriklen Aurnahme­
SlOP", so Dr. Sioipe. 

Siellvertreiend rur diese SilUalion 
wird der Fall eines jungen sehädel­
hirnmlelZlen Munchners dargeSleilI, 
der im Primäreinsalzradius des Rel­
lungshubschraubef\ Chrisloph I ler­
unglückle. Da fur ihn lrolz imensiler 
Bemühungen keme aurnahmebereite 
Klinik in Munehen gerunden werden 
'onme, "urde der Reuungshub­
\Chrauber zum Klinikum Innsbruck 
dirigiert. 

och lor der dortigen Landung hal 
ihn die ReuungsleilSlelle in RichlUng 
Salzburg umgelellel, da auch die Inns­
brucker Klinik nichl aurnahmefähig 
war. Belor die öSlerreichische Lan­
desgrenze erreichl war, mußle Chri­
Sloph I erneul abdrehen, weil sich in 
Salzburg der gleiche Sachlerhall ab­
zeichnele. LelZIlich wurde der Patienl 
über München hin"eg ins Klini'um 
Augsburg geflogen. 

Zwar 'ann der LuFireuungsdiensl 
diese SilUalion dureh seine überregio­
nale Einsatlfahlgkeil geringfUgig enl­
zerren, er wird aber durch die geschil­
derten Umslände zunehmend in seiner 
Effekliviläl beschniuen. 
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Spontane Hilfsaktion 
für 18jähriges 

Unfallopfer 

Bei einem schweren Verkehrsunrall 
bei E\SlIlgen im O>lalbkrelS wurde 
Mille Juli eme 18jährige P',,-Fahrerin 
lebenlgCfahrlich verleill. Sie haue 
I e"uchl. mil ihrem Kleinwagen nach 
links in die Bunde\SIraße 29 einzubie­
gen und übef\ah dabei einen heran­
kommenden LaSIZug. 

Dieler erraßle ihr Fahrzeug, schob 
es vor sich her und drückle es gegen 
,,,ei aur der Abbiegespur wartende 
AUIIl'o. Die junge Frau wurde in ihrem 
Wagen eingeklemml und mußte Ion 
der Feuerwehr. die mil drei Fahneu­
gen und 19 Mann im Einsalz war, 
geborgen werden. Der Sachschaden 
wird aur uber 5000:> DM geschälzl. 

In einer mehrslündigen Operalion 
versuchlen die Änle ihr Leben LU 

rellen. Im Weulaur mil der Zeil wurde 
zu einer ungewöhnlichen BlulSpende­
akllon aurgeruren, da die lorhandenen 
Kon\Cf\en der BIUlgruppe B negalll 
im Kreis'rankenhaus Aalen auszuge­
hen drohlen. 

Sowohl über Laulsprecherdurchsa­
gen in den umliegenden Kaullläusern 
und Verbrauchennär'len, als auch 
über Rundrunk, wurden Spender ge­
luchl. Spoman meldelen sich mehr als 
60 Personen aus ganz Nordwürttem­
berg. Diele hal die Polizei - größlen­
leils mil Sondersignalen - ins Kreis­
kran'enhaus gerahren. 

EN nach rasl sieben Slunden war 
die erforderliche Menge an Spender­
blul erreichl und die Hilr"'tion konn­
le ausklingen. Unser Bild zeigl den 
10131 zertrümmerten Kleinwagen der 
18jährigen. (Folo: Moll) 

Autobahnen 
immer sicherer 

Die bundesdeUischen AUlobahnen 
sind in den vergangenen zw anzig Jah­
ren immer sicherer geworden. Eine 
Anal)se der Ver'ehr<;- und Unrallem­
wicklung aur der Basis von Zahlenma­
terial des Stati'ilischen ßundc!lamleS 
weill fUr die genannle Zeil einen 
Rüc'gang der Verleh"loten um 18 
Prozenl aus. An die\Cr günSligen Enl­
wicklung ändert sich im Prinzip auch 
dadllrch nichlS, daß in den lewen zehn 
Jahren die Zahl der VerielZIen um 22 
Prozemzugenommen haI. I m gleichen 
Zei!raum hai sich nämlich das AUlo­
bahnSireckennelz der Bunde'republi' 
aur 8721 KilomeIer mehr all verdop­
peIl und die jährliche FahrieillUng al­
ler Verkehrsleilnehmer aur 132 Mil­
liardell KilomCl.r raSi verdreirachl. 

Die meiSlen Unfalle ereignen sich 
nach diesen ErI<enmnislen durch 
. .Auffahren" und .Abkommen Ion der 
Fahrbahn". Relativ viele Personen 'a­
men allerdingI durch zwei fUr Auto­
bahnen eigenllieh alYPlsche Unfalle 
ums Leben: elwa 50 Menschen werden 
pm Jahr durch GeisIerfahrer gelölel 
und über 40 all Fußgänger. 

Schweizer 
Tankschiff explodiert 

Zwei Verleille und Sachschaden in 
Millionenhöhe hal am 30. Jum diesen 
Jahres die Explo>ion des Schweizer 
Tankschirres . .Aland" aur dem Rhein 
gerordert. Der Frachler war m Lud­
"'gsharen beim Löschen von 200:> 
Tonnen LeIchibenzin aus bislang un-



gekläner Ursache explodien und aus­
einandergebrochen . 

Das Schifflief, aus Rotterdam kom­
mend, kurz nach Mitternacht im Nord­
hafen ein. Gegen 6.45 Uhr sei ein 
"leichtes Feuer" auf der "Aland" ent­
deckt worden, erkläne ein Sprecher 
des Chemiekonzerns, rur den das Ben­
zin bestimmt war. Im Anschluß daran 
hätte sich die Explosion ereignet, 
durch die der Tanker auseinander­
brach. Dabei erlitt ein Besatzungsmit­
glied schwere, ein weiteres leichte 
Verletzungen. Die beiden übrigen ka­
men mit dem Schrecken davon. 

Das Bild des THW 
trägt seine 
Handschrift 

Am 31. Mai 1990 ging mit Regie­
rungsdirektor Jochen von Amim ein 
exzellenter Kenner des Technischen 
Hilfswerks in den Ruhestand. Seit Ok­
tober 1976 Leiter des Referates .,Hel­
ferbetreuung, Öffentlichkeitsarbeit" 
in der THW-Leitung sowie zuvor als 
Referent und "Fachkraft rur Aufklä­
rung und Werbung" beim Landesbe­
auftragten rur Schleswig-Holstein hat 
er sich große Verdienste um das THW 
erworben. 

Zum Zeitpunkt des Unglücks befan­
den sich noch 350 Tonnen Benzin an 
Bord, die teilweise in das Hafenbek­
ken ausliefen und don auf der Wasser­
oberfläche verbrannten. Wie betont 
wurde, hätten alle Sicherheitsmaßnah­
men gegriffen. Mit Preßluft gefüllte 
Schläuche riegelten die Verbindung 
zum Rhein ab, so daß kein leichtben­
zin in den Fluß gelangt sei. Der Sach­
schaden an dem total zerstönen Schiff 
(unser Bild) wird auf mindestens runf 
Ylillionen Mark geschätzt, der an den 
Anlege- und Verladeeinrichtungen auf 
rund eine weitereMillion. (Foto: dpa) 

Von Amim konnte insbesondere die 
humanitäre Idee des THW einer gro­
ßen Öffentlichkeit vermitteln und hier­
rur eine breite Akzeptanz erreichen. 
Dies war Voraussetzung rur den steti­
gen Aufstieg des THW von einer kaum 
bekannten Gruppierung freiwilliger 
Helfer zu einer schlagkräftigen. inzwi­
schen weltweit bekannten und aner­
kannten Hilfsorganisation. 

Insbesondere in der schwierigen 
Phase des Aufbaus und der Konsoli­
dierung konnte er wichtige Impulse 
verleihen. Dabei war sein Konzept der 
unaufralligen, aber stetigen Präsenta­
tion Schlüssel zum Erfolg. Spektaku­
läre Ereignisse mußten nicht provo­
ziert oder inszeniert werden. Die 

Verabschied ung Jochen von Arn ims durch den Präsidenten des Hundesam­
tes für Zivilschutz Hans Georg Dusch (rechts). (Foto: Hil bcrath) 

Wirklichkeit mit ihren verheerenden 
Katastrophen und die Unglücksfalle 
des täglichen Lebens, deren Auswir­
kungen das THW im In- und Ausland 
zu lindern half, sprachen rur sich. 

Jederzeit hat von Arnim es verstan­
den, den Einsatz des THW ohne Ef­
fekthascherei so zu präsentieren, daß 
dessen Notwendigkeit einleuchten 
mußte. 

Seit mehr als 23 Jahren im Bereich 
der Öffentlichkeitsarbeit für das THW 
tätig, hat er Generationen von Sachge­
bietsleitern rur dieses Metier in den 
Landes- und Onsverbänden geschult 

und fongebildet. Die gesamte Infor­
mationsarbeit des THW trägt seine 
Handschrift und dankt ihm ihren Er­
folg. 

Als Bediensteter stand er in vorbild­
licher Weise über die "gewohnte" Zeit 
hinaus dem THW in seinem Bestreben 
zur Verfügung, den humanitären Zie­
len zu dienen. 

Von Arnims großes Engagement 
hat THW-Direktor Gerd Jürgen Hen­
kel im Juni vergangenen Jahres anläß­
lieh des 10. Bundesweukampfes mit 
der Verleihung des Ehrenzeichens in 
Silber gewürdigt. 

Te,.",;ne 

Die Technische Akademie Esslingen fühn vom 1, bis 3. Oktober 
1990 in Ostfildern ein Seminar über Gefahrenverbütung und Gefahren­
abwehr unter dem Titel "Vorbeugender und abwehrender 
Brandschutz im Betrieb" durch. 

Es vermittelt Grundlagen und gibt einen Überblick über die Möglichkei­
ten einer effektiven Gefahrenvorsorge und -bekämpfung, ist problembezo­
gen und praxisorientien. 

Behandelt werden unter der Leitung von Siegfried Feiten die Themen­
kreise: 
• Chemie des Brennens und Löschens 
• Einsatzbereiche von Brandschutzausrüstungen 
• Stoffspezifische Brandgefahren 
• Rechtsgrundlagen rur Verantwonung und Haftung 
Auskunft: Technische Akademie Esslingen, Postfach 1269, 

7302 Ostfildern, Telefon 0711 /3400823-25 

In ihrer Niederlassung in Samen (Schweiz) veranstaltet die TA Esslin­
gen vom 15. bis 16. Oktober unter der Leitung des Sachverständigen 
für Industriebrandschutz B. Knepper VDI einen Lehrgang zum Thema 
"Brandschadensverhütung in Hotels und Beherbergungs­
stätten". 

Spe~1akuläre Brände in diesen Gebäuden unterstreichen die Notwendig­
keit, Sicherheitsvorkehrungen - insbesondere bei hohen Gebäuden oder 
Hochhäusern - ständig zu überprüfen und dem neuesten Stand der 
Technik anzupassen. Zu dieser Problematik zeigt der Lehrgang Lösungs­
möglichkeiten auf. 
Auskunft: Technische Akademie Esslingen, wie oben 
oder: Postfach 310. Industriestraße 2 

CH-6060 Samen, Telefon 0411663708 

Katastrophen erfordern außergewöhnliche Maßnahmen zu deren Bewäl­
tigung. Dies gilt auch für den Bereich des Krankenhauses. Im Anschluß an 
die Jahrestagung 1990 der Deutschen Gesellschaft rur Katastrophenmedi­
zin findet vom 8. bis 10. November 1990 in Malente ein Workshop 
zum Thema "Katastrophenmanagement im Krankenhaus" 
statt. 

Dabei spielen nicht nur medizinische Gesichtspunkte externer oder 
imerner Gefahrenlagen eine Rolle, es soll auch das Management. also die 
Lösung organisatorischer und verwaltungstechnischer Probleme. erarbei­
tet werden. 
Auskunft: Institut für AnästhesiOlogie der Universität. 

Josef-Schneider-Straße 2. 8700 Würzburg, 
Telefon: 093112013354 
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Wie der Rote Halbmond die Katastrophe meisterte 

"Fragt nicht, wie viele 
tot sind - fragt, 

wie viele noch leben" 
Feldlazarett der Bundeswehr ersetzt IOO-Betten-Krankenhaus 

Das Freitagsgebet in der Universität 
von Teheran am 29. Juni 1990, eine Wo­
che nach dem verheerenden Erdbeben, 
hielt der iranische Staatspräsident Ali 
Akbar Rafsandjani persönlich. Er war ge­
prägt vom Gedanken an die Toten, die 
zwischenzeitlich auf 50000 geschätzt 
werden. Der Präsident zog aber auch eine 
selbstbewußte Bilanz, wie gut man mit 

Um 0.31 Uhr Ortszeit, kurz nach 23 Uhr 
mitteleuropäischer Sommerzeit, begann das 
Beben in der Nacht zum 21 . Juni. Es über­
raschte die meisten Iraner im Schlaf. "Eine 
ganze Minute hat es gedauert," berichtete 
ein Augenzeuge: "Ich dachte, es würde nie 
wieder aufhören." Das Epizentrum lag etwa 
200 Kilometer nordwestlich der Hauptstadt 
Teheran im Kaspischen Meer. Nach Angaben 
des Geophysikalischen Instituts der Universi­
tät Teheran erreichten die Erdstöße eine 
Stärke von 7,3 der Richter-Skala. 

Die Zahl der Ve~etzten wird auf rund 
100000 geschätzt. Vermutlich eine halbe 
Million Menschen verloren ihr Dach über dem 
Kopf. Hundert mal sechzig Kilometer mißt die 
am schwersten betroffene Region in den 
Provinzen Sandjan und Gilan. Hier wurden 
ganze Ortschaften völlig zerstört, kaum ein 
Stein blieb auf dem anderen. Mandjil, Rud­
bar, Lowshan und 140 Orte im zerklüfteten 
Hochland des Elbrusgebirges existieren 
praktisch nicht mehr. Noch in dreihundert 
Kilometem Enfernung sind Gebäudeschäden 
registriert worden. 

Beim ersten Stoß. so schildert einer der 
Überlebenden, habe sich die Se~enwand 
seines Hauses "sachte, als würde sie ge­
stürzt" nach außen geneigt und sei dann 
langsam zu Boden gesunken. Der zweite und 
dritte Erdstoß habe die Mauern auseinander­
gerissen. Nach Sekunden lähmenden 
Schwelgens seien Gesteinsbrocken "groß 
wie Autos" donnernd die Hänge herabge-
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dieser größten Katastrophe im Land fertig 
geworden sei: "Wir haben der Welt ge­
zeigt, wie stark wir sind." 

Ein Bewohner von Kopteh, einem Dorf 
im Elbrusgebirge, der mit Frau und Kind 
überlebte, meinte: "Fragt mich nicht, wie 
viele tot sind - fragt mich, wie viele noch 
leben." Ihm war es trotz schwerer Verlet­
zungen gelungen, in dem unwegsamen 

stürzt. Diese Lawinen haben erst das Aus­
maß der Naturkatastrophe bestimmt. 

Das Erdbeben traf die Lebensader Irans. 
Die Provinz Gilan ist eine landwirtschaftlich 
sehr intensiv genutzte Bergregion. Es wird 
Weizen, Reis, Tabak, Tee und Obst angebaut. 
Etwa drei bis vier Millionen Menschen leben 
hier. Verschlimmert wird die Lage dadurch, 

karstigen Gelände Hilfe zu holen. "Die aus 
den Bergen herabstürzenden tonnen­
schweren Felsmassen haben unser Dorf 
mit all seinen Einwohnern, seinem Vieh 
und seinen Obstgärten begraben," be­
richtete er. Von den ehemals 65 Großfami­
lien blieben nur diese drei Menschen am 
Leben. 

daß die Ernte vemichtet, die Bewässerungs­
systeme zerstört sind. 

Entgegen ersten Meldungen halten sich 
die Schäden in der Provinzhauptstadt Rasht 
in Grenzen. Nur wenige Häuser sind zusam­
mengebrochen. Am schlimmsten hat die 
Menschen die Zerstörung der Trinkwasser­
Hochbehälter getroffen. 

Kaspisches Meer 

,r 
RaSh~ 

R""b Rostam Abad 
uu ~ Mandjil 

S d·"ksha"l 
an Jan ~ 

Oberblick über die wichtigsten Orte der Katastrophenregion Im EJbrusgebirge. (Grafik: nit) 



Viele Städte und Dörfer in der Provinz Gilan sind fast vollständig zerstört. 

Zahlreiche Nachbeben 

Die Arbeit der Bergungsmannschaften 
wurde durch Erdrutsche behindert, die wich­
tige Straßen unpassierbar machten. Der 
iranische Rote Halbmond, die islamische 
Schwesterorganisation des Roten Kreuzes, 
koordinierte die Rettungsarbeiten. Gleich in 
den ersten Tagen kam schweres Räumgerät 
in entlegene Gebiete. Noch lange erschütter­
ten Nachbeben die Unglücksprovinzen. Über 
200 wurden insgesamt gezählt, das heftigste 
davon erreichte eine Stärke von 6,5. Bereits 
freigeräumte Straßen wurden dadurch er­
neut blockiert. 

Mit Hubschraubern versuchte man dorthin 
vorzudringen, wo sonst kein Durchkommen 
war. Trotz der Sonne wehte ein eisiger Wind 
von den Bergen. Die Piloten versuchten das 
Unmögliche, konnten aber in der zerklüfteten 
Landschaft nicht überall landen. Viele 
Schwerverletzte wurden nach Teheran oder 
andere größere Städte geflogen, da die um­
liegenden Krankenhäuser zerstört oder über­
füllt waren. 

Als eine der ersten ausländischen Helfer 
trafen 205 Spezialisten der französischen 
Securite Civile im Katastrophengebiet um die 
Stadt Mandjil ein. Mit 18 Rettungshunden 

machten sie sich sofort auf die Suche, um 
unter den Trümmern und Erdrnassen noch 
irgendwelche Lebenszeichen aufzuspüren. 

Bergung ist ein Wettlauf mit der Zeit. 

Manchmal können Verschüttete unter günsti­
gen Umständen noch nach einer Woche 
lebend geborgen werden. In der Regel be­
steht aber schon nach 48 Stunden für die 

Was man sich mühsam aufgebaut hatte, die eigenen vier Wände, die Werkstatt, brach zusammen wie ein 
Kartenhaus. 
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Die Hauptstraße von Rudbar ist ein einziges Trümmerfeld. 
Ankunft einer Bundeswehr-Hilfsmaschine in leheran. Mit an Bord: Deutsch­
Iranische Mediziner, die ihren landsleuten ärztliche Hilfe bringen. 

meist Schwerverletzten kaum mehr Hoff­
nung. 

Die Sirenen der Ambulanzfahrzeuge klan­
gen für die Bewohner wie Erfolgsmeldungen. 
Wieder wurde jemand unter den Trümmern 
gefunden und war auf dem Weg ins Lazarett. 
Zwei Wochen nach dem Beben meldete die 
iranische Nachrichtenagentur IRNA, daß fünf 
Prozent des Katastrophengebietes noch im­
mer nicht von Hilfsmannschaften erreicht 
seien. 

Feldlazarett der Bundeswehr 
bei Manjil 

Oie Httze am Tag und die Kalte in der Nacht machen den Menschen In den Zelten am meisten zu schaffen. 

Die humanitäre Hilfe der Bundesrepublik 
Deutschland lief am 23. Juni an. Sie gilt im 
Iran als eine der wirksamsten. Mit acht 
Transall-Maschinen der Bundeswehr wurde 
ein komplettes Feldlazarett von Landsberg 
am Lech nach Teheran geflogen und dort auf 
dem Landweg weiter nach Rostam Abad 
gebracht. Die 41 Ärzte und Soldaten des 2. 
Sanitätslehrbataillons aus München über-
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Das total zerstörte 
Krankenhaus mit 
100 Betten, an des­
sen Stelle das Feld­
lazarett die medizi­
nische Versorgung 
übernahm. (Fotos: 
dpa 1, KooplBMVg 1, 
Brand 4) 



nahmen die Versorgung von Menschen, die 
im Umkreis von 80 Kilometem keinerlei an­
dere medizinische Hilfe erwarten konnten. 
Das dortige Krankenhaus, vor Jahresfrist 
fertiggestellt, ist nur noch ein einziges Trüm­
merfeld. 

Dies hatte zur Folge, daß die Helfer nicht 
allein die Behandlung der Erdbebenopfer 
übernehmen mußten, sondern das Lazarett 
auch die Funktion des bisherigen Kranken­
hauses mit 100 Betten. Dabei haben sich die 
Schwerpunkte von der chirurgischen Erst­
versorgung Verletzter zur klinischen Basis­
versorgung der Bevölkerung verschoben. 

Die Zusammenarbeit mit den Behörden 
klappte nach kurzer Zeit reibungslos. Auch 
die Scheu der Bewohner vor den fremden 
Doktoren, vor allem bei den islamischen 
Frauen, hat sich gelegt. Man nahm die Hilfe 
ge me an. Schnell entstand um das Lazarett 
eine regelrechte Zeltstadt, deren Bewohner 
die Helfer tatkräftig unterstützten. 

Praxis geschlossen, 
um zu helfen 

Als sich das Ausmaß der Katastrophe 
abzeichnete, war es für Professor Modjtaba 
Nasseri, Chefarzt der Schloßpark-Klinik in 
Bertin, klar, daß er seinen Landsleuten vor 
Ort helfen mußte. Deutsch-iranische Ärzte­
kollegen im gesamten Bundesgebiet nahmen 
teilweise spontan Urlaub. Andere schlossen 
ihre Praxis, um im Feldlazarett, wenige Kilo­
meter von Mandjil entfernt, Dienst zu tun. 
Innerhalb kürzester Zeit stellte Nasseri ein 
Team von 16 Ärzten zusammen. Deren Enga­
gement ist hoch einzuschätzen, gingen sie 
doch mit ihrer Rückkehr in den Iran nach 
teilweise vielen Jahren auch ein persönliches 
Risiko ein . 

Die äußeren Umstände, 35 Grad im Schat­
ten, Stechmückenplage und zahlreiche kul­
turelle Besonderheiten, erleichterten die Ar­
beit nicht gerade. Anästhesiepfleger Bernd 
Lindenau: "Bei solchen Außentemperaturen 
erreicht man in den Zelten bis zu 40 oder 50 
Grad. Irgendwann macht der Körper nicht 
mehr mit." Die Operationsprogramme wur­
den daher in die Nachtstunden vertegt, in 
denen es erheblich kühler war. 

Das Operieren stellte ohnehin alle Beteilig­
ten immer wieder vor neue Schwierigkeiten. 
Der Einsatz von Blutkonserven beispielswei­
se ist aus religiösen Gründen problematisch. 
Oder aber: "Wenn wir einen neuen Patienten 
bekommen, dann stehen gleich fünf oder 
sechs Verwandte dabei und wollen genau 
wissen, was jetzt mit dem Verletzten ge­
macht wird." Man bekam dies dadurch in 
den Griff, daß in den Zelten Wartezonen mit 
Dolmetschern eingerichtet wurden. 

Bis zu 300 Patienten pro Tag wurden 
ambulant und an die 120 stationär behandelt. 
Insgesamt sind etwa 3000 Personen medizi-

Zusammenstoß der Platten 

Warum die Erde nicht zur Ruhe kommt 
Seit Menschengedenken ist die Region am Kaspischen Meer durch Erdbeben 

gefährdet. Mit einer Katastrophe diesen Ausmaßes hat aber niemand gerechnet. Von 
Beginn der fünfziger Jahre an haben die Geophysiker hier bereits sechs Beben registriert, 
von denen jedes mehrere tausend Menschenleben forderte. Die benachbarte Türkei 
wurde in diesem Zeitraum von vier schweren Erdbeben erschüttert, das östlich gelegene 
Afghanistan von einem. Nur durch besondere tektonische Bedingungen läßt sich eine 
statistische Häufung dieser Art erklären. 

Ein Blick auf die geologische Weltkarte zeigt, daß sich Vulkanausbrüche und Erdbeben 
längs bestimmter Linien konzentrieren. Die Geophysiker nennen sie Plattengrenzen. An 
ihnen entlang ist die Erde in Bewegung. 

Erst in diesem Jahrhundert haben die Wissenschaftler erkannt, daß die Erdkruste, also 
die äußerste Schale unseres Planeten, in sechs große und eine Reihe kleiner Platten 
zerfällt, die sich alle unterschiedlich zueinander bewegen. 

Entsprechend der chemischen Zusammensetzung des Krustenmaterials unterschei­
den die Geophysiker zwischen ozeanischen und kontinentalen Platten. Ozeanische 
bestehen im wesentlichen aus Basaltmaterial und sind somit schwerer als die 

pazifische 
Platt. 

Durch Verschiebung der tektonischen Platten kommt es an deren Nahtstellen zu Erdbeben. (Grafik: nlt) 

vorwiegend granitischen kontinentalen Platten. Dort, wo zwei unterschiedliche Platten 
zusammenstoßen, taucht die schwerere unter die leichtere ab. Die Geologen nennen 
diesen Vorgang "Subduktion". Beim Abtauchen und der damit verbundenen langsamen 
Erwärmung der Erdkruste kommt es zu Spannungen, die sich durch Erdbeben abbauen. 
So lassen sich beispielsweise die Erschütterungen an der Westküste Amerikas erklären, 
wo die pazifische unter die amerikanische Platte absinkt. 

Im mittleren Osten sind die geologischen Verhältnisse jedoch komplexer. Hier stoßen 
jeweils kontinentale Platten aneinander. Neben der eurasischen und der afrikanischen 
sind in diesem Gebiet noch zahlreiche kleinere Platten vorhanden, wie etwa die arabische 
und die iranische, die sich alle relativ zueinander bewegen. Bei deren Zusammenstoß gibt 
es keine Unterschiede in der Schwere des Bodenmaterials. Die Kruste taucht also nicht 
mehr ab, sondern türmt sich zu Gebirgen auf. Sie faltet sich wie ein Tischtuch, das man 
mit der flachen Hand gegen ein Hindernis schiebt. 

Die Gebirgsbildung entlang dieser Schnittlinien ist nach wie vor im Gange. Dabei 
ereignen sich immer wieder heftige Erdbeben wie jetzt im Iran. Gesteinspartien werden 
horizontal und vertikal gegeneinander verschoben. Es kommt zu Verwerfungen, und 
möglicherweise gleiten zwei Platten übereinander hinweg. 

Durch diese Betrachtungen wird verständlich, warum die Geologen mit wahrhaft 
erdumspannender Großzügigkeit den Gebirgsgürtel von der Sierra Nevada über die 
Pyrenäen, die Alpen, die Karpaten, das Taurusgebirge, den Kaukasus, das Elbrusgebirge 
bis hin zum Himalaya als "mediterran-transasiatische Erdbebenzone" bezeichnen. - hz -
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Die Bedeutung der Richterskala 

,,Nach oben offen" 
Um die Stärke eines Erdbebens beschreiben und vergleichen zu können, sind Skalen 

entwickelt worden. Am bekanntesten wohl ist die Magnitudenskala, als "nach oben 
offene Richterskala" bei jedem Beben zitiert. In der Tat ist die 1935 vom amerikanischen 
Seismologen Charles Francis Richter aufgestellte Maßeinteilung nach oben ebensowemg 
begrenzt, wie etwa die nach Anders Celsius benannte Temperaturskala. 

Das bislang stärkste gemessene Beben allerdings, in Assam, wies eine. Magnetude 
von 8,9 auf. Erdbeben nahe acht zählen zu den verheerendsten Naturerelgmssen, wenn 
sie bewohnte Gebiete treffen. Solchen unter vier widmet die Lokalpresse fast nur In 
Ausnahmefällen wenige Zeilen. Das Zittem der Erde am 29. Mai dieses Jahres in 
Frankfurt mit einer Stärke von 3,5 war für die Medien erwähnenswert, weil am selben Tag 
In den Karpaten ein schweres Beben mit mehreren Toten und Tausenden. von 
Obdachlosen registriert wurde und sich die Frage nach möglichen Zusammenhangen 
stellte. 

Die Richterskala gibt keine direkte Auskunft über eingetretene Schäden, sondern ist 
lediglich ein Maß für die beim Bruch der Erdkruste im Beben herd freigesetzte kinetische 
Energie. Sie ist logarithmisch aufgebaut. Jeweils von einem Wert zum anderen bewegt 
sich die Erde um das Zehnfache stärker, und die freigesetzte Energie steigt um den Faktor 
32. Errechnet wird die Magnitude durch den ersten Ausschlag eines geeichten 
Seismographen. 

An Stelle der Magnitude hätte Richter auch jede andere Maßeinheit für die Energie 
wählen können, beispielsweise Joule oder Kilowattstunden. Diese lineare Einteilung 
würde aber bei starken Beben zu extrem hohen und daher unübersichtlichen Zahlenwer­
ten fuhren. Das Erdbeben im Iran setzte innerhalb von knapp 60 Sekunden etwa 1,6 
Milliarden Kilowattstunden frei, eine Energiemenge, zu deren Erzeugung sämtliche 
dortigen Kraftwerke zwei Wochen benötigen würden, und die in der Lage ist, den 
gesamten Erdball zum Nachschwingen anzuregen. Professor Jürgen Klußmanr. von der 
Universität Hamburg berichtete, daß die bei diesem Beben ausgelosten SchWingungen 
nach sieben Minuten noch so stark in Hamburg ankamen, daß die Meßgeräte 
übersteuerten. 

Daß mit dieser Einteilung keine Aussage über Zerstörungen getroffen werden kann, ist 
einleuchtend. Ein Scherbruch in 100 Kilometern Tiefe (Tiefenherdbeben) hat an der 
Erdoberfläche geringere Auswirkungen als ein Bruchvorgang gleicher Magnitude in nur 
zehn Kilometern (Flach beben), wie im vorliegenden Fall. 

Als Maß zur Einstufung der Wahrnehmbarkeit und Schadenswirkung wird daher die 
Intensität" verwendet, eine physikalisch nicht exakt meßbare Größe, die nur durch die 

~ptische Bewertung des Schadens zustande kommt. Die Klassifizierung in einer 
zwölfteiligen Skala geht auf Giuseppe Mercalli zurück und wurde 1964 von den 
Seismologen Medwedjew, Sponheuer und Karnik (MSK-Skala) neu gefaßt. 

Die IntenSität nimmt mit wachsender Entfernung vom Epizentrum, dem Punkt auf der 
Erdoberfläche, der lotrecht über dem Beben herd liegt, ab. Auch Baugrundbeschaffenheit 
und die jeweilige Bauweise haben einen Einfluß auf die lokale Schadenswirkung. 

Ein Erdbeben hat also nur eine einzige definierte Magnitude, aber verschiedene 
Intensitäten. - hz -

nisch versorgt, über 1000 chirurgische Ein­
griffe vorgenommen und mehr als 300 Frak­
turen behandelt worden. Das Hauptkontin­
gent des Sanitätspersonals kehrte am 13. 
Juli nach Landsberg zurück, das Feldlazarett 
wurde inzwischen an iranisches Personal 
übergeben. 

Ausgezeichnete Logistik 

In großem Umfang trafen internationale 
Hilfslieferungen in Teheran ein. Die iranische 
Regierung ließ mitteilen, auch die übrigen 
ausländischen Helfer im Lande seien will­
kommen, gebraucht würden sie jedoch ei­
gentlich nicht. Hilfslieferungen an Medika-
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menten, Decken und Zelten seien wichtiger 
als die Entsendung von Helfern - eine For­
mulierung, die offenbar in Westeuropa nach 
den Erfahrungen mit dem schweren Erdbe­
ben in Armenien zunächst mißverstanden 
wurde. 

Im Nachhinein stellte sich diese Entschei­
dung als völlig richtig heraus. Ein großer 
Ansturm von ausländischen Hilfstrupps, die 
die Landessprache nicht beherrschten, wäre 
mehr eine Belastung für die heimischen 
Behörden gewesen als eine Hilfe. 

Heinz-Dieter Brand, Sachbearbeiter beim 
Technischen Hilfswerk, war zusammen mit 
einigen seiner Kollegen im Auftrag des Aus­
wärtigen Amtes vor Ort. Sie sollten erkunden, 
welche humanitäre Hilfe die Bundesregie-

rung dem Iran noch anbieten könne. Brand 
zeigte sich überrascht von der guten Organi­
sation und dem hohen technischen Ausrü­
stungsstand der Iraner. 

Was vorher kaum jemand wußte: Der Rote 
Halbmond ist bestens organisiert und verfügt 
über eine ausgezeichnete Logistik. Er hat 
ausreichend Fahrzeuge und Material sowie 
ein fast beliebig ergänzungsfähiges Kontin­
gent an gut ausgebildeten Helfern. In kürze­
ster Frist hatte der Rote Halbmond den ersten 
5000 weitere 10000 Freiwillige zugeordnet. 
"Im Gegensatz zu Armenien, wo die Men­
schen eher apathisch wirkten, engagiert sich 
hier die Bevölkerung tatkräftig bei den Auf­
räumungsarbeiten," meint Brand, exzellenter 
Kenner auch der Situation im Kaukasus. 

Angesichts der relativ guten Versorgungs­
lage stellte sich die Frage, was an weiterer 
humanitärer Hilfe zu leisten wäre. Es bot sich 
an, zwei Brunnen bei Rudbar instandzuset­
zen, um die Zeltstädte mit Trinkwasser zu 
versorgen. Für die Übergangszeit könnten 
Aufbereitungsanlagen installiert und Wasser 
über provisorische Verteilnetze in die Camps 
geleitet werden. Ein solches Projekt würde 
vor allem auch der Seuchengefahr vorbeu­
gen. Ob diese Vorschläge in die Tat umge­
setzt werden, haben die amtlichen Stellen 
des Iran zu entscheiden. 

Auch die Mitarbeiter des Arbeiter-Samari­
ter-Bundes, die mit einer transportablen Sa­
telliten-Bodenfunkstation zur Erkundung im 
Iran waren, haben schnell erkannt, daß "eine 
Soforthilfe nicht mehr notwendig war," so 
der ASB-Einsatzleiter Lothar Anzilutti. Die 
Gespräche mit der Bezirksverwaltung von 
Rudbar konzentrierten sich deshalb auf die 
Möglichkeiten der Wiederaufbauhilfe. 

"Wir bauen wieder auf" 

Den vielen Hilfsflugzeugen, die bisher in 
Teheran angekommen sind, werden weitere 
folgen müssen. Staatspräsident Rafsandjani 
hat offiziell mitgeteilt, der Iran habe zum 
Wiederaufbau ausländische Hilfe nötig. 
50000 Häuser seien durch das Beben zer­
stört worden. Es fehlten sechs Millionen 
Tonnen Stahl, 22 Millionen Tonnen Zement 
und viele Millionen Festmeter Holz. "Wir 
bauen wieder auf" sagte er, ließ aber offen, in 
welchem Zeitraum dies geschehen soll. 

"Was soll ich noch hier?" hat ein Bewoh­
ner von Mandjil gefragt, dieser ehemals 
malerischen Stadt, von der außer Trümmern 
und Schutt nichts mehr blieb. Ein anderer: 
"Alles, was ich halte, waren Land und ein 
Haus. Wenn ich kein Haus mehr habe, fehlt 
mir die eine Hälfte. Ich weiß nicht, wie es 
weitergehen soll." 

Zwei bis drei Jahre wird es mindestens 
dauern, bis die schlimmsten Schäden des 
Erbebens behoben sind . Was bleiben wird, ist 
die Trauer. - hz -



Blickpunkt Bonn: 

Bundesregierung weist 
Unterstellungen zurück 

Kleine Anfrage der Grünen zur Beteiligung der Bundesregierung 
an der Organisation von Zivilverteidigung und 

Katastrophenschutz in der DDR 

In insgesamt elf Unterpunkten wollten der Aufbau von Zivilverteidigung und Katastro­
Abgeordnete Such und die Fraktion der Grünen phenschutz nach bundesrepublikanischem 
in einer Kleinen Anfrage an die Bundesregie- Muster in der DDR gibt. Eine entsprechende 
rung AUfklärung darüber, inwieweit es von der Antwort legte jetzt der Bundesminister des 
Bundesregierung gesteuerte Aktivitäten zum Innern vor. 

Als Begründung für ihre Kleine Anfrage 
führten der Abgeordnete Such und die Frak­
tion der Grünen im Deutschen Bundestag 
folgendes an : Durch die Entspannungen in 
den Ost-West-Beziehungen ist für die Verfas­
ser der Anfrage auch die zivile Verteidigung 
in der Bundesrepublik Deutschland in eine 
Legitimationskrise geraten. Um diese zu 
überwinden, so die Grünen, werden Maßnah­
men in diesem Zusammenhang öffentlich 
zunehmend als angeblich friedensnützlich 
dargestellt. "Ferner reklamieren die in der 
Zivilverteidigung tätigen Organisationen des 
Bundes - wie das Technische Hilfswerk -" 
nach Meinung der Anfragenden, "verstärkt 
Aufgaben des friedensmäßigen Katastro­
phenschutzes für sich, obwohl dieser allein in 
der Zuständigkeit der Länder liegt und vor­
wiegend durch die kommunalen Feuerweh­
ren ausgeführt wird. " "Der Bundesrech­
nungshof", so führten die Parlamentarier 
aus, "hat in der Vergangenheit mehrfach an 
diese Aufgaben-Abgrenzung zwischen Bund 
(zivile Verteidigung) und Ländern (Katastro­
phenschutz im Frieden) erinnern müssen und 
die - tatsächliche oder vorgegebene - Ok­
kupation von Friedensaufgaben durch Bun­
deseinrichtungen sowie die hiermit verbun­
dene Zweckentfremdung von Bundesmitteln 
gerügt. " 

Nach den den Grünen vorliegenden Infor­
mationen nehmen Vertreter des Bundesmini­
steriums des Innern sowie bestimmter Län­
derministerien Einfluß auf die Organisation 
von Zivi lverteidigung und Katastrophen-

schutz in der DDR, bevor dort verfestigte 
Länder-Strukturen geschaffen sind. "Diese 
Initiative zielt offenbar auf die Schaffung 
eines integrierten und stark zentralistischen 
Organisationsmodells ohne die hiesige klare 
Aufgabenbegrenzung , was im Zuge der deut­
schen Vereinigung zweifellos auch Auswir­
kungen auf die Aufgaben-Wahrnehmung in 
der Bundesrepublik Deutschland haben wür­
de", heißt es in einer Vorbemerkung der 
Anfrage. 

Vor diesem Hintergrund verlangte die 
Fraktion der Grünen zunächst Aufklärung 
darüber, ob es zutreffend ist, daß sich Be­
dienstete der zuständigen Abteilung des 
Bundesministeriums des Innern sowie der 
Präsident des Bundesamtes für Zivilschutz 
im vergangenen Jahr häufig in der DDR 
aufgehalten haben, um dort über die Organi­
sation von Zivi lverteidigung und Katastro­
phenschutz zu konferieren. Des weiteren 
wollten die Anfragenden wissen, ob es sich 
bei diesen Aufenthalten um Dienstreisen 
handelte und welche dienstlichen Geschäfte 
diese Bediensteten dabei in der DDR - und 
somit außerhalb des Geltungsbereichs der 
ihrer Arbeit zugrunde liegenden Zivilverteidi­
gungsgesetze - verrichteten. 

In seiner jetzt veröffentlichten Antwort 
stellt der Bundesminister des Innern fest, daß 
sich im letzten Jahr weder Angehörige der 
Abteilung Katastrophen-lZiviischutz, Notfall­
vorsorge, Zivile Verteidigung (KN) des Bun­
desministeriums des Innern noch der Präsi­
dent des Bundesamtes für Zivilschutz in der 

DDR aufgehalten haben. Lediglich im Mai 
dieses Jahres hätten zwei Angehörige der 
Abteilung KN im Ministerium des Innem der 
DDR ein GespräCh darüber geführt, wie die 
im Nachtragshaushalt 1990 enthaltenen Mit­
tel für eine Ausstattungshilfe zugunsten der 
Hilfsorganisationen und der Bevölkerung in 
der DDR sinnvoll genutzt werden können. 

Auf Einladung der dortigen "Hauptverwal­
tung Zivilschutz" habe der Präsident des 
Bundesamtes für Zivilschutz Anfang April 
1990 Einrichtungen des Zivi lschutzes in Ost­
Berlin besichtigt. Dabei habe es sich auch im 
letzteren Fall um eine Oienstreise gehandelt, 
die - wie die Besuche in anderen benachbar­
ten Ländern - der Information über den 
Stand des Zivil- und Katastrophenschutzes 
außerhalb des Geltungsbereichs des Grund­
gesetzes diente. 

Unter Punkt zwei fragten der Abgeordnete 
Such und die Fraktion der Grünen, welchen 
Einfl uß Vertreter der Bundesregierung oder 
der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk auf 
die Errichtung einer " Technischen Hilfsein­
heit" in der DDR genommen haben, die nun 
auch ausdrücklich unter der Bezeichnung 
"THW" dort etabliert werden sol l. 

Kein THW in der DDR 

"Soweit in den vergangenen Wochen 
DDR-Stellen um Informationen über die Bun­
desanstalt Technisches Hilfswerk gebeten 
haben, wurde dieser Bitte, ebenso wie Anfra-
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gen aus anderen Ländern, zum Beispiel in 
letzter Zeit aus den USA, aus der UdSSR, 
Schweiz, CSFR, aus Ungarn, Österreich und 
Japan, nachgekommen", so der Bundesmi­
nister des Innem. Weiter wird darauf verwie­
sen, daß der Minister des Innern der DDR ( 
inzwischen erklärt hat, daß gegenwärtig 
nicht geplant sei, in der DDR ein Technisches 
Hilfswerk zu ernchten. 

Trifft es zu, daß aus Bundesmitteln in der 
letzten Zeit ein größerer Geldbetrag (1,7 
Millionen Mark) für Zwecke von Zivilverteidi­
gung und Katastrophenschutz in die DDR 
überwiesen wurde? Trifft es zu, daß diese 
Überweisung zum Aufbau eines Nachrichten­
systems für das TeChnische Hilfswerk in der 
DDR dienen soll? Aus welchem Titel des 
Bundeshaushalts erfolgte diese Zahlung? In 
welchen Umfang ist diese Zahlung durch 
bereits eingeworbene Bundesmittel gedeckt, 
und in welchem Umfang muß sie noch durch 
NaChtragsforderungen eingeworben wer­
den? Welchem Empfänger genau ist diese 
Überweisung zugeflossen? Welche sonstigen 
Zahlungen wuden aus welchen Bundeshaus­
haltsmitteln außerdem im ersten Halbjahr 
1990 an welche Empfänger in der DDR zu 
welchen Zwecken geleistet oder für den 
Bereich Zivilverteidigung/Katastrophen­
schutz zugesagt? Dies waren einige Informa­
tionen, die die Fraktion der Grünen unter 
Punkt drei der Kleinen Anfrage von den 
zuständigen Stellen erhalten wollten. 

Kein Geld in die DDR 
überwiesen 

Hierzu erklärt der Bundesminister des 
Innern: "Es ist nicht zutreffend, daß aus 
Bundesmitteln ein größerer Geldbetrag für 
Zwecke des Zivil- und Katastrophenschutzes 
in die DDR überwiesen worden ist. Der 
Nachtragshaushalt 1990 enthält eine Ver­
pflichtungsermächtigung über vier Millionen 
Mark, die nach den Erläuterungen dazu die­
nen soll, kurzfristig Ausstattung des erwei­
terten Katastrophenschutzes scwie Sanitäts­
material zugunsten der Hilfsorganisationen 
und der Bevölkerung der DDR unentgeltlich 
zu überlassen. Das Ministerium des Innern 
der DDR hat gebeten, diese Ausstattungshilfe 
gezielt, zugunsten der Hilfsorganisationen 
einzusetzen, um Ausstattungslücken vor al­
lem im Brandschutz-, Bergungs- und ABC­
Dienst auszufüllen. Es feh~ insbescndere die 
für die Soforteinsätze erforderliche Ausstat­
tung wie Kfz, Rettungsausstattung, Meß- und 
Atemschutzgeräte scwie Alarmierungsaus­
stattung. 

Die Ausstattungshilfe soll in Abstimmung 
mit den Bundesländern und Hilfscrganisatio­
nen vorgenommen werden. Die hierzu erfor­
derlichen Gespräche sollen nach der Som­
merpause geführt werden. 
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Darüber hinaus enthält der Nachtrags­
haushalt 1990 einen Ansatz von 500 000 
Mark für Hilfsmaßnahmen des Technischen 
Hilfswerks außerhalb des Bundesgebietes. In 
Abstimmung mit den kommunalen Spitzen­
verbänden und den Ländern sollen diese 
Mittel für die Hilfe der Kommunen und Länder 
in der DDR genutzt werden. 

Neben dem Transport von Hilfsgütern wer­
den unter anderem Ver- und Entsorgungslei­
tungen in Krankenhäusern repariert, kultur­
historische Gebäude gegen Einsturz gesi­
chert, Instandsetzungsarbeiten in Sansscuci 
durchgeführt, Brücken und Stege gebaut 
scwie Maßnahmen zum Schutz von Natur­
SChutzgebieten getroffen. Aus dem Haus­
haltsansatz werden dabei grundsätzlich nur 
die dem Technischen Hilfswerk selbst unmit­
telbar entstehenden Kosten finanziert, wäh­
rend die Sachaufwendungen für die einzel­
nen Projekte von den hiesigen Partnerstädten 
und Ländern getragen werden. 

Fazit: Es kann bei weitem nicht dem 
Bedarf entsprochen werden, da die vorlie­
genden Anforderungen bereits einen Ge­
samtbetrag von einer Million Mark über­
schritten haben. Die Bundesmittel werden 
nicht für Ausstattungshilfe des Zivil- und 
Katastrophenschutzes in der DDR genutzt. 
Weder in diesem noch im vergangenen Jahr 
sind Zahlungen an die DDR für den Ausbau 
des Zivil- und Katastrophenschutzes gelei­
stet worden". 

Die Fraktion der Grünen erbat in ihrer 
Anfrage an die Bundesregierung auch Aus­
kunft darüber, welchen Einfluß das Bundes­
ministerium des Innern beziehungsweise das 
Technische Hilfswerk auf Planungen in der 
DDR genommen haben, nach bayerischem 
Organisationsmodell Landesfeuerwehrämter 
zu schaffen. 

Kein Einfluß auf Planungen 

In seiner Antwort weist der Bundesmini­
ster des Innern darauf hin, daß weder das 
Bundesinnenministerium noch das Techni­
sche Hilfswerk auf angebliche Planungen in 
der DDR Einfluß genommen haben, Landes­
feuerwehrämter zu schaffen. JedenfallS sei­
en derartige Planungen nicht bekannt. 

Unter Punkt sieben der Anfrage heißt es: 
Trifft es zu, daß sich eine hochrangige Dele­
gation von Zivilverteidigungs-Fachleuten aus 
der DDR am 29. Mai 1990 in der entspre­
chenden "Katastrophen-lZiviischutz, Notfall­
vorsorge, Zivile Verteidigung" - Abteilung 
des Bundesministers des Innern und am 30./ 
31. Mai 1990 in Bayern aufhielt zwecks 
Informationen über die hiesige Zivilverteidi­
gungs- beziehungsweise Katastrophen­
schutz-Organisationsstruktur? 

Die offizielle Stellungsnahme des Bundes­
innenministeriums: "Das Ministerium des In­
nern hat den Bundesminister des Innern um 

ein Informationsgespräch über das gemein­
same Hilfeleistungssystem von Bund und 
Ländern in der Bundesrepublik Deutschland 
gebeten. Ein derartiges Informationsge­
spräch hat am 28./29. Mai 1990 in Bonn 
unter Beteiligung von Vertretern der Länder 
stattgefunden. Die fünfköpfige DDR-Delega­
tion, die von einem Regierungsdirektor gelei­
tet wurde, besuchte anschließend am 30./ 
31. Mai 1990 die Katastrophenschutzschule 
des Landes in Geretsried, um sich über den 
Katastrophenschutz und Brandschutz scwie 
über das Rettungswesen zu informieren". 

Zum Abschluß der Anfrage verlangten ihre 
Verfasser Aufklärung darüber, ob der Bun­
desregierung der Entwurf eines Zivilverteidi­
gungs- beziehungsweise Katastrophen­
schutzgesetzes der DDR bekannt ist und 
ferner, wann dieses im Kabinett und Parla­
ment verabschiedet werden soll. Antwort: 
"Der Bundesregierung ist weder der Entwurf 
eines Zivilverteidigungsgesetzes noch der 
eines Katastrophenschutzgesetzes der DDR 
bekannt", verlautete es aus dem Bundesin­
nenministerium. "Nach den vorliegenden In­
formationen beabsichtigt die DDR-Regierung 
derzeit nicht, derartige Gesetzesvorlagen 
einzubringen" . 

Bekenntnis zur Pflicht des 
Schutzes der Bevölkerung 

Grundsätzlich wird in der Antwort auf die 
Kleine Anfrage des Abgeordneten Such und 
der Fraktion der Grünen bemerkt, daß sich 
die Bundesregierung wie ihre Vorgängerin­
nen zu ihrer verfassungsrechtlichen Pflicht 
bekennt, die erforderlichen und möglichen 
Vorsorgemaßnahmen zum Schutz der Zivil­
bevölkerung auch in einem militärischen 
Konflikfall zu treffen. Diese Pflicht ergibt sich 
aus dem Völkerrecht, "da die in Bälde zu 
ratifizierenden Zusatzabkommen zu den 
Genfer Abkommen entspreChende Vorkeh­
rungen der Vertragsstaaten vorsehen" . 

Dabei stecken die vorhandenen Bundes­
gesetze lediglich den rechtlichen Rahmen ab, 
innerhalb dessen die Bundesregierung und 
der Haushaltsgesetzgeber Umfang und Prio­
r~ten bestimmen. Nach Ansicht der Bun­
desregierung kann dem allgemeinen Ent­
spannungsprozeß vor allem dadurch Rech­
nung getragen werden, daß in Zukunft denje­
nigen Maßnahmen Vorrang eingeräumt wird, 
die unmittelbar auch dem Schutz der Bevöl­
kerung bei Natur- und techniSChen Katastro­
phen dienen. 

In diesem Zusammenhang hat sich auch 
die Bundesanstalt TechniSChes Hilfswerk als 
Katastrophenschutzorganisation bewährt. 
Das Katastrophenschutzrecht und die Pla­
nungen der Länder schließen die Mitwirkung 
des Technischen Hilfswerks bei der Bekämp­
fung von Katastrophen und Unglücksfällen 
ein. Allein bei den schweren Stürmen und 



Unwettern im Frühjahr des Jahres wurden 
von den Gemeinden rund 20 000 Helfer des 
Technischen Hilfswerks angefordert, die ins­
gesamt über 130 000 Einsatzstunden leiste­
ten. Zur Beseitigung der durch die Stürme 
verursachten Waldschäden wurden auf Bun­
deskosten in den ersten vier Monaten dieses 
Jahres etwa 42 500 Helfer des Technischen 
Hilfswerks eingesetzt, die rund 360 000 Ein­
satzstunden erbrachten. 

Nach Ansicht der Bundesregierung be­
währten sich vor allem auch die überregiona­
len Einsatzmöglichkeiten des Technischen 
Hilfswerks als einer Bundesorganisation im­
mer wieder aufs neue. So konnte der Bund 
beispielsweise zur Bewältigung der Über­
siedlerströme im Herbst letzten Jahres auf 
über 19 000 Helfer zurückgreifen, die insge­
samt über 222 000 Stunden im Einsatz wa­
ren. Zur Zeit wird das Technische Hilfswerk 
im Rahmen von Städtepartnerschaften be­
ziehungsweise auf Anforderung der Länder 
für zahlreiche humanitäre Hilfsmaßnahmen 
in der DDR und in Rumänien eingesetzt. 

Der Bundesminister des Innern hat ferner 
im Juni 1990 mit dem Hohen Flüchtlings­
kommissar der Vereinten Nationen (UNHCR) 
einen Vertrag geschlossen, der die seit Jah­
ren erfolgreiche Mitwirkung des Technischen 
Hilfswerks in der internationalen Flüchtlings­
hilfe regelt. Seit Wochen befinden sich meh­
rere Experten des Technischen Hilfswerks 
auf der indonesischen Insel Galang, um dort 
im Auftrag der UNHCR die Infrastruktur eines 
großen Flüchtlingslagers zu verbessern. 

Keine Zweckentfremdung 

Durch das am 1. Februar 1990 in Kraft 
getretene THW-Helferrechtsgesetz sind die 
Voraussetzungen für eine Mitwirkung des 
Technischen Hilfswerks bei Katastrophen­
und Unglücksfällen größeren Ausmaßes so­
wie die humanitäre Hilfe im Ausland als 
gesetzliche Aufgaben des Technischen Hilfs­
werks festgeschrieben worden. Die Bundes-

STELLENAUSSCHREIBUNG 

regierung bezeichnet die Inanspruchnahme 
des Technischen Hilfswerks durch Länder 
und Gemeinden sowie im Rahmen der huma­
nitären Auslandshilfe nicht nur als volkswirt­
schaftlich sinnvoll, sondern sieht durch diese 
Einrichtung auch einen bedeutend besseren 
Schutz der Bevölkerung gegeben. Von einer 
Zweckentfremdung von Bundesmitteln kann 
daher in diesem Zusammenhang nicht die 
Rede sein. 

Die Bundesregierung weist die in der 
Anfrage enthaltende Unterstellung zurück, 
daß sie oder bestimmte Länder sich zugun­
sten eines zentralistischen Zivil- und Kata­
strophenschutzes in der DDR eingesetzt hät­
ten. Bund und Länder haben vielmehr in 
Informationsgesprächen mit der DDR auf die 
durch den föderativen Aufbau bedingten 
Strukturen des gemeinsamen Hilfsleistungs­
systems von Bund und Ländern hingewiesen, 
die unter Berücksichtigung der verfassungs­
mäßigen Kompetenzlage einen wirksamen 
Bevölkerungsschutz ermöglichen. 

Beim Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmittelbare Körperschaft des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich des Bundesmini­
sters des Innem), sind nachfolgend aufgeführte Stellen zu besetzen: 

1. Leiter/in der BVS-Dienststelle Rosenheim 
Verg.-Gr. IVa BAT - ab 01 . 11 . 1990-

2. Leiter/in der BVS-Dienststelle Hagen 
Verg.-Gr. IVa BAT - ab 01 . 01. 1991 -

3. Leiter/in der BVS-Dienststelle Oberhausen 
Verg.-Gr.IVa BAT - ab 01. 01. 1991 -

4. Leiter/In der BVS-Dienststelle Essen 
Verg.-Gr. IVa BAT - ab 01. 01.1991 -

5. Fachbearbeiter/in der BVS-Dienststelle Bayreuth 
Verg.-Gr. V b BAT - ab 01.08.1990-

6. Fachbearbeiter/in der BVS-Landes-/Dienststelle Bremen 
Verg.-Gr. V b BAT - ab 01.02.1991 -

Die Bewerber sollten über umfangreiche Kenntnisse auf dem Sektor des Zivilschutzes - insbesondere des Selbstschutzes - verfügen. 

Bis zum Abschluß der Fachausbildung erfolgt die Eingruppierung eine Vergütungsgruppe niedriger. 

Wir bieten außer einer angemessenen Vergütung die im öffentlichen Dienst üblichen Sozialleistungen. 

Bei gleicher Eignung erhalten schwerbehinderte Bewerber den Vorzug. 

Bewerbungen mit vollständigen Unterlagen (Personalbogen mit Lichtbild, Lebenslauf, Zeugnisabschriften, Ausbildungs- und Befähigungs­
nachweisen) sind bis zum 30. 09. 1990 zu richten an: 

Bundesverband für den Selbstschutz 
- BundeshauptsteIle -

Deutschherrenstraße 93-95 
5300 Bonn 2 

Personalbogen wird auf schriftliche Anforderung übersandt. 

Bei ha. Beschäftigten des BVS genügt formlose Bewerbung auf dem Dienstweg. 
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Or. Ewald Andrews, Ministerialrat im Bundesministerium des Innern 

Zivilverteidigung oder Katastrophen­
schutz - fachliche Alternative 

oder politischer Gegensatz? 
Ein Beitrag zur Diskussion über die möglichen politischen Konsequenzen 

angesichts der Abnahme der Bedrohung, der Veränderungen im Osten, 
der Abrüstung und des deutschen Vereinigungsprozesses* 

"Zivilverteidigung oder Kalastrophen­
schutz - fachliche Alternative oder politi­
scher Gegensatz?" - Diese Fragestellung 
erscheint auf den ersten Blick als griffige und 
geschmeidige Formulierung. Auf den zweiten 
Blick entpuppt sich die Sache dann doch als 
ein etwas komplizierterer Vorgang. Ich habe 
das Thema aber nicht verändert, obwohl es 
möglich und vielleicht auch sachlich geboten 
wäre. Die vom Veranstalter vorgeschlagene 
ThemensteIlung bietet nämlich die Chance, 
die wesentlichen Aspekte pointierter heraus­
zustellen. Allerdings möchte ich das Thema 
dann noch ergänzen um Aussagen zu ZV­
relevanten Auswirkungen der jüngsten Ent­
wicklungen im Ostblock und im deutsch­
deutschen Verhältnis, die eingetreten sind, 
nachdem die Programmplanung bereits ab­
geschlossen war. 

Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede 

Zivilverteidigung und Katastrophen-
schutz haben zunäChst einmal gemeinsam, 
daß sie mit der Abwehr bzw. Bewältigung von 
Risiken zu tun haben. Unterschiedlich sind 
jedoch schon die Ursachen und die Art der 
RiSiken, die sie im Visier haben. 

Zivilverteidigung dient dem Schutz der 
Bevölkerung gegen äußere Gefahren, d. h. 
gegen bewaffnete Angriffe auf das Bundes­
gebiet und seine Bevölkerung von außen, 
also Schutz gegen einen Zerstörungswaffen 
einsetzenden Angreifer. Katastrophen­
schutz ist demgegenüber primär auf den 
Schutz der Bevölkerung gegen Naturgewal­
ten (Erdbeben, Sturmfluten, Überschwem­
mungen usw.), Industriegefahren infolge 
technischen oder menschlichen Versagens 
und gegen die Auswirkungen von menschli­
chen Gewaltakten, z. B. terroristische Akti­
vitäten, gerichtet. 

Ein weiterer Unterschied besteht darin, 
daß belde Risikobereiche und die darauf 
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bezogenen Gefahrenabwehrsysteme in un­
serem föderalistischen Staat unterschied­
lichen Kompetenzinhabern zugeordnet 
sind. So gesehen, kann es sich bei "Zivilver­
teidigung" und "Katastrophenschutz" denk­
gesetzlich nicht um fachliche Alternativen 
in dem Sinne handeln. daß an die Stelle der 
einen die andere treten könnte, denn sie sind 
mangels Zielkongruenz nicht austauschbar. 

Lückenloser Schutz 
erforderlich 

Allerdings bedarf diese Feststellung noch 
weiterer Differenzierung, und zwar aus fol­
gendem Grunde: 

Kompetenzinhaber für den Katastrophen­
schutz sind zwar unbestritten die Länder, 
und der Bund ist es für den Schutz der 
Zivilbevölkerung im Verteidigungsfall. Die 
Schutzverpflichtung des Staates als Ge­
samtheit der öffentlichen Gewalt ist aber 
eine durchgängige, d. h. sie kann nicht 
durch verfassungsmäßige Schranken in der 
Weise unterbrochen werden, daß lücken 
bzw. schutzfreie leerräume entstehen. 
Dies berücksichtigen auch die Katastrophen­
sChutzgesetze der Länder. die weder eine 
zeitliche Begrenzung auf den Frieden enthal­
ten, noch bestimmte Gefahrentatbestände 
ausschließen. Sie sind schutzobjektorien­
tiert und nicht ursachenbezogen und gei­
ten daher uneingeschränkt auch im Falle 
eines Krieges weiter mit der Folge, daß das 
Gefahrenabwehrsystem des Katastrophen­
schutzes dann grundsätzlich auch die Verhü­
tung, Minderung und Bekämpfung von Ge­
fahren und Schäden fortführen müßte, die in 
einem V-Fall durch Waffenwirkung drohen. 
Die Frage, ob und inwieweit der Katastro­
phenschutz für die Bewältigung der kriegs­
bedingten Risiken auch tatsächlich in der 
Lage ist, muß bei der Feststellung der 
Rechtslage zunächst außer Betracht bleiben. 
Sollte der Bund also seine Aufgabe des 

Schutzes der Zivilbevölkerung im V-Fall nicht 
oder nur unzulänglich wahrnehmen können, 
bliebe unabhängig davon das Gefahrenab­
wehrsystem der länder rechtlich mitverant­
wortlich, wobei die Grenze der Verantwor­
tung natürlich durch die faktische lei­
stungsfähigkeit des Katastrophenschutzes 
der länder festgelegt wäre. 

So hatte z. B. der Bund Anfang der SOer 
Jahre in der Zeit des Korea-Krieges noch 
nicht die volle Souveränität von den drei 
Westmächten übertragen erhalten, die ihn in 
den Stand gesetzt hätte, Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung für den Fall zu 
treffen, daß sich der Korea-Krieg zu einem 
dritten Weltkrieg entwickelt hätte. Diese 
Wahrscheinlichkeit war wegen der damali­
gen Instabilität der Beziehungen zwischen 
den belden Supermächten als gar nicht so 
gering einzuschätzen. 

Dies galt in besonderem Maße für die 
Bundesrepublik Deutschland in ihrer geo­
strategischen Lage an der Nahtstelle der 
Interessensphären der beiden Supermächte. 
In diesem Fall hätte allein das System der 
nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr der län­
der für den Bevölkerungsschutz zur Verfü­
gung gestanden. 

Seit dem Beginn des Korea-Krieges sind 
nunmehr 40 Jahre vergangen. Das Potential 
des Bundes und der Länder zur Risikobewäl­
tigung im Frieden und im V-Fall hat sich 
inzwischen enorm vergrößert. Zudem ist es 
rechtlich und organisatorisch sehr eng mit­
einander verklammert worden. Unter den 
heutigen tatsäChlichen und rechtlichen Ge­
gebenheiten würde es daher einen gröbli­
chen Verstoß gegen das Bund und Länder 
gleichermaßen verpflichtende Prinzip der 
Bundesfreundlichkeit darstellen, wenn ent­
weder der Bund seinen Anteil zum Schutz der 
Bevölkerung gegen äußere Gefahren abbau­
en oder die Länder die ReChtsgrundlagen für 

• vortrag. gehalten am 1. Juni 1990 bei elOtlm Seminar des 
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ihre Gefahrenabwehr ausschließlich auf frie­
denszeitliche Risiken einengen würden. Bei 
der hier anzustellenden gesamtheitlichen 
Betrachtung des Risikospektrums, das die 
Bevölkerung im Frieden und im Krieg be­
droht, müssen die von den jeweiligen Kom­
petenzinhabern zu schaffenden und vorzu­
haltenden Gefahrenabwehrpotentiale in ho­
hem Maße integrationsfähig sein. Dafür tra­
gen die zuständigen Stellen In Bund und 
Ländern die politische und fachliche Verant­
wortung. Nur so kann die den Staat insge­
samt treffende Schutzverpflichtung gegen­
über seiner Bevölkerung lückenlos erfüllt 
werden. 

Da Bund und Länder im Verhältnis zuein­
ander auch insoweit dem Prinzip des bun­
desfreundlichen Verhaltens unterworfen 
sind, besteht für beide eine Einigungsver­
pflichtung bzw. ein Einigungszwang hinsicht­
lich der Festlegung der für ihre Zuständig­
keitsbereiche zu treffenden SChutzmaßnah­
men, die dann in ihrer Gesamtheit die Konti­
nuität der Schutzverpflichtung gegenüber der 
Bevölkerung sicherstellen. 

Wechselseitige Ergänzung 

Bei dieser integrativen Betrachtungsweise 
kann man verständlicherweise nicht zu dem 
Schluß gelangen, daß insoweit eine fachli­
che Alternative besteht, die eine Wahlmög­
lichkeit zwischen Zivilverteidigungsmaßnah­
men und Katastrophenschutzmaßnahmen 
eröffnen könnte. Vielmehr muß man bei der 
hier vertretenen und allein für zulässig erach­
teten risikobezogenen gesamtheitlichen Be­
trachtung zwangsläufig zu dem Ergebnis 
kommen, daß die beiden Gefahrenabwehrsy­
steme keine sich ausschließenden Alternati­
ven, sondern miteinander korrespondie­
rende Komponenten eines umfassenden 
BeVÖlkerungsschutzsystems sind. 

Dieses Interdependenzprinzip kommt 
auch zutreffend in einem 1968 erlassenen 
Zivilschutzgesetz und den dazu erlassenen 
Verwaltungsvorschriften zum Ausdruck, 
nämlich in dem Gesetz über die Erweiterung 
des Katastrophenschutzes vom 9. Juli 1968. 
Nach § 1 dieses Gesetzes ist den Einheiten 
und Einrichtungen des bestehenden Kata­
strophenschutzes der Länder auch expressis 
verbis Aufgabe der Bekämpfung von Schä­
den und Gefahren, die in einem Verteidi­
gungsfall drohen, übertragen worden. Der 
Bund hat darin seinerseits die ausdrückliche 
Verpflichtung übernommen, für diesen 
Zweck die Leistungsfähigkeit des bestehen­
den Gefahrenabwehrsystems durch ein 
strukturiertes Potential zusätzlicher Einhei­
ten, Ausstattung und spezifische Ausbil­
dungsmaßnahmen zu erhöhen. In den letz­
ten Jahren ist dann noch zunehmend der 
Gedanke erörtert worden, das Bundespoten­
tial im Sinne einer Doppel- oder Mehrfach­
nutzung über seine originäre Aufgabenstel-

lung hinaus auch noch weitestgehend für 
Aufgaben im Rahmen der Gefahrenabwehr 
gegen friedenszeitliche Risiken geeignet zu 
machen. Dieser Rahmen der wechselseitigen 
Ergänzung, basierend auf dem Grundatz der 
Bundesfreundlichkeit, erscheint m. E. noch 
nicht voll ausgefüllt. 

Somit kann als Ergebnis festgestellt wer­
den, daß die Zivilverteidigung und der Kata­
strophenschutz die Schutzpotentiale für zwei 
Risikobereiche bezeichnen, die im Rahmen 
der verfassungsrechtl ichen und gesetzlichen 
Zuständigkeitsordnung vorzuhalten sind. Da­
her können sie - wie gesagt - keine Alter­
nativen darstellen. Sie ergänzen sich aber im 
Sinne von kommunizierenden Röhren. 

Das Zusammenwirken 
der Systeme 

Der zweite Teil der Frage lautet, ob es 
sich bei den Begriffen Zivilverteidigung und 
Katastrophenschutz um einen politischen 
Gegensatz handele. Wie festgestellt, handelt 
es sich zunäChst einmal um einen tatsächli­
chen Gegensatz, der dann in Rechtsgrundla­
gen der Kompetenzinhaber "Bund" und 
"Länder" seine normative Ausprägung ge­
funden hat. Da dies auch politisch gewollt 
ist, handelt es sich insoweit auch um einen 
politischen Gegensatz. Die Verfassungsväter 
wollten grundsätzlich den Schutz der Bevöl­
kerung gegen äußere Gefahren vorrangig 
dem Bund zuweisen und den Bereich der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung, dem 
die Spezialmaterie des Katastrophenschut­
zes zuzurechnen ist, ohne jede zeitl iche und 
inhaltliche Einschränkung den Ländern, nicht 
zuletzt auch deshalb, um auf diese Weise 
einer übermäßigen Konzentration von Macht 
bei der Zentralgewalt entgegenzuwirken. 

Aber wenn auch der politische Wille zur 
Aufteilung der Machtmittel für die Gefahren­
abwehr nach innen und nach außen von den 
negativen Erfahrungen mitgeprägt ist, die mit 
einer Machtzusammenballung bei der Zen­
tralgewalt in der Vergangenheit gesammelt 
worden sind, so kann man hier doch nicht 
von einem politischen Gegensatz in einem 
ausschließlich auf die Abgrenzung zweier 
Aufgabenbereiche abzielenden Sinne spre­
chen. Diese formal-juristische BetraChtung 
geht an der Realität, aber auch an dem 
Verfassungsprinzip des bundesfreundlichen 
Verhaltens vorbei. Die Kooperationsver­
pflichtung, die sich für beide Kompetenzin­
haber aus dem Prinzip wechselseitigen bun­
desfreundlichen Verhaltens ergibt, hat in 
zahlreichen politischen oder politikrelevan­
ten Akten ihre Ausprägung und Konkretisie­
rung gefunden. 

Das Gesetz über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes ist ein herausragen­
des Beispiel für das Zusammenwirken von 
Systemen, deren Zielsetzung nicht dek-

kungsgleich ist. Auch die Mitbenutzung des 
Warndienstes zur Warnung vor Risiken im 
Frieden, ferner der in allen Bereichen des 
Zivilschutzes auch politisch immer stärker 
herausgestellte Gedanke des Doppel- bzw. 
Mehrfachnutzens dokumentieren ein­
drucksvoll, daß das Begriffspaar Katastro­
phenschutzIZivilschutz keinen auf Abgren­
zung gerichteten politischen Gegensatz im­
plizieren seil, sondern vielmehr miteinander 
korrespondierende Gefahrenabwehrsysteme 
kennzeichnet, deren prinzipielle Koopera­
tionsfähigkeit sich schon aus ihrem ge­
meinsamen Oberziel der Abwehr und Be­
kämpfung von Risiken zum Schutz der Bevöl­
kerung ergibt. 

Verschiebung des 
Risikospektrums 

Das Verhalten dieser beiden Gefahrenab­
wehrsysteme nach Art von kommunizieren­
den Röhren ist ein Bild, das gerade in der 
heutigen Zeit wieder an Aktualität gewonnen 
hat, in der wir eine Abnahme der militäri­
schen Bedrohung und gleichzeitig eine Zu­
nahme des friedenszeitlichen Risikospek­
trums in unserer hochtechnisierten Indu­
striegesellschaft feststellen können. Die mili­
tärische Abrüstung kann allerdings nur mit 
Verzögerung unmittelbare Auswirkungen für 
die Zivilverteidigung und den Zivilschutz zei­
tigen. 

Das wird deutlich, wenn man bedenkt, daß 
die Abrüstungsverhandlungen im militäri­
schen Bereich einen bis dahin bestehenden 
statischen Zustand, der eine Stabilität der 
Verhältnisse zwischen den beiden Blöcken 
gewährleistet hat, aufheben und einen Ver­
handlungsprozeß in Gang setzen, dem eine 
Veränderungsdynamik innewohnt, die not­
wendigerweise bis zur Erreichung eines neu­
en Zielkonsenses eine gewisse Phase der 
Instabilität bedingt. 

Erst nach Erreichen der von den Verhand­
lungspartnern angestrebten Abrüstungsziele 
wird der stabile Zustand wieder eintreten. 
Gestatten Sie mir hierzu einen kurzen Rück­
blick in die jüngere Geschichte. Vergegen­
wärtigt man sich einmal die letzten Jahr­
zehnte der Sicherheitspolilik 11, dann kann 
man feststellen, daß die 50er Jahre durch 
ein hohes Maß an Instabilität zwischen den 
beiden Machtblöcken gekennzeichnet wa­
ren. Diese Phase des kalten Krieges war 
darauf gerichtet, den jeweils anderen Macht­
block politisch zu schwächen und den eige­
nen politisch zu stärken. Die verschiedenen 
Berlin-Ultimaten der Sowjetunion Ende der 
40er bis Ende der SOer Jahre belegen dies 
recht anschaulich. Diese Phase instabilisie­
ren der Konfrontation wurde mit dem Mauer-

1) Andrews, Bevölkerungsschutzpoll tik, Can Heymanns 
Venag, 1989. S. 141 ff .• S. 317 ff. 
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bau 1961 und der Kubakrise 1962 abge­
schlossen. 

Eine relative Stabilität im Verhältnis der 
beiden Machtblöcke zueinander wurde da­
nach in den 60er Jahren allein durch die 
zwischenzeitlich von beiden Seiten aufge­
bauten riesigen Rüstungspotentiale faktisch 
gewährleistet. Es bestand seine .Bewäh­
rungsprobe", wenn man diesen Begriff hier 
einmal kritiklrei anwenden will , in der Zeit 
des .Prager Frühlings" , in der die Politik des 
Westens durch den Respekt vor dem gewalti­
gen Machtpotential des Ostblocks bestimmt 
war. 

Allerdings wurde in demselben Jahr zwi­
schen den beiden Supermächten dann der 
Atomwaffensperrvertrag geschlossen. Die­
ser Vertrag war der Anfang einer Serie von 
Vereinbarungen zwischen den beiden Macht­
blöcken, deren Meilensteine der Grundlagen­
vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR (1972), das Vier­
Mächte-Abkommen über Berlin (1971), der 
Moskauer Vertrag (1970), der Warschauer 
Vertrag (1970) und der Prager Vertrag (1973) 
waren. Diese vertraglichen Vereinbarungen 
mit den Ostblockstaaten kennzeichneten die 
.Neue Ostpolitik" der sozial-liberalen Bun­
desregierung Anfang der 70er Jahre. Sie 
wurde im internationalen Rahmen über­
spannt durch die KSZE-Konferenz von Hel­
sinki im Jahre 1973 und die sich daran 
anschließenden Folgekonferenzen. Das viel­
fältige Vertragsnetz, das zwischen den bei­
den Machtblöcken in den 70er Jahren ge­
flochten wurde und sich bis heute fortsetzt, 
hatte und hat einen außerordentlich stabili­
sierenden Effekt auf das Verhältnis der 
beiden Machtblöcke zueinander. 

Ein instabilisierender Prozeß 

Dieser stabile Zustand hat sich durch die 
dramatischen politischen Entwicklungen im 
Ostblock, verbunden mit den globalen Abrü­
stungsverhandlungen im militärischen Be­
reich, heute wieder dynamisiert. Solange 
dieser instabilisierende Prozeß andauert, 
sind nach meiner Auffassung Zivilverteidi­
gungsmaßnahmen. insbesondere Zivil­
schutzmaßnahmen, eher noch wichtiger als 
in einer Phase politischer und militärischer 
Stabilität, die wechselseitige Kalkulierbar­
keit ermöglicht. 

Erst wenn ein kalkulierbarer und kontrol­
lierbarer Zustand wieder erreicht ist, können 
Konsequenzen auch für die Zivilverteidigung 
gezogen werden. Wenn man in dieser Rich­
tung schon heute Überlegungen anstellen 
will , dann muß man sich darüber im klaren 
sein, daß sie sich in erster Linie auf Annah­
men stützen müssen und noch nicht durch 
Fakten fundiert sind . Ist man sich dieses 
spekulativen Charakters bewußt, dann kann 
man versuchen, mit aller gebotenen Vorsicht 
künftige Entwicklungen im Bereich der Zivil ­
verteidigung bzw. des Zivilschutzes einer-

1 6 I BEVOLKERUNGSSCHUTZ -MAOOIN 8/90 I 

seits und des Katastrophenschutzes ande­
rerseits zu prognostizieren. 

Sollten die Abrüstungsverhandlungen zu 
Vereinbarungen über eine substantielle Re­
duzierung der Rüstungspotentiale mit zuver­
lässigen Kontrollmechanismen führen, so hat 
der dann eintretende, auf niedrigerer Bedro­
hungsebene stabil isierte Zustand auf die 
zivile Verteidigung Auswirkungen, die geson­
dert zu betrachten sind für die vier Kompo­
nenten: 
1. Aufrechterhaltung der Regierungsgewalt 
2. Schutz der Bevölkerung (Zivilschutz) 
3. Versorgung 
4. Unterstützung der Streitkräfte. 
1. Zur Aufrechterhaltung der Funktion 
von Gesetzgebung, Regierung und 
Rechtsprechung 

Die ZV-Maßnahmen dieses Teilbereichs 
sind eine Ausprägung des politischen Willens 
aller im Bundestag vertretenen Parteien, die 
die freiheitlich demokratische Grundordnung 
unserer Verfassung zu verteidigen bereit 
sind . Der Verfassungsauftrag ist in Artikel 73 
Nr. 1 GG für den Bereich der ZV expressis 
verbis formuliert worden. 

Diesen Auftrag hat bisher keine Bundesre­
gierung in Frage gestellt. Das gilt insbeson­
dere auch für die sogenannte .Notstandsver­
fassung", die von der Großen Koalition im 
Jahre 1968 verabschiedet worden ist und die 
spezifische Regelungen für die Aufrechter­
haltung der Funktionen von Gesetzgebung, 
Regierung und Rechtsprechung in einem 
Spannungs- und Verteidigungsfall enthält. 

Eine veränderte Bedrohungslage, die mili­
tärische Abrüstung der beiden Blöcke, die 
Entwicklung in der DDR und auch der Mehr­
fachnutzengrundsatz geben m. E. keine Ver­
anlassung, eine Veränderung gerade dieses 
Teilbereichs der ZV im Rahmen einer Neu­
konzeption in Betracht zu ziehen. Das wäre 
nur dann denkbar, wenn infolge einer grund­
legend veränderten innenpolitischen Situa­
tion die Notstandsverfassung des Grundge­
setzes selbst in Frage gestellt werden würde. 

Die Verminderung oder Abwesenheit einer 
Bedrohung kann allerdings zur Streckung 
von Baumaßnahmen im Ausweichsitz der 
Bundesregierung führen. weil zu vermuten 
ist, daß dieser Zustand längerfristig an­
dauert. 
2. Schutz der Bevölkerung (Zivilschutz) 

Der Zivilschutz ist eine eigenständige Auf­
gabe, die die Gesetzgebung des Bundes 
sowie die Bundes-, Landes- und Kommunal­
verwaltungen gemäß dem Verfassungsauf­
trag nach Artikel 73 Nr. 1 GG zu erfüllen 
haben. Dabei haben sich - wie bei allen 
öffentlichen Aufgaben - die zu treffenden 
Maßnahmen an dem zu orientieren, was 
sachlich notwendig und zum anderen, was 
finanziell möglich ist. Aus dieser Beurteilung 
ergibt sich der Stellenwert einer öffentlichen 
Aufgabe, also auch der Zivilverteidigung. Ein 
wesentliches Kriterium für die Einordnung 
der Zivilverteidigung in die Rangfolge staatli-

eher öffentlicher Aufgaben ist naturgemäß 
die Bedrohungslage. 

Tendenziell sinkt der Stellenwert der Zivil­
verteidigung, je geringer die Bedrohung ist. 
Das bedeutet jedoch nicht, daß der Verfas­
sungsauftrag des Artikels 73 Nr. 1 GG auf 
Null zurückgefahren werden kann. Der 
Schutz der Bevölkerung muß stets in einer 
Weise sichergestellt sein, daß bei einem 
plötzlichen Anstieg der Bedrohung unverzüg­
lich die erforde~ichen SChutzmaßnahmen 
getroffen werden können. Das bedeutet, daß 
bei substantieller, auf Dauer angelegter Re­
duzierung der Bedrohung die permanente 
und kostenautwendige Vorhaltung von Be­
vÖlkerungsschutzpotential teilweise zugun­
sten von Planungsmaßnahmen verringert 
werden kann, die allerdings so gestaltet sein 
müssen, daß sie im Bedarfsfall schnell grei­
fen können . 

Eine Verringerung der Streitkräfte als Fol­
ge der Bedrohungsabnahme bzw. eine Be­
drohungsabnahme infolge Reduzierung des 
Streitkräftepotentials darf zum anderen je­
doch nicht automatisch dazu führen , daß die 
Zivilverteidigung oder der Zivilschutz Auf­
gaben, z. B. logistischer Art, in den auf der 
militärischen Seite entstehenden .Freiräu­
men" übernehmen kann. Es bedarf vielmehr 
einer sorgfältigen Abstimmung zwischen den 
vom BMI koordinierten ZV-Ressorts auf der 
einen und dem BMVg auf der anderen Seite, 
um festzustellen, ob überhaupt und ggf. 
welche Bereiche auch unter dem Aspekt der 
Genfer Konventionen so .entmilitarisiert" 
bzw. in zivile Aufgaben umgewandelt werden 
können, daß sie im V-Fall von der ZV sachge­
recht erfüll bar sind, ohne völkerrechtliche 
Probleme aufzuwerfen. 

Sachliche Anhaltspunkte für eine Ausdeh­
nung der Zivilverteidigung unter diesem 
Aspekt sind jedenfalls derzeit nicht zu erken­
nen. Sollte dies der Fall sein, bliebe jedoch 
noch die politische Frage zu beantworten, 
ob eine Erweiterung der ZV in dieser Richtung 
im derzeitigen Abrüstungsprozeß nicht als 
kontraproduktiv empfunden würde und da­
her abzulehnen wäre. 

Planungen überprüfen 

Nach Vorliegen der aufgrund der verän­
derten Bedrohungslage zu aktualisierenden 
militärischen Forderungen wird jedes Res­
sort mit Zivilverteidigungsaufgaben seine 
bisherigen Unterstützungsplanungen über­
prüfen müssen. Dabei dürfte generell von der 
Annahme auszugehen sein, daß eine dra­
stisch reduzierte Truppenstärke auch weni­
ger Transportkapazität, geringere Werklei­
stungen, verminderte Inanspruchnahmen 
nach dem Bundesleistungsgesetz, reduzier­
ten Ernährungsbedarf usw. zur Folge haben 
wird. Auch in diesem Punkt wird eine intensi­
ve Überprüfung der Sicherstellungsgesetze 
durch die Fachressorts vorzunehmen sein, 



um festzustellen, ob die darin enthaltenen 
Planungsgrundlagen für eine schnelle Um­
setzung der Bedürfnisse, die in einem V-Fall 
auftreten, noch aktuell sind. Dabei wird an­
dererseits auch in Rechnung zu stellen sein, 
daß ein Zurückgehen auf Mindeststandards 
der präsenten Verteidigungsfähigkeit soweit 
wie möglich begleitet sein muß von rechtli­
chen, planerischen und organisatorischen 
Maßnahmen, die im Krisenfall einen raschen 
Aufwuchs der Streitkräfte sicherstellen 
können. 

Falls die Streitkräfte nicht nur vermindert, 
sondern auch umdisloziert werden, so daß 
sich die Aufmarschzeiten erheblich verlän­
gern, muß überlegt werden, ob dies auch 
Auswirkungen z. B auf den erweiterten 
Katastrophenschutz hat, d. h. ob dieser ggf. 
verringert werden muß. Dazu folgendes: Der 
erweiterte Katastrophenschutz basiert auf 
den vorhandenen Strukturen des friedens­
mäßigen Katastrophenschutzes der Länder. 
Diese friedensmäßigen KatastrophenSChutz­
strukturen bestehen unabhängig davon, ob 
eine äußere Bedrohung vorliegt oder nicht, 
denn sie sind primär darauf ausgerichtet, die 
aktuellen friedenszeitlichen Risiken zu be­
wältigen, und in zweiter Linie erst haben sie 
auch Schutzfunktionen zugunsten der Bevöl­
kerung in einem Verteidigungsfall zu erfüllen. 

Für diesen letzteren Zweck werden die 
friedenszeitlichen Strukturen durch Zivil­
schutzmaßnahmen des erweiterten Kata­
strophenschutzes verstärkt und ergänzt. 

Verringerung möglich? 

Die völlige Abwesenheit einer äußeren 
Bedrohung ist unrealistisch; ihre essentielle 
Reduzierung kann jedoch prinzipiell auch den 
Umfang der Maßnahmen des erweiterten 
Katastrophenschutzes tangieren, diesen al­
lerdings nicht auf Null reduzieren . Dem stün­
de, wie oben dargelegt, der Verfassungsauf­
trag des Artikels 73 Nr. 1 GG entgegen. Die 
Frage bleibt jedoch, ob bei Abbau der militäri­
schen Potentiale auch eine Verringerung des 
aktuellen Umfangs der Schutzmaßnahmen 
für die Bevölkerung, insbesondere auf dem 
Gebiet des erweiterten Katastrophenschut­
zes, zu erwägen wäre. Dies möchte ich aus 
folgenden Gründen eher verneinen: 

Als das Gesetz über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes im Jahre 1968 erlas­
sen wurde, ging der sog. "Kalte Krieg " als 
Phase einer besonders intensiven Bedrohung 
zu Ende, denn im selben Jahr wurde der 
Atomwaffensperrvertrag zwischen den bei­
den Supermächten als die erste große block­
übergreifende Vereinbarung abgeschlossen. 
Sie setzte den Beginn einer Vielzahl von 
weiteren blockübergreifenden Vereinbarun­
gen, in deren Rahmen auch die sozialliberale 
Koalition unter dem Begriff "Neue Ostpolitik" 
ihre Beziehungen zu den Ostblockstaaten 
vertraglich regelte. Darauf habe ich im ein-

zeinen schon in anderem Zusammenhang 
hingewiesen. 

Trotz dieser eklatanten Wende in der 
Bedrohungssituation Anfang der 70er Jahre 
wurde seinerzeit, d. h. 1972 bei Erlaß der das 
Bundeskatastrophenschutzgesetz konkreti­
sierenden Ausführungsvorschriften, den­
noch ein Helferpotential auf der Grundlage 
von einem Prozent der Bevölkerung, also von 
insgesamt 600000 Helfern, in der Erweite­
rung des Katastrophenschutzes für erforder­
lich gehalten. Dieses Ziel ist jedoch in der 
Folgezeit bis zum heutigen Tag nur zu knapp 
einem Drittel erreicht worden. Zudem ist die 
Dislozierung des Potentials des erweiterten 
Katastrophenschutzes sehr unausgewogen, 
so daß ein Programm zum Abbau des 
SChutzgefälles beabsichtigt ist, das die 
grÖbsten Mängel beseitigen soll. 

Verfassungsauftrag erfüllen 

Diese Feststellungen führen zu dem Er­
gebnis, daß trotz der derzeitigen Abnahme 
der äußeren Bedrohung im Hinblick auf den 
geringen Aulbaustand und die Unausge­
wogenheiten in der Verteilung des Potenti­
als nicht davon gesprochen werden kann, 
daß der Verfassungsauftrag nach Artikel 73 
Nr. 1 überall erfüllt ist. 

Das könnte allenfalls erst nach dem 
Arrondierungsprogramm (bedingt) der Fall 
sein. Die zur Zeit in der Diskussion befindli­
chen militärischen Abrüstungsmaßnahmen 
im konventionellen Bereich und bei den A­
und C-Waffen (eingeschlossen die ÄChtung 
der C-Waffen) rechtfertigen es daher m. E. 
noch nicht, an eine Reduzierung bestimmter 
Fachdienste des erweiterten Katastrophen­
schutzes zu denken, z. B. des ABC-Dienstes. 
Es kann zudem nicht ausgeschlossen wer­
den, daß im Konfliktfall eine kämpfende 
Partei zu der Überzeugung gelangt, daß sie 
nur durch den Einsatz von A- oder C-Waffen 
eine nachteilige Situation, in die sie geraten 
ist, wieder ausgleichen kann. Daraus folgt, 
daß der Umfang des erweiterten Katastro­
phenschutzes des Bundes und die Verknüp­
fung des Potentials mit dem des friedensmä­
ßigen Katastrophenschutzes der Länder in 
der bestehenden strukturellen und inhalUi­
chen Ausgestaltung erllalten bleiben muß, 
um den erwähnten Verfassungsauftrag an­
gemessen zu erfüllen, und zwar unter Ein­
schluß der Beseitigung der Unausgewogen­
heiten durch das geplante Arrondierungspro­
gramm. 

Konsequenzen tür die 
Warnkonzeption 

Für die übrigen Bereiche des Zivilschutzes 
ist die Aussage im Beschluß der Innenmini­
sterkonferenz vom 16. März 1990 relevant, 

daß der Warndienst zur Disposition gestel~ 
wird. Diese Feststellung könnte auf der Über­
legung beruhen, daß die Vorwarnzeit durch 
ein Auseinanderrücken der operativen Streit­
kräfte so verlängert werden würde, daß 
andere Schutz maßnahmen für die Bevölke­
rung zum Zuge kommen könnten, die die 
Bedeutung der Warnung nach der bisherigen 
Konzeption relativieren würden. 

Ob das so ist, hängt davon ab, welche 
Konsequenzen aus der neuen Lage in bezug 
auf die bisherige stay-put-Politik gezogen 
werden. Die bisherige, auch durch WINTEX­
CIMEX-Übungen bestätigte Situation war 
stets dadurch gekennzeichnet, daß sich ge­
genläUfige Flüchtlings- und militärische Auf­
marsch bewegungen immer nachhaltig be­
hinderten. Eine wesentlich verlängerte Vor­
warnzeit könnte möglicherweise zeitliche 
Planungsvorgaben für eine frühzeitige Eva­
kuierung der Bevölkerung im großen Stil aus 
der Kampfzone erfüllen, so daß der anschlie­
ßende Aufmarsch ungehindert vollzogen 
werden kann oder daß nach dem Aufmarsch 
noch genügend Zeit verbleibt für eine groß­
räumige Evakuierung der in der vorderen 
Kampfzone lebenden Bevölkerung. Wenn auf 
diese Weise die Bevölkerung noch vor Be­
ginn der Kampfhandlungen in weniger ge­
fährdeten Aufnahmeräumen untergebracht 
werden kann und wenn man weiter von der 
Annahme ausgeht, daß die gegnerischen 
Parteien das Verbot von A- und C-Waffen 
respektieren, dann wird es möglicherweise 
ausreichend sein, sich nur noch auf die 
Rundfunkwarnung abzustützen und auf die 
Sirenenwarnung zu verzichten. Ausschlag­
gebend ist letztlich die militärische Beurtei­
lung der Erfüllbarkeit des Verteidigungsauf­
trags. 

Eine verlängerte Vorwarnzeit bietet auch 
für den baulichen Schutz der Zivilbevölke­
rung bessere Möglichkeiten zur Errichtung 
von Behelfsschutzräumen in einer Krisen­
zeit. Unter diesem Aspekt entfiele ein we­
sentlicher Grund für die Fortführung des 
konventionellen Schutzraumbaus, wobei aus 
Wirtschaftlichkeits- und Zweckmäßigkeits­
erwägungen allerdings auch künftig nicht auf 
die Errichtung von Großschutzräumen in 
Mehrzweckanlagen verzichtet werden sollte. 

Die Abnahme der Bedrohung könnte end­
lich auch die Diskrepanz beseitigen, die darin 
besteht, daß einerseits Hilfskrankenhäuser 
weiterhin unter zum Teil sehr ungünstigen 
Umständen vorgehalten werden und auf der 
anderen Seite Krankenhausbetten aus Wirt­
schaftlichkeitsgründen dem Rotstift zum Op­
fer fallen. 

Die Ausbildung der SChwesternhelfe­
rinnen sollte dagegen fortgesetzt werden, 
denn sie stellt ein geeignetes Motivations­
und Multiplikationsinstrument zur Förderung 
der Verteidigungsbereitschaft der Bevölke­
rung dar. 
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Aufklärung gewinnt an 
Bedeutung 

Ganz generell muß gesagt werden, daß 
alle Maßnahmen, die den Selbstschutzge­
danken in der Bevölkerung aktivieren, 
gerade In einer Zeit, in der eine Bedrohung 
objektiv nicht oder kaum vorhanden ist oder 
subjektiv nicht empfunden wird, besonders 
wichtig sind. Aus dem Verfassungsauftrag 
des Artikels 73 Nr. 1 GG ist nämlich auch 
abzuleiten, daß der Staat die Aufgabe hat, 
das Bewußtsein in der Bevölkerung dafür zu 
schärfen, daß unsere freiheitlich demokrati­
sche Grundordnung nur dann erhalten wer­
den kann, wenn in der Bevölkerung die 
Fähigkeit, die Bereitschaft und der Wille 
besteht, diese Grundordnung zu verteidigen. 
Daher gewinnt die Aufklärung der Bevölke­
rung in der gegenwärtigen Situation eher 
noch an Bedeutung. Die Forderung mich 
Abschaffung der BVS erscheint jedenfalls 
oberflächlich. Allenfalls kann von der Not­
wendigkeit einer wirksameren Aufklärungs­
konzeption gesprochen werden. 
3. Zur Versorgung 

Während in Friedenszeiten die Versorgung 
der BeVÖlkerung mit lebensnotwendigen Lei­
stungen, wie Wasser, Entsorgung, Elektrizität 
und Gas, durch ein weitverzweigtes Verbund­
system sichergestellt ist, kann im Verteidi­
gungsfall eben dieses Verbundsystem die 
Versorgung der Bevölkerung großflächig 
lahmlegen, wenn es an neuralgischen Punk­
ten zerstört wird. Zu dem erwähnten Verfas­
sungsauftrag gehört aber unbestreitbar die 
Sicherstellung einer Minimalversorgung der 
Bevölkerung mit Wasser und Grundnah­
rungsmitteln. Dies muß durch das Trinkwas­
semotbrunnen-Programm und durch die La­
gerhaltung von Lebensmitteln gewäh~ei­
stet sein. Damit wird zugleich auch durchaus 
denkbaren Versorgungsengpässen in Frie­
denszeiten Rechnung getragen. 
4. Zur Unterstützung der Streitkräfte 

Dieser Punkt wurde zum Teil oben unter 
Punkt 1. abgehandelt. Die Unterstützung der 
Streitkräfte durch Leistungen aus allen Be­
reichen des zivilen Sektors ist auch weiterhin 
unvemchtbar. Wenn das Volumen des militä­
rischen Potentials reduziert wird, ist die 
Frage zu prüfen, zu welchem Zeitpunkt zivile 
Leistungen in welcher Quantität und in wei­
cher Spezifikation künftig vorzuhalten sind. 
Hierbei handelt es sich aber lediglich um 
Anpassungsmodalitäten für bestehende 
Planungen, die nicht von grundsätzlicher 
konzeptioneller Bedeutung sind. 

Verbesserungen notwendig 

Die Feststellung, daß in bezug auf den 
erweiterten Katastrophenschutz der Verfas­
sungsauftrag des Schutzes der Zivilbevölke­
rung derzeit nicht und allenfalls nach VOllzug 
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des Arrondierungsprogramms als bedingt 
erfüllt angesehen werden kann, führt zu dem 
Ergebnis, daß Verbesserungen notwendig 
sind, die aber m. E. in der derzeitigen politi­
schen Situation nur mit dem Vehikel des 
Mehrfachnutzenprinzips erreicht werden 
können. Das heißt, daß alle derzeitigen und 
künftigen Zivilschutzvorkehrungen intensiv 
auf ihre Nutzbarmachung für die Bewältigung 
friedenszeitlicher Risiken geprüft werden 
müssen. 

Wenn der Bund auf diese Weise den 
Katastrophenschutz, der in die Zuständigkeit 
der Länder fällt, entlastet, dann müssen m. E. 
umgekehrt auch die Länder bereit sein, 
diese Entlastung zu kompensieren. Dies 
kann z. B. dadurch geschehen, daß sie das 
Ausbildungssystem des Katastrophen­
schutzes, das der Bund allein vorhält, perso­
nell und finanziell mittragen. Das könnte 
femer dadurch geschehen, daß sie sich an 
der laufenden Unterhaltung der Ausstat­
tung beteiligen und daß sie schließlich auch 
die Unterbringung des gesamten Potenti­
als des erweiterten Katastrophenschutzes 
übernehmen, wie dies zur Zeit schon in dem 
Fachdienst Brandschutz geschieht. Wenn die 
Länder, wie in der Vergangenheit, hier kein 
Entgegenkommen erkennen lassen, ist zu 
befürchten, daß der Bundestag über den 
Haushalt den Zivilschutz nicht unerheblich 
reduzieren könnte mit der Folge, daß dann 
die Länder gezwungen wären, die dadurch 
entstehenden Lücken auszufüllen, um ihre 
Katastrophenschutzaufgaben in vollem Um­
fang wahmehmen zu können. 

Blick auf die DDR 

Auch aus dem Zusammenwachsen der 
beiden deutschen Staaten infolge des Abrü­
stungsprozesses und der bedrohungsmin­
dernden Neuordnung der politischen Verhält­
nisse in den Ostblockstaaten ergeben sich 
nach meiner Auffassung keine Konsequen­
zen für die Neukonzeption der zivilen Vertei­
digung im Grundsätzlichen, sondern lediglich 
in den Modalitäten. In der ersten Phase der 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion 
sind Maßnahmen zur Einführung des Zivil­
schutzes in der DDR nach unserem Vorbild 
kaum möglich, aber auch nicht notwendig. 
Das gilt auch für die in Aussicht genommene 
zweite Phase des Beitritts der DDR-Länder 
nach Artikel 23 Grundgesetz. In dieser Phase 
ist zunächst einmal zu entscheiden, ob die 
DDR Verwaltungsstrukturen einführen will, 
die denen der Bundesrepublik entspreChen. 
Erst wenn in der DDR eine vergleichbare 
Kreisebene auf der Basis der Selbstverwal­
tung geschaffen worden ist, kann auf dieser 
Ebene dann auch der Katastrophenschutz 
und - darauf aufgestockt - der Zivilschutz 
etabliert werden. Daher spricht vieles dafür, 
daß die Rechtsangleichung auf dem Ge­
biete des Katastrophen- und Zivilschutzes 

erst in der dritten Phase erfolgt. Dazu 
bedarf es allerdings rechtzeitiger Vorberei­
tungsmaßnahmen, die schon heute intensiv 
betrieben werden sollten. Insbesondere be­
steht ein erheblicher Informationsbedarf 
bei den zuständigen Stellen auf beiden Seiten 
und zusätzlich ein Schulungsbedarf der 
DDR-Fachleute im Hinblick auf die einzufüh­
renden bundesdeutschen Strukturen des Zi­
vil- und Katastrophenschutzes. 

Mehr möchte ich zu der Entwicklung der 
Zivilverteidigung und des Katastrophen­
schutzes auf dem Hintergrund der politischen 
Entwicklungen zur deutschen Einheit und der 
Liberalisierungs- und Demokratisierungs­
prozesse im Ostblock zur Zeit nicht sagen, 
um nicht in reine Spekulation zu verfallen. 

Ich fasse daher zusammen: 
1. Zivilverteidigung und Katastrophen­

schutz sind keine fachlichen Alternativen, 
sondern ineinander greifende, sich wechsel­
seitig ergänzende Komponenten eines um­
fassenden, in nahtloser Kontinuität sich voll­
ziehenden BeVÖlkerungsschutzes. 

2. Zivilverteidigung und Katastrophen­
schutz stellen zwar einen politischen Ge­
gensatz dar, der gewollt ist, aber nicht mit 
dem Ziel der gegenseitigen .Abschottung"; 
sie beinhalten vielmehr grundgesetzliche 
Aufträge an die AUfgabenträger Bund und 
Länder, jeweils in ihrem Zuständigkeitsbe­
reich aufeinander abgestimmte Bevölke­
rungsschutzmaßnahmen gegen Risiken auf­
grund von Naturgewalten, technischem oder 
menschlichem Versagen sowie von Gewalt­
akten im Frieden und im Verteidigungsfall zu 
treffen. 

3. Die für die Zivilverteidigung und den 
Katastrophenschutz zuständigen Aufgaben­
träger sind gleichennaßen dem Prinzip des 
bundesfreundlIchen Verhaltens unterwor­
fen, das sie verpflichtet, die bestmögliChe 
Form der Zusammenarbeit zum bestmögli­
chen Schutz der Bevölkerung anzustreben. 

4. Art, Inhalt und Umfang der Maßnahmen 
der Zivilverteidigung und des Katastrophen­
schutzes müssen sich an der jeweiligen 
Bedrohungslage in bezug auf äußere Ge­
fahren und an dem jeweiligen Risikospek­
trum in bezug auf Gefahren in Friedenszei­
ten orientieren; sie müssen sich Veränderun­
gen flexibel anpassen können. Sie dürfen 
jedoch im Hinblick auf Unwägbarkeiten ge­
wisse Mindeststandards nicht unter­
schreiten. 

5. Die globalen Abrüstungsverhandlun­
gen zur Reduzierung der militärischen Po­
tentiale, die Liberalisierungs- und Demokra­
tisierungsprozesse im Ostblock und das Zu­
sammenwachsen der beiden deutschen 
Staaten stellen den Verfassungsauftrag an 
Bund und Länder zur Gewährleistung eines 
umfassenden Bevölkerungsschutzes weder 
prinzipiell noch partiell in Frage, sondern 
können nur Anlässe sein, über Anpassungs­
modalität nachzudenken und diese flexibel 
und kooperativ zu verwirklichen. 



Datenverarbeitung im Katastrophenschutz 

"Nie wieder blättern 
und suchen" 

Der Landkreis Pfaffenhofen verwaltet seinen 
Katastrophenschutzplan mit einem Personalcomputer 

Wie überall gibt es auch im oberbayeri­
schen Landkreis Pfaffenhofen a. d. 11m eine 
ganze Reihe möglicher Risiken, von denen -
sei es durch menschliches oder technisches 
Versagen - Gefahren ausgehen können und 
denen nur durch den massiven Einsatz von 
Hilfskräften und durch geeignete Mittel be­
gegnet werden kann. 

19 Städte, Märkte und Gemeinden mit ca. 
70 größeren Industriebetrieben umfaßt der 
Kreis. Am Nordrand, in der Nähe des Raffine­
riezentrums Ingostadt, ist petrochemische 
Industrie angesiedelt. Flugzeugbau und -er­
probung sind belebende Wirtschaftszweige. 
Es gibt zahlreiche Lagerhäuser mit zum Teil 
erheblichen Mengen an Düngern, Pflanzen­
schutzmitteln und anderen Chemikalien. 

Schließlich durchziehen die drei Flüsse 
Donau, 11m und Paar die vom Hopfenanbau 
geprägte Landschaft, und die Spur, die der 
Orkan" Wiebke" hinterlassen hat, ist noch in 
frischer Erinnerung. 

Auch Verkehrswege können Gefahren­
quellen darstellen. Die Autobahnabschnitte 
Nürnberg-München und Holledau-Regens­
burg führen auf 40 km Länge ebenso durch 
den Landkreis wie die Bundesbahnstrecken 
München-Nürnberg und Ingolstadt­
Regensburg. Auf allen diesen Strecken wer­
den gefährliche Güter in beträchtlichem Um­
fang transportiert. 

Tausend Helfer stehen bereit 

Zum Glück ist die Region zwischen den 
Wirtschaftszentren München, Ingolstadt und 
Regensburg mit etwa 91 000 Einwohnern 
und einer Fläche von 760 km2 in der letzten 
Zeit von größeren Unglücksfällen oder Kata­
strophen verschont geblieben. Dennoch muß 
und will man stets für einen eventuellen 
Ernstfall gerüstet sein. 

Über 1 000 Helfer haben sich derzeit in den 
Einheiten des dortigen Katastrophenschutzes 
verpflichtet. Deren Bereitschaft zur Mitarbeit 
und zur ständigen Aus- und Weiterbildung in 

Verbindung mit der bestmöglichen Ausrü­
stung bieten die Gewähr, daß im Fall der Fälle 
alles getan werden kann, um die Schäden 
möglichst gering zu halten. 

Günther Gruber, zuständiger Sachbearbei­
ter im Amt für öffentliche Sicherheit und 
Ordnung, kam schon vor längerer Zeit auf die 
Idee, die Verwaltung seiner zahllosen Daten 

Gliederung der KatS-Einheiten 

des Landkreises Pfatfenhofen a.d.llm 
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• für die zehn Löschzüge die Gemeinden mH 18 von insgesamt 86 freiwilligen Feuerwehren, davon fünf 
Stützpunktwehren 

• für den Bergungszug das Technische Hilfswerk 
• für die zwei Sanitätszüge sowie für den Betreuungszug das Bayerische Rote Kreuz 
• für die Fernmeldezentrale, die Beobachtungs- und ABC-MeRstelle, die ABC-Melde- und Auswertestelle, die 

Verpflegungstrupps sowie die zwei OrtHchen EInsatzleitungen und die Katastropheneinsatzleitung der 
Landkreis als Träger der Regieeinheiten. 
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in den A1armierungsplänen und der Helferbe­
treuung mit Hilfe der EDV zu bewältigen. 

Nach langen vergeblichen Bemühungen, 
bei einschlägigen HersteIlem auf dem schier 
unendlichen Softwaremarkt geeignete Pro­
gramme ausfindig zu machen, reifte schließ­
lich sein Entschluß, "so etwas selber zu 
stricken". 

Den endgültigen Anstoß dazu gab eine 
Anfrage des Bayerischen Staatsministeriums 
des Innem und der Regierung von Oberbay­
ern, ob und wie umfangreich man sich 
bereits mit der Einführung der Datenverar­
beitung im Katastrophenschutz befaßt habe 
und wie weit man gegebenenfalls damit 
gekommen sei. 

Für Gruber, der aus der Praxis kommt, 
beschränkt sich das Verhältnis zum Compu­
ter darauf, "daß einem das Ding einen Hau­
fen Arbeit abnehmen kann". Seit 1949 ist er 
in der humanitären Hilfe tätig. Als Sanitäter, 
Feuerwehrmann, dann hauptamtlich mehr 
als zehn Jahre beim Präsidium des Bayeri­
sehen Roten Kreuzes und nunmehr seit 1974 
ist Gruber als Sachbearbeiter für Brand- und 
Katastrophenschutz im Pfaffenhofener Land­
ratsamt beschäftigt. 

Erleichterung für die 
tägliche Arbeit 

Auf seiner Suche nach einem geeigneten 
Programmierer stieß er durch Zufall auf 
Helmut Strobel, einen 30jährigen Hand­
werksmeister, freiwilligen Feuerwehrmann 
und "Computerfreak" aus dem Nachbarland­
kreis Eichstätt. Der hatte "Feurio" entwickelt, 
ein Datenverwaltungsprogramm, das der 
Pförringer Feuerwehr die Arbeit erleichtem 
sollte. Dieses Programm, so sind sich die 

Stolz auf "K-Plan": Programmierer und Feuerwehnnann Helmut Strobel bei der Vorführung des Datenbanksy­
stems. (Foto: Holz) 

Experten einig, ist geeignet für Stützpunkt­
wehren mit fester Landfunkstelle autwärts 
bis hin zu solchen in Gemeinden mit 100 000 
Einwohnern. Für Zwecke der KatS-Verwal­
tung war es allerdings nicht brauchbar, wie 
sich schnell herausstellte. 

Es kostete Überredungskunst, Strobel da­
von zu überzeugen, das Programm auf die 
fachlichen Belange eines Katastrophen­
schutzplans umzuschreiben. Doch sagte er 
schließlich "unvorsichtigerweise" zu. Seine 
durch die Führung des elterlichen Betriebs 
ohnehin knapp bemessene Freizeit wurde in 
der darauffolgenden Zeit völlig von dem 
neuen "K-Plan" eingenommen. 

Von Oktober 1988 an schlug sich Strobel 
sieben Monate lang die Wochenenden und 

Nächte mit der Programmierung um die 
Ohren. Obwohl er zwar eine Menge Einblick 
in die Zusammenhänge bei den freiwilligen 
Feuerwehren hatte, konnte er in die Interna 
des Katastrophenschutzes noch nicht tief 
genug eingestiegen sein, um ohne die fachli­
che Unterstützung Grubers die gestellte Auf­
gabe bewältigen zu können. 

Der Sachbearbeiter hatte als erstes ein 
Pflichtenheft erstellt, In dem alle Punkte 
aufgeführt waren, die das Programm beherr­
schen sollte. "Wenn Du draußen im Einsatz 
bist, weißt' genau, was Du machen mußt. 
Aber alles aufzuschreiben, was Du machst, 
ist ganz schön schwierig", meint der über­
zeugte KatastrophenSChützer Gruber und 
sein Angebot an den Programmierer: "Du 
kannst mich jederzeit anrufen, wenn Du 
fachlich nicht weiter kommst", hat Strobel 
wörtlich genommen. Die Frage, wie der 
Kreisbrandinspektor im Stab des Hauptver­
waltungsbeamten verankert ist, tauchte des 
Nachts um halb zwei auf, und Gruber hat sie 
prompt am Telefon beantworten müssen. 

Im April 1989 waren die Arbeiten dann 
soweit abgeschlossen, daß von Amts wegen 
- vorerst für ein halbes Jahr auf Mietbasis -
ein Personalcomputer beschafft werden 
konnte und das K-Plan-Programm im Test­
betrieb lief. Diese Erprobungsphase, in der 
bereits ein Drittel der Daten eingegeben 
waren, bot die Gelegenheit, anfängliche 
"Kinderl<rankheiten" zu beseftigen und wei­
tere Verbesserungen einzufügen. 

"K-Plan" verwaltet 
1 0 000 Datensätze 

SachbearbeHer für Brand- und Katastrophenschutz Günther Grober mit dem umfangretchen Sammelwerk des 
Pfatfenhofener KatS-Plans. All dies paßt auf wenige DiSketten, (Foto: Holz) 

Das EDV-Programm, erstellt mit einem 
handelsüblichen relationalen Datenbanksy-

20 IBfVOlKERUNGSSCHUTZ-MAGAZIN 8/901 



stern, gliedert sich in die Hauptsachgebiete 
K-Plan, diverse Sonderpläne, Helfer-, Gerä­
te- und Materialverwaltung. 

Der erste Programmteil ist nach dem 
Muster-K-Plan des Bayerischen Innenmini­
steriums aufgebaut, einem sechsbändigen 
Almanach, in dem sehr differenziert auf alle 
denkbaren Fälle eingegangen wird, in denen 
der Katastrophenschutz gefordert sein kann. 
Sämtliche darin enthaltenen Formulare und 
Mustervordrucke wurden in das Programm 
aufgenommen und sind entsprechend abruf­
bar. Vom Anwender können aber problemlos 
eigenständige Vordrucke entworfen und ein­
gegeben werden. 

Das Stichwortverzeichnis umfaßt derzeit 
etwa 500 Begriffe, nach denen sowohl al­
phanumerisch, als auch entsprechend den 
Kennziffern des Musterplans gesucht werden 
kann. Im Endzustand sollen etwa 2500 
Adreßdaten zur Alarmierung und für die 
Helferkartei gespeichert sein. Zusammen mit 
den Listen der Fahrzeuge, Geräte und Mate­
rialien kann sowohl aus dem K-Plan heraus, 
als auch aus den vielen Sonderplänen und 
dem Helferverzeichnis auf rund 10 000 Da­
tensätze zurückgegriffen werden. 

Aktualisierung bequem 
möglich 

Bislang wurde die Aufstellung manuell 
fortgeschrieben. Hatte sich die Telefonnum­
mer eines Helfers geändert oder der zustän­
dige Sachbearbeiter gewechselt, war es 
mühsam, bei allen infrage kommenden Ein­
zelplänen und Karteien die Daten zu ändern. 
"Das Innenministerium wollte ursprünglich 
eine halbjährliche Aktualisierung des K-Pla­
nes", führt Gruber aus, "aber wenn ich das 
von Hand machen muß, brauche ich eine 
Schreibkraft, die zu fast nichts anderes ein­
gesetzt werden kann, als nur für den Kata­
strophenschutzplan. " 

Heute ist es möglich, die entspreChende 
Korrektur lediglich in einem einzigen Daten­
satz vorzunehmen, und in allen darauf zu­
greifenden Plänen, Listen und Statistiken 

• wird diese Änderung automatisch über­
nommen. 

Als Sonderpläne sind derzeit unter ande­
rem aufgestellt: Feuerwehralarmplan, Auto­
bahnalarm- und Einsatzplan, Pipeline-Scha­
denspläne, verschiedene Evakuierungspläne 
und schließlich Sonderpläne für besondere 
Katastrophenlagen. Sie sind alle untereinan­
der und mit der Adreß- und Helferdatei 
verknüpft. Beim Aufruf eines Stichwortes 
werden sämtliche damit in Verbindung ste­
henden Begriffe am Bildschirm aufgezeigt 
bzw. über den Drucker ausgegeben . 

• Bei einem Waldbrand beispielsweise wird 

oder Hubschrauberstandorte auch jedes 
verfügbare Tanklöschfahrzeug, jede 
Löschwasserentnahmestelle oder Trans­
portmöglichkeiten hierfür ausgegeben. 

• Treten 11m, Paar oder Donau über die 
Ufer, erfolgt ein Hinweis auf Hilfsorgani­
sationen oder Feuerwehren, die als 
Dammwehr einsetzbar sind, auf Sand­
sacklager und sonstige erforderliche Ge­
räte und Fahrzeuge. 

• Kommt es zu Schneekatastrophen, Un­
wettern oder Orkanschäden, können Not­
stromversorgungsanlagen, Schneepflü­
ge, Schaufellader oder Motorsägen abge­
fragt werden. Aber auch Ablaufschemata 
zur Vorbereitung von Notquartieren oder 

Während es sich bei diesem Einsatz um eine realisti­
sche Yollübung handelte, bei der im vergangenen 
Jahr zehn Katastrophenschutzeinheiten beteiligt 
waren, ... (Foto: Gruber) 

Einzelheiten über den Betrieb von Groß­
küchen stehen im Rechner berert. 

Einsatzpotential 
per Knopfdruck 

Ein weiterer Programm punkt befaßt sich 
mit der Helferverwaltung, die gegliedert ist in 
eine Kartei mit Adreßdaten und eine Über­
sicht über die persönliche Ausrüstung jedes 
einzelnen Helfers. Integriert sind auch eine 
Führungskräfte-Übersicht sowie Lehrgangs­
daten und sogenannte ,Wahldaten". 

Als persönliche Daten der Helfer sind alle 
Angaben erfaßt, die ausschließlich im Zu­
sammenhang mit deren Dienst im Katastro­
phenschutz stehen, also ihre Zugehörigkeit 
zu einer Organisation, dem entspreChenden 
Fachdienst, eventuelle Führungsfunktionen, 
aber auch Wehrdienstverhältnisse oder Frei­
stellungsvoraussetzungen. 

Bei den Ausbildungsdaten können z. B. 
alle Helfer abgefragt werden, die einen ganz 
bestimmten Lehrgang absolviert haben oder 
aber alle Lehrgänge, an denen ein bestimm­
ter Helfer teilgenommen hat. Die Suchkrite­
rien lassen auch den Zugriff auf bestimmte 
Lehrgangshierarchien zu, die für die jeweili­
gen Einheiten relevant sind. 

Um beispielsweise am Lehrgang ,Führen 
im KatS - Stufe C" an der Katastrophen­
schutzschule des Bundes teilnehmen zu kön­
nen, sind verschiedene Ausbildungsstufen 
auf Standortebene, an der Katastrophen­
schutzschule des Landes und vorbereitende 
Lehrgänge in Ahrweiler zu besuchen. Mit 
diesem Programmteil kann nun überprüft 
werden, ob alle Voraussetzungen für den 
Helfer bereits geschaffen sind, ob noch der 
eine oder andere Lehrgang nachzuholen ist, 
oder aber, wer hierfür besonders geeignet 
ist. 

außer einer CheCkliste aller zu alarmie- ". war dieser Vert<ehrsunfall auf der Ag bittere Realität, als nach der Kollision eines Reisebusses mn einem 
renden Stellen und Personen, Forstämter Tankzug20 britische Musikerbis zurUnkenntlichkeHverbrannten. (Foto: Müller) 
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1, fEUERWEHREN 
2, ADRESSEN 
3. KENNZIFfERN 
4, ORTSNAMEN 
5, WAHLDATEN 
6, LEHRGANG 
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FF_ALARMPLAN 

10, GEMEINDEN 

8, 
9, 

11, SO_AUSRUEST 
12, fAHRZEUGE 
13, DAMMWEHREN 
14, ILPLAN 
15, FUNKDRTEN 
16, NOTIZEN 

17, F_KRAEfTE 
18, PERS_AUSR 
13, VERBUNIU\PL 

Programms beispielsweise für die Verwal­
tung der StAN-Ausstattung in den Kreisver­
bänden des THW von Nutzen wären. 

Programmierer Strobel setzt noch einen 
drauf: Sein zwischenzeitlich verfeinertes 
"Feurio" ist in der Lage, aktuelle Daten der 
Feuerwehren direkt an "K-Plan" zu übermit­
teln. Man muß also noch nicht einmal das 
ausgemusterte Tanklöschfahrzeug, den neu­
en Brandinspektor oder die örtliche Einsatz­
statistik im Landratsamt eintippen. 

Auf die Frage nach der Datensicherhe~ 
stellt er klar, daß eine Einzelplatzlösung am 
besten sei. Aber auch bei vemetzten Syste­
men, die an Datenfernübertragung ange­
schlossen sind, habe er keine Bedenken. 
Zwar könnten im Prinzip alle Sicherungssy­
steme, die ein Programmierer eingebaut hat, 
auch von solchen umgangen werden, wenn 
er aber normalerweise zehn bis 20 Minuten 
brauche, um einen Code zu knacken, habe er 
hier mehr als acht Stunden gebraucht, um 
"unbefugt" in sein eigenes Programm einzu­
dringen. 

Anzumerken wäre noch, daß das Pro­
gramm derzeit auf den gängigsten Betriebs­
systemen lauffähig ist. Ein bayerisches High­
Tech-Unternehmen der Branche will es auf 
sein System umschreiben und dann unter 
eigenem Label vermarkten. 

Eingangsmenü des Programms zur Verzweigung In die einzelnen Dateien. (Grafik: Strobel) 

Günther Gruber spinnt derweil schon Zu­
kunftspläne. Er will auch noch seine beiden 
Fahrzeuge der Technischen Einsatzleitung 
(oder Örtliche Einsatzleitung, wie sie im 
Freistaat heißt) mit tragbaren Computern 
ausrüsten, "dam~, wenn denen vor Ort das 
Öl bindemittel ausgeht, sie am Bildschirm 
nachschauen können, wo sie welches be­
kommen" . Die Idee ist genial. Für seine 
Datensicherung verwendet er Wechselplat­
tensysteme, und "ob ich nun einmal oder 
dreimal ein Backup mache, ist eh wurscht." 
Somit ist gewährleistet, daß alle Informatio­
nen immer auf dem neuesten Stand sind. 

Schließlich gibt die Rubrik "Wahldaten" 
Auskunft über die "Laufbahn" innerhalb der 
Organisation, z. B. über Beförderungen, Eh­
rungen, Emennungen und ähnliches. 

Aus der Material- und Geräteverwaltung 
läßt sich ersehen, welche Geräte und Fahr­
zeuge bel den einzelnen Einheiten oder Orga­
nisationen vorhanden sind, welche persönli­
che Ausrüstung entweder eingelagert oder 
ausgegeben wurde und welche Stelle (Orga­
nisation. Land, Bund) für eine notwendige 
Ersatzbeschaffung zuständig ist. Dazu gibt es 
noch eine Fahrzeugübersicht, gegliedert 
nach Fahrzeugtyp, Funkrufname, Wartungs­
intervall und Standort, eine Funkgerätedatei 
und eine Übersicht über Groß- bzw. Sonder­
geräte, wie Netzersatzanlagen, Ölwehr- und 
-absauggeräte, Strahlenschutz-, Säure­
schutz-, Atemschutz- oder Heuwehrgeräte. 

Durch die laufende Aktualisierung dieser 
Daten läßt sich jederzeit das personelle und 
materielle Einsatzpotential des Katastro­
phenschutzes per Knopfdruck ablesen. 

Zukunftsaussichten 

K-Plan zieht in der Zwischenzeit schon 
weite Bahnen. Außer den Landkreisen Pfaf­
fenhofen und Eichstätt, in denen das Pro­
gramm seit Monaten zur vollsten Zufrieden-
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heit läuft, interessieren sich auch die Lan­
deshauptstadt München, die Städte Rosen­
heim und Ingolstadt sowie die Landkreise 
Miesbach, Neuburg-Schrobenhausen und 
andere dafür. 

Der Präsident des Bundesamtes für Zivil­
schutz, Hans Georg Dusch, hat sich dem 
Vernehmen nach begeistert geäußert und 
denkt bereits darüber nach, ob Teile des 
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Große Anfrage der nordrhein-westfälischen F.D.P.-Fraktion zur Situation des Katastrophen- und Zivilschutzes in NRW 

Zeit für eine 
Bestandsaufnahme 

Landeskatastrophenschutzgesetz zwölf Jahre in Kraft 
Gefahrenabwehr hat in NRW hohen Stellenwert 

Anfang November 1989 brachte die Frak­
tion der F.D.P. im nordrhein-westfälischen 
Landtag eine Große Anfrage zur Situation des 
Katastrophen- und Zivilschutzes in Nord­
rhein-Westfalen ein. In einem Vorwort führte 
die Fraktion u. a. aus, nach dem Inkrafttreten 
des Katastrophenschutzgesetzes in NRW vor 
nun zwölf Jahren sei es an der Zeit, eine Be­
standsaufnahme vorzulegen. In Übereinstim­
mung mit den Katastrophenschutz-Organi­
sationen sei die Bestandsanalyse notwendig, 
um festzustellen, ob der Katastrophen- und 
Zivilschutz in Ausrüstung, personeller Aus­
stattung, Ausbildung und Organisationsform 
den veränderten Anforderungen entspricht, 
da durch neue Technologien und Ausweitung 
von Industriebereichen neue Gefahren der 
Bevölkerung drohen können. 

Der Innenminister beantwortete die Große 
Anfrage namens der Landesregierung Mitte 
März 1990 und führte in seiner Vorbemer­
kung u. a. aus, der katastrophenschutz habe 
in NRW seit jeher einen hohen Stellenwert. 
Schon 1960 habe der Innenminister Richtli­
nien für die Katastrophenabwehr e~assen. In 
den letzten Jahren sei mit erheblichem finan­
ziellen Aufwand des Landes die Gefahrenab­
wehr verbessert worden. 

Der Minister verweist weiter darauf, daß 
der größte Teil der Fragen in der Großen 
Anfrage sich auf den Zivilschutz bezieht und 
die Verantwortung für die grundsätzliche 
Konzeption, rechtliche Regelung, finanzielle 
Ausstattung sowie auch die Programme und 
allgemeine Regelungen zur Durchführung 
der Aufgaben des Zivilschutzes beim Bund 
liege. 

Im folgenden veröffentlicht das .Bevölke­
rungsschutz-Magazin" eine Zusammenfas­
sung der Fragen der F.D.P.-Fraktion sowie 
Auszüge der Antworten des Innenministers 
auf die Große Anfrage. 

Rund 348000 Helferinnen 
und Helfer 

Auf die erste Frage, welche Organisatio­
nen und wieviele Mitarbeiter sowie Mitarbei­
terinnen für den Katastrophen- und Zivil­
schutz in Nordrhein-Westfalen zur Verfügung 
stehen, teilte der Innenminister mit, daß in 
den privaten und öffentlichen Organisationen 
sowie Einrichtungen insgesamt rund 348000 
Männer und Frauen bereit stehen, im kata­
strophenfall Hilfe zu leisten. 

Die weitere Frage bezieht sich auf die 
Maßnahmen, die sicherstellen, daß das Per­
sonal für den Katastrophen- und Zivilschutz 
im Bedarfsfall tatsächlich verfügbar ist. Hier 
verweist der Innenminister darauf, daß zwi­
schen dem Katastrophenschutz und den üb­
rigen Bereichen des Zivilschutzes deutlich 
unterschieden werden muß. "Maßnahmen 
des ZivilSChutzes fallen ausschließlich in die 
AufgabensteIlung des zivilen Alarmplanes. 
Im Katastrophenschutz wird durch bestimm­
te festgelegte Verfahren das Personal des 
katastrophenSChutzes im konkreten Be­
darfsfall alarmiert und für Einsatzaufgaben 
vorgehalten. " 

Die Alarmierung erfolgte durch FunkmeI­
deempfänger, Sirenenauslösung und Fern­
sprech-Schneeballsystem sowie unter Um­
ständen auch über den Westdeutschen 
Rundfunk (WDR). Das Alarmierungsverfahren 
wurde in unregelmäßigen Abständen er­
probt. In der Regel seien zwei bis drei 
Stunden nach der Alarmierung ca. 50 bis 60 
Prozent der Einsatzstärken im Bereich des 
Katastrophenschutzes verfügbar. Diese nicht 
unerhebliche Zeitspanne sei hinnehmbar, 
weil die Berufs- und Freiwilligen Feuerweh­
ren sowie die Rettungsdienste jedoch inner­
halb weniger Minuten einsatzbereit sind. 

Anschließend wird gefragt nach den Er­
fahrungen mit der Anwendung des Landes­
katastrophenschutzgesetzes. Diese sind po­
sitiv, so die Antwort, und das Gesetz habe 
sich in der Praxis bewährt. Dennoch werde 

seit längerer Zeit geprüft, ob Änderungen 
oder Ergänzungen des Gesetzes angezeigt 
sind. Dabei besteht ein enger Kontakt und 
Erfahrungsaustausch mit den anderen Bun­
desländern. Zwar sei die Prüfung noch nicht 
abgeschlossen, "es kann aber wohl jetzt 
schon gesagt werden, daß eine Herabset­
zung der bewußt hoch angesetzten Katastro­
phenschwelle nicht in Betracht kommt". Zwi­
schen der Gefahrenabwehr des Alltags und 
der Katastrophe gebe es einen Bereich, für 
den eine gesetzliche Normierung der Gefah­
renabwehr gefordert werde. Dies erscheine 
jedoch nicht notwendig, weil jeder Hauptver­
waltungsbeamte aufgrund seiner Organisa­
tionshoheit die Möglichkett besitze, mit den 
der Lage angepaßten Organisationsstruktu­
ren des Katastrophenschutzes dieser Gefah­
renlage Herr zu werden. 

Des weiteren fragt die F.D.P.-Fraktion, in 
welchem Stadium sich der Vollzug des Lan­
deskatastrophenschutzes befindet. 

Die organisatorischen Strukturen des frie­
densmäßigen KatastrophenSChutzes sind in 
Nordrhein-Westfalen entsprechend den ge­
setzlichen Vorgaben geschaffen, so der In­
nenminister. Eine formalisierte Stärke und 
Gliederung des friedensmäßigen Katastro­
phenschutzes, vergleichbar denen des er­
weiterten Katastrophenschutzes, bestehe 
nicht. Im Katastrophenfall stehen den Kata­
strophenschutzbehörden alle personellen 
und materiellen Ressourcen der alltäglichen 
Gefahrenabwehr und des katastrophen­
schutzes sowie weiteres Hilfeleistungspot­
ential (Bundeswehr, Bundesgrenzschutz, 
StationierungsstreitKräfte usw.) zur Verfü­
gung. Der Aufbau der Einheiten und die 
Einrichtung der Stäbe sei seit langem abge­
schlossen. 

Die Zielprojektion hinsichtlich der Ausstat­
tung der Einheiten des friedensmäßigen Ka­
tastrophenschutzes sei die uneingeschränk­
te Einsatzfähigkeit im Katastrophenfall. Nach 
den Erkenntnissen der Lancesregierung ent­
spricht der Istzustand der Ziel projektion. 
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Unterschiedlicher 
Ausbildungsstand 

Mit dem Ausbildungsstand der Katastro­
phenschutzeinheiten befaßt sich die nächste 
Frage. 

Die Antwort zeigt auf, daß der Ausbil­
dungsstand der in NRW für neun KatS­
Fachdienste aufgestellten Einheiten unter­
schiedlich ist. Er muß weitemin verbessert 
werden, um den Schutz der Bevölkerung zu 
verstärken. 

Für die Aufgaben des erweiterten KatS 
werden die Unterführer und Führer grund­
sätzlich durch die KatS-Schulen des Landes 
und des Bundes ausgebildet, die Kräfte des 
Brandschutzdienstes werden durch die Lan­
desfeuerwehrschule, die des Sanitätsdien­
stes durch die DRK-Schule in Münster aus­
gebildet. Diese Ausbildung habe eine nicht 
unerhebliche Bedeutung für den friedensmä­
Bigen Katastrophenschutz. Dies gelte insbe­
sondere hinsichtlich der Sicherstellung der 
EinheiHichkeit der fachdienstlichen Ausbil­
dung im Sanitäts- und Betreuungsdiens~ 
denn die entsprechende Vor-Ausbildung für 
diese Fachdienste werde in NRW durch die 
Landesverbände der Im KatS mitwirkenden 
Sanitätsorganisationen durchgeführt. Ent­
sprechendes gelte für die fachdienstüber­
greifende Ausbildung. 

Eine 1984 vom Innenminister durchge­
führte Umfrage habe ergeben, daß ein Groß­
teil der Führer und Unterführer die für ihre 
Funktion vorgesehenen Ausbildungslehrgän­
ge im erweiterten KatS nicht besucht hätten. 
Hierauf wurde die Zahl der Lehrgänge an der 
KatS-Schule emöht und die Lehrgangsbe­
schickung intensiver überwacht. Dennoch 
könne die Lehrgangsbeschickung noch nicht 
befriedigen. 

Gründe seien in der relativ großen Fluktua­
tion der vom Wehrdienst freigestellten und 
für zehn Jahre verpftichteten Katastrophen­
schutzhelfer zu suchen. Außerdem sind nicht 
alle Helfer bereit, sich in Lehrgängen an den 
Schulen ausbilden zu lassen. Freizeitverlust 
sowie befürchtete Nachteile am Arbeitsplatz 
werden als Argumente genannt. Nachteilig 
wirke sich auch aus, daß die Helfer für 
Einsätze ausgebildet werden müssen, die als 
Katastropheneinsätze sehr selten sind. Auch 
Einsätze unterhalb der Katastrophenschwelle 
seien nicht häufig, so daß die KatS-Helfer 
kaum motivierende Erfolgserlebnisse hätte!}. 
Ziel sei es u. a., die Motivation der Helfer 
durch realistische Übungen zu verstärken. 

Weitere Fragen gehen ein auf die Aufstel­
lung von Alarm- und Einsatzplänen für Kran­
kenhäuser unter Einbeziehung von niederge­
lassenen Ärzten und Hilfsorganisationen so­
wie die Fortbildung von Angehörigen der 
Heilberufe in der Katastrophenmedizin und 
die Zusammenarbe~ der im Gesundheitsbe­
reich Tätigen bei einem Massenanfall von 
Patienten. Der Innenminister verweist hier 
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auf die "Empfehlungen an die Krankenhäuser 
zu Vorsorgeplanungen für Unglücks- und 
Katastrophenfälle", wonach die Krankenhäu­
ser Einsatz- und Alarmpläne erstellen sollen, 
die sie befähigen, den Krankenhausbetrieb 
ohne Verzug auf die Aufnahme einer größe­
ren Zahl von Notfallpatienten umzustellen. 
Die Pläne werden in Zusammenarbeit mit 
den örtlich zuständigen Gesundheits- und 
Katastrophenschutzbehörden aufgestellt. 

Die ,Empfehlungen" sehen auch vor, daß 
Ärzte und Pflegepersonal verstärkt an Fortbil­
dungsveranstaltungen über Unfall- und Not­
fallmedizin bei Massenanfall von Verletzten 
teilnehmen sollen. Es sei in erster Linie 
Aufgabe der Krankenhäuser, das Personal 
hinreichend in die bei Unglücks- und Kata­
strophenfällen wahrzunehmenden Aufgaben 
einzuweisen. 

Verstärkt sind in den letzten Jahren Kran­
kenhäuser in KatS-Vollübungen sowie Stabs­
rahmenübungen einbezogen worden. Die 
hierbei gewonnenen Erfahrungen zeigten, 
daß die nach den ,Empfehlungen" zu treffen­
den Maßnahmen ausreichend sind. 

Nach der Unterbringung der Fahrzeuge 
und Ausrüstungsgegenstände sowie der Ein­
heiten des KatS in NRW wird anschließend 
gefragt. In einer 1985 durchgeführten Über­
prüfung wurden alle für die Unterbringung 
der Einheiten des erweiterten KatS angernie­
teten Objekte erfaßt und die Kraftfahrzeug­
hallen und Unterkünfte mit unbefriedigenden 
baulichem Zustand inzwischen durch ange­
messene Mietobjekte ersetzt, so der Innen­
minister. Auch sei das im Jahr 1983 begon­
nene Sanierungsprogramm des Bundes für 
die KatS-Zentralwerkstätten größtenteils be­
reits durchgeführt. Das Sanierungspro­
gramm aus dem Jahre 1988 für Unterkünfte 
werde in der zweiten Hälfte der neunziger 
Jahre beendet sein. 

Positive Zusammenarbeit 

,Mit den Niederlanden finden regelmäßige 
Gespräche über den Katastrophenschutz in 
der Umgebung kerntechnischer Anlagen 
statt. Die grenzüberschreitende Zusammen­
arbeit bis hin zur örtlichen Ebene kann nur 
positiv beurteilt werden. Durch Abstimmung 
ist bei einem Störfall die rasche Alarmierung 
und die unmittelbare und ständige Informa­
tion der deutschen Seite sichergestellt", ant­
wortet der Innen minister auf die Frage nach 
der Zusammenarbeit im Bereich des radiolo­
gischen Notfallschutzes mit dem Nachbar­
land. 

Ferner möchte die F.D.P.-Fraktion u. a. 
wissen, welche Maßnahmen die landesre­
gierung ergriffen hat, um für die Umgebung 
nord rhein-westfälischer Kernkraftwerke 
wirksame Notfallschutzvorkehrungen zu ge­
währleisten und welche Erfahrungen mit der 

Offenlegung der KatS-Pläne gemacht 
wurden. 

,Grundlagen für die Katastrophenschutz­
planung in der Umgebung kerntechnischer 
Anlagen in Nordrhein-Westfalen sind das 
Katastrophenschutzgesetz NW und die ,Rah­
menempfehlungen für den Katastrophen­
schutz in der Umgebung kerntechnischer 
Anlagen '. Danach werden die Sonderschutz­
pläne für die Umgebung des jeweiligen Kern­
kraftwerkes erstellt. Diese beinhalten alle 
Maßnahmen und Vorkehrungen bis hin zur 
Gemeindeebene" , so der Innenminister 

Seit einigen Jahren werden in NRW Kata­
strophenschutzpläne und Sonderschutzpläne 
unter Wahrung der datenschutzrechtlichen 
und sicherheitsbezogenen Aspekte offenge­
legt. Nach den Erkenntnissen der landesre­
gierung sei von der Möglichkeit der Einsicht­
nahme selten Gebrauch gemacht worden. 
Nach Auffassung der Landesregierung sind 
weitere Informations- und Kommunikations­
einrichtungen nicht erforderlich. 

Bessere Ausbildung 
und Ausrüstung 

Um die Vorsorge für die Bekämpfung 
größerer ÖI- sowie insbesondere chemischer 
Unfälle geht es in einer weiteren Frage. 

Der Innen minister betont die Verbesse­
rung der Ausrüstung und Ausbildung der 
Feuerwehren für die Bekämpfung größerer 
Ölunfälle und Unfälle mit gefährlichen Stoffen 
im Laufe der letzten Jahrzehnte. ,Auf eine für 
diesen Einsatzbereich gerichtete Ausbildung 
wird besonderer Wert gelegt. Spezielle Lehr­
gänge ,Gefährliche. Stoffe und Güter' werden 
an der Landesfeuerwehrschule durchge­
führt. Es ist festzustellen, daß auch seitens 
der Betreiber in beträchtlichem Umfang 
Schadensvorsorge in personeller und sächli­
cher Hinsicht und durch vorbeugende Maß­
nahmen getrOffen worden ist ... 

Die Berufsfeuerwehren verfügen seit lan­
gem über fachkundiges Personal und das 
erforderliche Gerät zur Ölschadensbekämp­
fung und der Bekämpfung ,chemischer' Un­
fälle. Zur Verbesserung der Situation in den 
Kreisen hat das Land im Zeitraum von 1985 
bis 1987 68 Gerätesätze Meßtechnik und 52 
Meßwagen beschafft, um auch den Freiwilli­
gen Feuerwehren die Durchführung von 
Meß- und Spüraufgaben beim Freiwerden 
und Austreten von gefährlichen Stoffen und 
Gütern an Einsatzstellen landesweit zu er­
möglichen. Derzeit wird durch schwerpunkt­
mäßige Stationierung neu konzipierter Gerä­
tewagen-Gefahrgut ftächendeckend die Ge­
fahrenabwehr bei Gefahrgut und Mineralöl­
unfällen weiter verbessert .. , 

Durch ein abgestuftes System von Geräte­
wagen-Gefahrgut mit unterschiedlichem 
Ausstattungspotential ist es möglich, in jeder 
Gemeinde eine flächendeckende Mindest-



ausstattung für Gefahrgut-Einsätze vorzuhal­
ten. Das Land NRW hat die Bedeutung der 
Ausstattung der Feuerwehren für die Meß­
technik und die Bekämpfung sehr frühzeitig 
erkannt, entsprechende gerätemäßige Be­
schaffungen für die Gemeinden eingeleitet 
und finanziell gefördert und an der Entwick­
lung und Normung maßgeblich mitgewirkt , 

In Nordrhein-Westfalen werde zur Zeit ein 
"Informations- und Kommunikationssystem 
gefährliche und umweltrelevante Stoffe" 
(IGS) aufgebaut, das Daten aus 
- den Datenbanken des Bundes, 
- anderen Bundesländern, 
- verschiedenen Landesbehörden, 
- der chemischen Industrie 
nutzt und so kombiniert, daß mehr Effektivi­
tät bei der Bekämpfung von Störfällen und 
der Gefahrenvorbeugung erreicht wird. 

Das System stehe zunächst den Behörden 
in NRW zur Verfügung, deren Aufgabe darin 
besteht, Maßnahmen zur Gefahrenvorbeu­
gung - z. B. bei Unglücksfällen - und der 
konkreten Gefahrenabwehr zu leisten. Das 
sind z. B. Polizei, Feuerwehren und Gewerbe­
aufsichtsämter. 

Zur Erprobung von IGS werden in den 
Bereichen 
- Arbeits- und Immissionsschutz, 
- Gewässerschutz, 
- Brandbekämpfung, Unfälle, Katastro-

phenabwehr, 
- Überwachung Gefahrentransport Straße 
Pilotprojekte durchgeführt. 

Schutzraumbau 
und Selbstschutz 

Ein weiterer Fragenkomplex befaßt sich 
mit den Themen "Schutzraumbau" und 
"Selbstschutz". Gefragt wird nach der Mög­
lichkeit, unterirdische Verkehrsanlagen zu 
öffenHichen SChutzräumen umzubauen. 

Auf eine entsprechende Anfrage des Lan­
des NRW im Jahre 1988 habe der Bundesin­
nenminister geantwortet, daß vor Abschluß 
und Auswertung entsprechender Pilotprojek­
te in München dem weiteren nachträglichen 
Ausbau von unterirdischen Verkehrsanlagen 
zu Mehrzweckanlagen nicht zugestimmt 
werden könne. 

Zur Frage nach der Zahl der in NRW 
gebauten privaten und öffentlichen Schutz­
räume heißt es u. a.: 

"Nach den Unterlagen der Wohnungsbau­
förderungsanstalt sind in Nordrhein-Westfa­
len von 1970 bis 1989 in 736 Objekten 
insgesamt 17011 Schutzplätze als private 
Hausschutzräume mit Bundesmitteln geför­
dert und errichtet worden ... 

In der Vergangenheit ist vom Bund auch 
die Errichtung von SChutzplätzen in soge­
nannten Schulschutzräumen nach den Krite­
rien der Förderung von Hausschutzräumen 

gefördert worden. Dieses Programm ist mitt­
lerweile vom Bund eingestel~ worden; es 
werden zur Zeit lediglich noch einige laufen­
de Vorhaben zu Ende geführt. In Nordrhein­
Westfalen sind nach diesem Programm in 44 
Schulschutzräumen ca. 15000 Schutzplätze 
errichtet worden. 

In Nordrhein-Westfalen sind als öffentliche 
Schutzräume mit Grundschutzstandard er­
richtet bzw. wieder instandgesetzt worden : 

45 neuerrichtete Mehrzweckanlagen 
(Tiefgaragen, U-Bahnanlagen) mit insgesamt 
91193 Schutzplätzen, 

32 instandgesetzte Bunker mit insgesamt 
33939 Schutzplätzen. 

Des weiteren sind im Rahmen eines 1961 
beschlossenen ,Sofortprogramms' durch den 
Bund eine große Anzahl alter Bunker für 
einen kurzfristigen Aufenthalt mit verhältnis­
mäßig geringen Mitteln hergerichtet worden 

Die 32 instandgesetzten Bunker sowie die 
45 neuerrichteten Mehrzweckanlagen befin­
den sich in Nordrhein-Westfalen überwie­
gend in den Ballungsgebieten sowie in den 
größeren Städten. Örtlich liegen sie entspre­
chend den Anforderungen gemäß § 14 
Schutzbaugesetz in Bereichen starken Ver­
kehrs innerhalb geschlossener Ortschaften 
sowie in der Regel auch im Bereich konzen­
trierter Wohnbevölkerung im Umkreis von 
500 Metern. Ihre kurzfristige Erreichbarkeit 
für die schutzsuchende Bevölkerung ist da­
her gegeben. Die Problematik liegt allerdings 
darin, daß in Nordrhein-Westfalen - wie 
auch bundesweit - die Anzahl der Schutz­
plätze in öffentlichen wie auch in privaten 
Schutzräumen bei weitem nicht ausreicht. 
Insgesamt stehen im Land Nordrhein-West­
falen wie auch im Bundesgebiet nur für 
weniger als drei Prozent der Bevölkerung 
Schutzplätze zur Verfügung ." 

Technische Anforderungen 
senken? 

Des weiteren fragt die F.D.P.-Fraktion, wie 
nach Auffassung der Landesregierung die 
technischen Anforderungen für den privaten 
Schutzraumbau gesenkt werden müßten, 
damit eine Schutzraumbaupflicht vertretbar 
und zumutbar wäre. 

In der Vergangenheit seien, sc der Innen­
minister, angesichts der "Misere" des 
Schutzraumbaus von verschiedenen Seiten 
Konzepte vorgelegt worden, die technischen 
Anforderungen auch für den privaten Schutz­
raumbau zu senken, um eine Schutzraum­
baupflicht zumutbar zu machen. Mit keinem 
dieser Konzepte habe aber bislang eine über­
zeugende Lösung der Problematik aufgezeigt 
werden können . 

"Eine Herabsetzung der technischen An­
forderungen - im Verhältnis zu dem bislang 
geltenden Grundschutzstandard - führt not-

wendigerweise zu einer Senkung des 
Schutzniveaus. Damit ist die Grundfrage der 
Bedrohungsannahme in einem Verteidi­
gungsfall angesprochen, an der die Zivil­
schutzmaßnahmen, so auch der Schutz­
raumbau, sich orientieren sollen. Für diese 
Frage gibt es nach Auffassung der landesre­
gierung keine widerspruchsfreie, schlüssige 
Antwort. 

Auch bei einer Reduzierung der techni­
schen Anforderungen für den privaten 
Schutzraumbau blieben die mit einer Einfüh­
rung einer Schutzraumbaupfticht verbunde­
nen Belastungen für den betroffenen Bürger 
wie für die öffentlichen Haushalte enorm. 
Problematisch, voraussichtlich sogar kontra­
produktiv, dürften auch die Auswirkungen 
der Einführung einer Schutzraumbaupflicht 
auf den Wohnungsbaumarkt sein. 

Unter diesen Aspekten, vornehmlich je­
doch angesichts der objektiv schwindenden 
Wahrscheinlichkeit eines Krieges in Europa 
sowie der weitverbre~eten entsprechenden 
Einstellung der Bevölkerung, hält die landes­
regierung die Einführung einer Schutzraum­
baupflicht für unvertretbar." 

Ziele beim Aufbau 
des Selbstschutzes 

Anschließend wird nach dem Aufbau des 
Selbstschutzes in den Gemeinden gefragt 
und welche Ziele die Landesregierung hier 
verfolgt. 

Gemessen an der Anzahl der von den 
Gemeinden bestellten Selbstschutzberatern 
sei der Aufbau des Selbstschutzes in den 
Gemeinden in NRW sehr gering, stellt der 
Innenminister fest. Zur Zeit seien in den 
Gemeinden lediglich 319 Selbstschutzbera­
ter bestellt. Nach den Kriterien der VwV­
Selbstschutz müßten in den Gemeinden etwa 
2500 Wohnbereiche mit Beratungsstellen 
gebildet werden. Hierzu würden insgesamt 
rund 10000 Selbstschutzberater benötigt. 

Günstiger stelle sich der Vollzug der den 
Gemeinden obliegenden Förderung des 
Selbstschutzes in Wohn- und Arbeitsstätten 
dar. In der Regel würden alle Gemeinden das 
Ausbildungsangebot des Bundesverbandes 
für den Selbstschutz (BVS) regelmäßig in 
ihrer Gemeinde öffentlich bekannt machen. 
Eine Statistik der Dienststellen des BVS zei­
ge, daß in NRW in den letzten fünf Jahren 
jährliCh rund 5500 Ausbildungsveranstaltun­
gen der verschiedenen Lehrgangsarten zum 
Selbstschutz mit jährlich 70000 bis 85000 
Teilnehmern durchgeführt worden sind. 

Insgesamt hätten von 1964 bis 1989 in 
Nordrhein-Westfalen rund zwei Millionen ' 
Personen Selbstschutz-Grundlehrgänge be­
sucht. 

"Trotz dieser für sich genommen beachtli­
chen Zahlen läßt sich daraus der Schluß 
ziehen, daß lediglich ein geringer Anteil der 
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Bürger Nordrhein-Westfalens das Angebot 
einer Ausbildung im Selbstschutz angenom­
men hat. Allgemein läßt sich feststellen, daß 
die mit dem System des Selbstschutzes 
verfolgte Zielsetzung, die Fähigkeit zum 
Selbstschutz in der Bevölkerung zu veran­
kern, nicht in dem vorgesehenen Umfang 
erreicht worden ist. 

Des weiteren kann aus den Statistiken des 
BVS entnommen werden, daß die Beteiligung 
an den Selbstschutzausbildungen seit Ende 
der lOer Jahre zurückgegangen ist. Seitens 
des BVS ist versucht worden, dieser Tendenz 
mit Verstärkung der Öffentlichkeitsarbeit (In­
formations veranstaltungen verschiedenster 
Art, Wettbewerbe, Informationsschriften und 
Pressearbeit) entgegen zu wirken. Die Öf­
fentlichkeitsarbeit macht mittlerweile 50 % 
der Akllvltäten des BVS aus. Hierbei ist 
insbesondere auch der Nutzen der im Selbst­
schutz vermittelten Kenntnisse und Fähigkei­
ten auch bei Unglücks- oder Katastrophen­
fällen in Friedenszeiten herausgestellt wor­
den. Diese Konzeption der Öffentlichkeitsar­
beit des BVS ist auch von den Ländem sowie 
den kommunalen Spitzenverbänden als Mit­
gliedern des BVS mitgetragen worden. Aller­
dings bestehen hinsichtlich der Einbeziehung 
des friedensmäßigen Nutzens angesichts der 
gesetzlichen AufgabensteIlung des BVS wie 
auch der auf den Verteidigungsfall bezoge­
nen Aufgabe und Konzeption des Selbst­
schutzes Grenzen, die nach der bestehenden 
Rechtslage - letztlich der verfassungsrecht­
lichen Kompetenzverteilung zwischen dem 
Bund für den Zivilschutz im Verteidigungsfall 
und den Ländern für den allgemeinen Gefah­
renschutz, wie insbesondere Brandschutz, 
Rettungsdienst und Katastrophenschutz -
nicht überschritten werden können. 

Da die Aufgabe und Konzeption des 
Selbstschutzes durch die In der ausschließli­
chen Gesetzgebungskompetenz liegenden 
Regelungen des Bundes vorgegeben ist, hat 
die Landesregierung grundsätzlich keine 
Möglichkeit, insoweit eigene Zielprojektionen 
zu verfolgen . Es ist erfahrungsgemäß auch 
wenig erfolgversprechend, die Gemeinden 
durch Aufsichtsmaßnahmen zur Intensivie­
rung der ihnen in Bundesauftragsverwaltung 
obliegenden Aufgaben zum Aufbau des 
Selbstschutzes in den Gemeinden anzuhal­
ten. Letztlich sind die Gemeinden hierbei auf 
die Gewinnung Freiwilliger für die ehrenamt­
lich wahrzunehmende Aufgabe des Selbst­
schutzberaters angewiesen. Da die Selbst­
schutzberater nach der in der VwV-Selbst­
schutz gerege~en Konzeption praktiSCh erst 
im Verteidigungsfall eine echte Funktion, 
aber in Friedenszeiten kaum Aufgaben ha­
ben, ist erklärlich, daß für diese Aufgabe nur 
schwerlich Freiwillige zu gewinnen sind. Die 
Erfahrungen in den letzten Jahren haben 
auch gezeigt, daß gerade aus diesem Grund 
bereits gewonnene Selbstschutzberater die­
se Aufgabe nach einiger Zeit wieder aufgege­
ben haben." 

Neue Konzeption notwendig 

Thema einer weiteren Frage ist der Aufbau 
und AUSbildungsstand des Behördenselbst­
schutzes in den Landes- und Kommunalbe­
hörden. 

Hierzu meint der Innenminister, daß die 
Empfehlungen des Bundesamtes für Zivil­
schutz für den Selbstschutz in Behörden über 
das Realisierbare hinaus gehen. Zwar seien 
in der Regel in den Landesbehörden Behör-

STELLENAUSSCHREIBUNG 

denselbstschutzleiter bestellt worden, die 
Aufstellung von Einsatzkrä~en für Brand­
schutz, Bergung und Sanitätsdienst sei je­
doch in den einzelnen Behörden insgesamt 
nur teilweise vollzogen. 

"Ein Teil der Gemeinden und Gemeinde­
verbände in Nordrhein-Westfalen hat einen 
Behördenselbstschutz eingerichtet. Auch 
diese Behörden bleiben hinter den Empfeh­
lungen des Bundesamtes für Zivilschutz zu­
rück. 

Der dargestellte Stand des Aufbaus eines 
Behördenselbstschutzes In den Landesbe­
hörden wie in den Kommunalbehörden ist im 
wesentlichen darauf zurückzuführen, daß 
der Behördenselbstschutz nach seiner Kon­
zeption praktisch nur im Verteidigungsfall 
Aufgaben wahrzunehmen hat und notwendig 
wäre. In Friedenszeiten besteht nach allen 
bisherigen Erfahrungen weder in Unglücks­
noch in Katastrophenfällen die Notwendig­
keit des Einsatzes der Kräfte des Behörden­
selbstschutzes. 

Angesichts der derzeitigen politischen 
Entwicklungen in Europa muß davon ausge­
gangen werden, daß es zunehmend schwie­
riger werden wird, für den primär auf den 
Verteidigungsfall bezogenen Behörden­
selbstschutz FreiWillige zu gewinnen. 

Die Landesregierung Ist daher der Auffas­
sung, daß sowohl die Konzeption des Behör­
denselbstschutzes wie auch die Konzeption 
des Selbstschutzes insgesamt grundlegend 
revidiert werden muß." - güse -

Der vollständige Text der Antwort der Lan­
desregierung auf die Große Anfrage der 
Fraktion der F.D.P. ist beim Archiv des Land­
tags Nordrhein-Westfalen, 4000 Düsseldort 
1, Postfach 1143, zu beziehen. 

Beim Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmittelbare Körperscha~ des öffentlichen Rechts (Geschä~bereich des Bundesmini­
sters des Innern) ist zum 01 . Januar 1991 die Stelle eines/r 

zu besetzen. 

Leiters/in in der BVS-Landesstelle Saarland in Saarbrücken 
(zugleich Dienststellenleiterfln) 

Von dem/der Stelleninhaberfln werden Führungseigenscha~en, organisatorische Fähigkeiten, Durchsetzungsvermögen und Erfahrung im 
Umgang mit Mitarbeitern verfangt. Er/sie hat 15 hauptamtliche und 85 ehrenamtliche Mitarbeiter zu führen sowie deren Einsatz und ihre 
Aus- und Fortbildung zu überwachen. 

Zu seinenflhren Aufgaben gehört ferner die Kontaktaufnahme und die Zusammenarbeit mit dem zuständigen Innenministerium, mit 
Parteien, Verbänden und Massenmedien. Es werden daher Kontaktfähigkeit sowie Verhandlungsgeschick vorausgesetzt. 
Wenn Sie glauben, diesen vielfältigen Aufgaben gewachsen zu sein und möglichst über umfassende Kenntnisse und Erfahrungen im 
Zivilschutz, insbesondere des Selbstschutzes, verfügen, dann sollten Sie sich bewerben. 

Geboten werden eine Vergütung nach Verg.-Gr. 111 BAT sowie die im öffentlichen Dienst üblichen Sozialleistungen. 
Bewerbungen sind mit allen erforderfichen Unterfagen (personalbogen, Lebenslauf, Lichtbild, Ausbildungs- und Befähigungsnachweisen) 
bis zum 30. September 1990 an den 

Bundesverband für den Selbstschutz 
- BundeshauptsteIle - Deutschherrenstraße 93-95, 5300 Bonn 2 

zu richten. 

Ein Personalbogen wird auf schri~liche Anforderung übersandt. Bei ha. Beschäftigten des BVS genügt formlose Bewerbung auf dem 
Dienstweg. 
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Branddirektor Dr. Jürgen Vesper und Brandoberinspektor Dipl.-Ing. (FH) Roger Machill, beide Berufsfeuerwehr Köln 

Der Meßleitwagen der 
Berufsfeuenvehr Köln 

Vom Bundesminister für Forschung und Technologie 
geförderte neue Technik soll zur Gefahrenabwehr beitragen 

Unfälle und Brände haben in letzter Zeit 
wiederholt zur Entstehung und Ausbreitung 
von Gaswolken mit erheblichem Gefahren­
potential geführt. Die Stadt Köln als Zentrum 
der deutschen chemischen Industrie hat es 
sich daher zur Aufgabe gemacht, verstärkt 
bei der Entwicklung von Technologien, die 
zur Abwehr der Gefahren durch Gaswolken 
geeignet sind, mitzuwirken. 

Bisheriges Vorgehen bei 
gefährlichen Gaswolken 

Die Freisetzung einer gefährlichen Gas­
wolke erfordert sehr schnelle Schutzmaß­
nahmen. Die Festlegung des gefährdeten 
Gebietes erfolgt durch ein einfaches Fahnen­
modell. Dieses Fahnenmodell - auch als 
"Zigarre' bekannt - stellt einen vorgerech­
neten Konzentrationsverlauf dar. Mit Hilfe der 
Windrichtung wird so eine Situation vorher­
gesagt, die verhältnismäßig überdimensio­
niert und ungenau ist. Die erforderlichen 

Meßleltwagen der Berufsfeuerwehr Köln 

meteorologischen Daten müssen bei statio­
nären Meßstelien abgefragt werden, die 
meist mehrere Kilometer von der Einsatzstei­
le entfernt sind. 

Schon dabei kann sich ein relativ großer 
Fehler bei der Festlegung des gefährdeten 
Gebietes ergeben. Hinzu kommt, daß keine 
systematische Korrektur aufgrund sich än­
dernder meteorOlogischer Gegebenheiten 
vorgenommen wird. 

Die Erkundung der tatsächlichen Lage 
muß in erster Linie durch Meßtrupps erfol­
gen. Das Auswerten der von den Meßtrupps 
ermittelten Schadstoffkonzentrationen ist 
schwierig, da die einzelnen Meßergebnisse 
nicht ohne weiteres in Beziehung gesetzt 
werden können. 

ForSChungsauftrag 

Der Bundesminister für Forschung und 
Technologie (BMFT) hat daher auf Anregung 
der Berufsfeuerwehr Köln einen Forschungs-

auftrag für die Entwicklung eines mobilen 
Meß- und Auswertesystems als Entschei­
dungshilfe bei einer Bedrohung durch ge­
fährliche Gaswolken ausgeschrieben. Diesen 
Forschungsauftrag erhielt der Technische 
Überwachungs-Verein Rheinland e. V. (TÜV). 
Um den Praxisbezug zu gewährleisten, steht 
hierzu dem Vorhaben als Partner die Berufs­
feuerwehr Köln zur Verfügung. 

Zielsetzung war somit die Entwicklung 
eines mobilen Systems, das es den Einsatz­
kräften des behördlichen Brand- und Kata­
strophenschutzes ermöglicht, die Gefähr­
dung der Bevölkerung nach Unfällen oder 
Bränden, bei denen toxische Stoffe freige­
setzt werden, schneller und genauer als mit 
herkömmlichen Mitteln zu bewerten. 

Entwickeltes System 

Das entwickelte System besteht hard­
waremäßig aus folgenden Teilen: 
a) Meßleitwagen mit 

- Personalcomputer AT 
- graphisches Tablett 
- Drucker 
- Plotter 
- meteorologischer Meßwertauf-

nehmer für 
- Windrichtung 
- Windrichtungsfluktuation 
- Windgeschwindigkeit 

- Meßwertumsetzer 
- Autotelefon 
- Telefax 
- Antennenmast 
- Meßkoffer 
- Funkgeräte 

b) Meßfahrzeug (ELW1) mit 
- Meßkoffer 
- Funkgerät 
Die speziell für das System entwickelte 

Software hilft bei der Abschätzung der freige­
setzten Stoffmenge, bei der Festlegung von 
Meßorten, bei der Auswahl der geeigneten 
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Me6geräteausstattung 

Prüfröhrchen und bei der Entscheidung über 
Schutzmaßnahmen für die Bevölkerung. 

Zentraler Punkt des Programmsystems ist 
die Kopplung von AUSbreitungsrechnung und 
Immissionsmessung, durch die es möglich 
wird, eine Prognoseordnung, die an die reale 
Situation anzupassen ist, zu erstellen. 

Das Fahrzeug wird derzeit im Rahmen des 
Forschungsprojektes bei der Berufsfeuer­
wehr Köln einer über einjährigen Erprobung 
unterzogen. 

Fahrzeug und Ausrüstung 

Bei dem Meßleitwagen handelt es sich um 
einen Kastenwagen mit folgenden techni­
schen Daten: 
Zul. Gesamtgewicht 
Leergewicht 
Nutzlast 
Laderaum 

5990 kg 
3400 kg 
2590 kg 

Länge 5130 mm 
Breite 1850 mm 
Höhe 3500 mm 
Volumen 20 m3 

Das Fahrzeug wurde in Eigenarbeit von 
der BF Köln ausgebaut. Der Meßleitwagen ist 
im wesentlichen mit folgender Ausrüstung 
ausgestattet: 

Meßgeräte 
- 4 Meßkoffer mit Prüfröhrchen und Pumpe 
- 1 Gasspürkoffer 
- Probenentnahmegerät für Luft-, Flüssig-

keits- und Bodenproben 
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- Explosions-Warngeräte 
- Personendosimeter 
- Dosiswarngerät 
- Dosisleistungsmeßgerät 
- Teledetektor 
- Dosisleistungswarngerät 
- Kontaminationsnachweisgerät 
- Thermometer 

Fernmeldemittel 
- 4-m-Band-Funkgerät für die Verbindung 

zu den Meßfahrzeugen 
- 4-m-Band-Funkgerät für die Verbindung 

zur Einsatzstelle 
- 2-m-Band-Funkgerät für die Verbindung 

zum Einsatzleiter 
- Autotelefon 
- Telefax 

Führungsmittel 
- Kartenmaterial 
- Kompaß 
- Schreib- und Zeichengerät 
- Einsatzpläne 
- Handbuch der gefäh~ichen Güter 

(Hommel) 
- Handbuch für Gefahrgut-Transport-Unfäl­

le (Gefahrgut-Ersteinsatz) 

Sonstige Ausstattungsgegenstände 
- Stromerzeuger 
- Kraftstoff-Reservekanister 
- diverse Anschlußkabel 
- chemikalienbeständige Einmalanzüge 
- chemikalienbeständige Handschuhe 

Einsatzabwicklung 

Der Meßleitwagen wird zum einen bei 
Freisetzung von gesundheitsschädlichen 
Gas- und Brandrauchwolken eingesetzt, zum 
anderen aber auch bei Einsätzen bei denen 
ein Gefahrstoff in fester oder flüssiger Form 
frei wird oder freizuwerden droht. 

Der Meßleitwagen rückt derzeit bei fol­
genden Einsatzstichworten direkt mit aus: 
PGAS - Person durch ausströmendes 

Gas vergiftet 
GASAUSTR - Gasausströmung/Gaslei­

tungsbrand 
PKANAL - Person in unlerirdischem Äb-

wasserkanal vergiftet 
GASGERU - Gasgeruch, Geruchsbelästi-

FEU 2-9 
DUENGER 
TANKST 
TANKLA 
TANKWA 
TRAFO 
FLUG 
NOTLAND 
SCHIFF 
HAVARIE 

gung 
- Feuer-AJarmstufe 2-9 
- Düngemittelbrand 
- Tankstellenbrand 
- Tanklagerbrand 
- Tankwagenbrand/-unfall . 
- Transformatorbrand 
- Flugzeugabsturz 
- Notlandung eines Flugzeuges 
- Schiffsbrandl-unfall 
- Havarie eines Lastschiffes oh-

ne Personengefährdung 
GEFSTOFF - Freigewordener Gefahrstoff 
STRAHLER - Freigewordener radioaktiver 

Stoff 
EXPLO - Explosion 
sowie zur Sicherstellung von Chemikalien 
kleineren Umfangs. 



Nach Alarmierung und Feststellung der 
Zweckmäßigkeit von Messungen wird der 
Meßleitwagen in eine Position gebracht, in 
der einerseits eine unmittelbare Verbindung 
zum Einsatzleiter der Schadensbekämpfung 
besteht und von der andererseits die Meß­
aufgaben gelenkt werden können. Im allge­
meinen ist dies eine Position in der Nähe der 
Schadensstelle. Die mit dem Meßleitwagen 
gleichzeitig ausrückenden Meßfahrzeuge 
fahren den Standort des Meßleitwagens an, 
um dort jeweils einen Meßkoffer aufzuneh­
men. Dieses Verfahren hat den Vorteil, daß 
alle Einsatzfahrzeuge der Berufsfeuerwehr 
Köln als Meßfahrzeuge eingesetzt werden 
können. Zeitlich nachteilig ist jedoch der 
vorherige Weg zum Schadensort, um die 
Meßkoffer am Meßleitwagen in Empfang zu 
nehmen. 

Derzeit wird geprüft, ob es sinnvoll ist, die 
Meßkoffer direkt auf entsprechende Meß­
fahrzeuge zu verladen, um durch sofortiges 
Anfahren des Randgebietes der Schadstoff­
wolke wertvOlle Zeit zu sparen. Unmittelbar 
nach Eintreffen am vorgesehenen Platz sind 
vom Meßleitwagen folgende Aufgaben 
durchzuführen: 

- Schadstoffidentifizierung 
- Bereitstellung der Versorgung mit elektri-

scher Energie (220 V) 
- Aufbau des meteorologischen Mastes 
- Abfragen der meteorologischen Bedin-

gungen von einer ortsfesten Wetterstation 

Der Geräteraum 

- Inbetriebnahme des Rechners und der 
Peripherie 
(Drucker, Plotter, meteorologische Aus­
werteeinheit, graphisches Tablett) 

- Starten des Auswerteprogramms mit Hilfe 
einer festgelegten Vorgehensweise 

- Überprüfung der Funkverbindungen zu 
den Meßtrupps. 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Je nach Schadenslage ist es ebenfalls 
erforderlich, auch exteme Meßfahrzeuge 
einzusetzen, wie z. B. Meßfahrzeuge der 
Industrie, des städtischen Amtes für Umwelt­
schutz und der nordrhein-westfälischen 
Landesanstalt für Immissionsschutz. 

Personelle Besetzung 

Der Meßleitwagen ist während der Erpro­
bungsphase ständig mit einem Beamten des 
gehobenen (Fahrzeugführer) und einem Be­
amtes des mittleren (Fahrer) feuerwehrtech­
nischen Dienstes besetzt. 

Die Meßfahrzeuge sind Kommandodienst­
wagen (KdoW), die personell nicht ständig 
besetzt sind. Da die Berufsfeuerwehr Köln 
über mehrere Kommandowagen verfügt, 
werden diese je nach Bedarf besetzt und 
eingesetzt. 

Ausblick 

Die während der Erprobungsphase auftre­
tenden Probleme werden mit dem TÜV 
Rheinland, der Firma Brenk Systemplanung 
und der Berufsfeuerwehr Köln regelmäßig 
diskutiert. Dadurch ist eine Fortentwicklung 
des Systems gewährleistet. 

Beim Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmittelbare Körperschaft des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich des Bundesmini­
sters des Innern), sind nachfolgend aufgeführte Stellen zu besetzen: 

1. Leiter/in der BVS-Dienststelle Hof 
Verg.-Gr. IV a BAT - ab sofort-

2. Fachbearbeiter/in in der BVS-Dienststelle Bonn 
Verg.-Gr. V b BAT - ab 1. 11. 1990 -

3. Fachbearbeiter/in im Fachgebiet "Öffentlichkeitsarbeit" der BVS-Landesstelle Hessen 
Verg.-Gr. V b BAT - ab sofort -

Die Bewerber sollen über umfangreiche Kenntnisse auf dem Sektor des Zivilschutzes - insbesondere des Selbstschutzes - verfügen. 

Bis zum Abschluß der Fachausbildung erfolgt die Eingruppierung eine Vergütungsgruppe niedriger. 

Wir bieten außer einer angemessenen Vergütung die im öffentlichen Dienst üblichen Sozialleistungen. 

Bei gleicher Eingruppierung erhalten schwerbehinderte Bewerber den Vorzug. 

Bewerbungen mit vollständigen Unterlagen (Personalbogen mit Lichtbild, Lebenslauf, Ausbildungs- und Befähigungsnachweisen) sind bis 
zum 10. 10. 1990 zu richten an: 

Bundesverband für den Selbstschutz 
- Bundeshauptstelle -

Deutschherrenstraße 93-95 
5300 Bonn 2 

Personalbogen wird auf schriftliche Anforderung übersandt. 

Bei ha BeSChäftigten des BVS genügt formlose Bewerbung auf dem Dienstweg. 
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Werbung 
für die Menschlichkeit 

Teddybär ASB-KÜDstler-Aktion 1990 

Mit einer ungewöhnlichen Aktion möchte 
der Arbeiter-Samariter-Bund (ASB) das The­
ma .Mehr Menschlichkeit" stärker in das 
öffentliche Bewußtsein tragen. Für die .ASB­
Künstler-Aktion 1990" konnten die Verant­
wortlichen sechs International anerkannte 
Künstler gewinnen, die durch ihre Graphiken 
zusammen mit dem ASB eine breite Diskus­
sion zu diesem Thema anregen wollen. 

Im Mittelpunkt jeder der sechs Graphiken 
steht das Kindheitssymbol .Teddybär" . Er 
wird bel den Arbeiten der Künstler in unter­
schiedlicher Art und Weise aus seiner .heilen 
Welt" herausgerissen und es kommt so bei 
den Betrachtern zu emotionalen Widersprü­
chen zwischen dem Kindheits-Ich und dem 
aktuellen Erwachsenen-Ich. Durch den Ein­
satz des Teddy-Motivs werden somit Persön­
lichkeits- und damit Bewußtseinsebenen des 
Menschen berührt, die dem täglichen Ab­
stumpfungs- und Verhärtungsprozeß zuwi­
derlaufen. 

Durch diese neue Form der Werbung 
sollen bei den Betrachtern zwei Dinge er­
reicht werden: zum einen die Wahrnehmung 
sozialer Mißstände, und zweitens werden sie 
versuchen, beim Abbau dieser sozialen Miß­
stände zu helfen, da man den Widerspruch 
zwischen dem Kindheits-Ich und dem Er­
wachsenen-Ich relativieren will. 

Ein Teddybär als Freund der Kindheit löst 
laut dem das ASB-Projekt betreuenden Krea­
tivberater des Werbe- und Messehauses Es­
sen, Volker Rieger, zudem selbst da noch 

Michael Weinri<h - Gegen Hilflosigkeit 
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Jochen Stücke - Gegen Einsamkeü. 

Betroffenheit aus, wo man gegen die Darstel­
lung von Menschen in schlimmen Situationen 
längst abgestumpft ist. 

Auch nach Ansicht des ASB-Bundesvorsit­
zenden, Martin Ehmer, sind Sachlichkeit und 
die Veröffentlichung von Unfallstatistiken 
nicht mehr die richtigen Mittel, um für mehr 
Menschlichkeit zu sorgen .• Mit der Hilfe von 
internationalen Künstlern wollen wir nicht nur 
Meinung bilden, sondern auch einen neuen 
Weg der Kommunikation einschlagen", schil­
dert Ehmer die Beweggründe des ASB zu 
dieser neuen Form der Eigenwerbung. 

Der Essener Kreativberater Rieger formu­
liert dies noch drastischer: .Die Hilfsorgani­
sationen machen den Fehler, mit der Angst 
für ihre Ziele werben zu wollen. Doch man 
sollte verhindern, weiterhin mit peinlichen 
Bildern, wie Unfällen und Blut, zu werben." 
Seiner Meinung nach ist eine persönliche 
Ansprache der Bevölkerung durch dieses 
Werbemittel meist nicht vorhanden, unange­
nehme Tatsachen werden, soweit sie nicht 
persönlich betreffen, verdrängt. 

Zumindest der ASB will sich von dieser 
Schiene lösen Durch die Graphik-Edition 
renommierter Künstler wie Roland Topor, 
Gottfried Heinwein, Tomi Ungerer, Michael 
Weinnch, Jochen StüCke und Ca~ Barks 
(künstlerischer Vater von Donald Duck) will 
der ASB Begriffe wie Traurigkett, Intoleranz, 
Gleichgültigkeit, Hilflosigkeit, Einsamkeit so­
wie Sinnlosigkeit zu zentralen Themen der 
Gesellschaft machen. 

Alle sechs Graphiken werden als Sieb­
druck mtt insgesamt 120000 Exemplaren 
einmalig aufgelegt und zu einem Anerken­
nungspreis von 69,- DM pro Stück über die 
ASB-Orts- und Landesverbände sowie den 
ASB-Bundesverband verkauft. Den Erlös aus 
dieser Werbeaktion wird der ASB im Sinne 
der .Aktion für mehr Menschlichkeit" ein­
setzen. 

Kontakt- und Bestelladresse: Arbeiter-Sa­
manter-Bund Deutschland e. V. I Referat 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Sülzburg­
straße 140, 5000 Köln 41 . sm 

Tomi UngerOf - Gegen Gleichgültigkeit 



Karl-Ludwig Haedge 

Zivilschutz in 
neuem Umfeld 
Überlegungen zu möglichem Wandel 

Wie stellt sich das neue Umfeld des Zivil­
schutzes, der nicht isoliert, sondern im Rah­
men der Gesamtverteidigung zu sehen ist, 
dar? Die bei den Bündnissysteme NATO und 
Warschauer Pakt (WP) beginnen um die Mitte 
des Jahres 1990 aufgrund der veränderten 
Verhältnisse in Mittel- und Osteuropa sich 
vom rein Militärischen zum mehr Politischen 
zu wenden; die Bildung gemeinsamer Institu­
tionen wird diskutiert. Die Verhandlungen 
über die Reduktion von Waffen und der 
Streitkräfte beider Lager laufen positiv. Der 
kalte Krieg wurde beim Besuch des Staats­
präsidenten der Sowjetunion beim amerika­
nischen PräSidenten um die Mitte dieses 
Jahres von beiden für beendet erklärt. 

Die Erosion des WP als Militärbündnis 
schreitet voran . Das ungarische Parlament 
hat Ende Juni den Austritt aus dem WP 
beschlossen, sowjetische Truppen werden 
aus der Tschechoslowakei und Ungarn abge­
zogen. Durch die Entvvicklung in der DDR, 
Polen, Ungarn und der CSFR ergibt sich für 
hypothetische Bedrohungsüberlegungen ei­
ne VOlWarnzeit von mehreren Wochen. 

Die europäischen NATO-Verteidigungsmi­
nister sehen "die möglichen Risiken " für 
Westeuropa wegen des Umbruchs im WP 
und einseitiger Truppenreduzierungen der 
Sowjetunion (SU) "beträchtlich gemindert". 
Europa ist in einen Wandel eingetreten, der 
die Natur der Sicherheitsanforderungen, de­
nen sich das Bündnis gegenübersieht, verän­
dert. 

Die NATO beschloß, ihre seit 23 Jahren 
gültige Strategie der Abschreckung ange­
sichts der Entvvicklung in Mittel- und Osteu­
ropa neu zu bestimmen. Eine entsprechende 
Studie wurde in Auftrag gegeben. Vorausset­
zung für die Zukunftsplanungen ist allerdings 
ein Abkommen bei den "Wiener Gesprächen" 
über konventionelle Abrüstung in Europa. Die 
NATO ließ inzwischen ihr Ziel fallen, die 
nationalen Rüstungsausgaben real um jähr­
lich drei Prozent zu steigern. 

Der durch diese mehr schlagwortartige 
Aufzählung wichtiger Ereignisse und Statio­
nen gekennzeichnete tatsächliche Entspan­
nungsprozeß wird ständig durch neue Ent-

wicklungen fortgesetzt Das erscheint nach 
dem bisherigen Verlauf der Dinge auch für 
die Zukunft ein zulässiger Schluß zu sein. 

Somit ist die Feststellung begründet, daß 
sich das Umfeld des Zivilschutzes, die sicher­
heitspolitische Lage in Europa, grundlegend 
verändert hat und dieser Prozeß noch nicht 
abgeschlossen ist, sondern sich fortsetzt 

Lange bevor diese beschriebene Entvvick­
lung eintrat, wurde schon an läßlich der Bera­
tungen des Haushalts 1990 Ende November 
1989') gefordert, darüber nachzudenken, ob 
für die Beschäftigten des Bundesverbandes 
für den Selbstschutz und die des Bundesam­
tes für Zivilschutz "in der heutigen Zeit nicht 
passendere und notvvendigere Aufgabener­
füllungen möglich sind". Letz1lich würde die 
Realisierung dieser Aufforderung auf ein bal­
diges Ende des Zivi lschutzes hinauslaufen. 

Das Restrisiko 

Die Welt, in der wir in Mitteleuropa leben, 
ist so ideal nun auch wieder nicht, daß ein 
Aufgeben aller einschlägiger Vorsorge an­
gängig wäre. Seit dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges hat es bisher nur 26 "kriegs­
freie" Tage gegeben. Das war im September 
1945. Seitdem fanden über 160 Kriege mit 
mehr Toten, als sie der Zweite Weltkrieg 
forderte, statt.2) 

Vor den Toren Europas fordert der fürch­
terliche Krieg im Libanon täglich weitere 
Opfer. Könnte er nicht eines Tages ausufern, 
weil eine Konstellation eintritt, die dies mög­
lich machte? Eine Steigerung des Militärpo­
tentials in den Schwellenländern, die beob­
achtet wird, stimmt auch nachdenklich. 

Allein diese Entvvicklungen bis auf den 
heutigen Tag lassen einen verantvvortungs­
bewußten Staat Vorkehrungen zum Schutze 
seiner Bürger treffen. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist 
insoweit vom Bundesverfassungsgericht 
auch der Verfassungsauftrag zum Schutz des 
Lebens entvvickelt worden. 

Ohne den stattfindenden "Prozeß von ge­
schichtlicher Bedeutung, der die sicherheits-

politischen Strukturen in Europa neu zeich­
net" auch nur in irgendeiner Weise ein­
schränken zu wollen, ist im Zusammenhang 
mit "staatlicher Vorsorge für alle Fälle" doch 
auch folgendes festzuhalten: 

Da ist zunächst noch - hoffentlich nur auf 
absehbare Zeit - eine weit über reine Vertei­
digungszwecke hinausgehende Militärmacht 
im Osten vorhanden. 

Die Modernisierung der sowjetischen 
Streitkräfte schreitet trotz inzwischen mehr­
jähriger "Perestroika und Glasnost" vehe­
ment weiter fort, möglicheIWeise weil der 
Apparat zu schwerfällig ist, die Umstellung 
der Wirtschaft von Rüstung auf Konsumgüter 
schneller zu bewerkstelligen. Als Stichwort 
hierzu: Konversion! 

Die SU wird auch nach Wien I und 11 
stärkste Militärmacht in Europa bleiben. Sie 
ist - auch nach einem Erfolg der nuklearen 
Abrüstungsverhandlungen und der anschlie­
ßenden Unbrauchbarmachung - weiterhin 
nukleare Weltmacht und wird es bleiben. 

Militärische Sicherheits interessen der bei­
den Lager spielen auch weiterhin eine ent­
scheidende Rolle. Das wird noch lange so 
sein. 

Neben militärischen Aspekten müssen po­
litische beachtet werden. Die Grundwertvor­
stellungen der freiheitlichen Welt und des 
sozialistischen Systems stehen sich nach wie 
vor diametral gegenüber. Bei allen Verände­
rungen im Osten muß erkannt werden, daß 
sich der Sozialismus im Kern erhält. Ende Mai 
erklärte der Staatspräsident der SU, Sozialis­
mus und Sowjetmacht sind die Grundwerte 
der Sowjetunion. Darüber dürfen Wortschöp­
fungen wie "reformierter Sozialismus" oder 
"Erneuerung des Sozialismus" nicht hinweg­
täuschen. Der Sozialismus hat weiter hege­
monialen Charakter. 

Der internationale Terrorismus und der 
Drogenhandel gewinnen Dimensionen, die in 
Mitteleuropa künftig mehr beachtet werden 
müssen. Man spricht vom sog. Staatsterro­
rismus, der durch Androhung des Einsatzes 
von Massenvemichtungsmitteln seine Ziele 
zu erreichen sucht. Solche Gedankengänge 
sind nicht von der Hand zu weisen, sie 
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scheinen durch die Konferenz islamischer 
Staaten von Ende Mai bestätigt zu werden. 

Kurzum: Gedanken zum Schutz der Bevöl­
kerung sind bei den vielen Unwägbarkeiten 
weiterhin angebracht, jedenfalls nicht über­
flüssig, zumal, wenn ein Verfassungsauftrag 
zum Schutz des Lebens, wie ihn das Bundes­
verfassungsgericht entwickelt hat, vorliegt 
und beachtet werden muß. Schließlich könn­
te auch einfach gefolgert werden, daß, solan­
ge es Soldaten gibt, und diese nicht nur 
Symbolwert wie etwa die Schweizer Garde 
haben, an den Schutz der Bevölkerung ge­
dacht werden muß. 

Folgerungen tür künftige 
ZS-Regelungen 

Zieht man eine Zwischen bilanz, so ist zu 
folgem, daß die sich vollziehende historische 
Umwälzung eine grundsätzliche Verände­
rung der sicherheitspolitischen Situation in 
Europa bringt. Vieles, was sich inzwischen 
vollzogen hat, ist unumkehrbar. Dennoch 
bleibt ein Restrisiko. Dieses Restrisiko kann 
und wird - was den bisherigen Ost-West­
Gegensatz anlangt - sich in dem Maße 
verringern, in dem der begonnene Umwäl­
zungsprozeß weitergeht. Dafür gibt es kon­
krete Anhaltspunkte, wie etwa der "NATO­
Gipfel" Anfang Juli in London. 

Gefährdungen durch Instabilität gewisser 
Staaten in Südosteuropa und durch einen 
möglichen Staatsterrorismus - nur um Bei­
spiele zu nennen - bleiben. 

Alles in allem kann nach dem augenblick­
lichen Stand der Dinge aber doch wohl 
gefolgert werden, daß die Bevölkerung in der 
Bundesrepublik Deutschland und in ihr ein 
großer Teil der Polrtiker durch die bisherige 
Entwicklung den Eindruck gewonnen hat, 
nicht mehr - zumindest nicht mehr so wie 
noch vor der Ära Gorbatschow - sich bedroht 
zu sehen oder zu fühlen. Daraus wird abzu­
leiten sein, daß der Zivilschutz, trotz des 
festgestellten Restrisikos, auf weniger Ver­
ständnis in der Bevölkerung und bei Abge­
ordneten wird rechnen können als noch vor 
wenigen Jahren. Und auch damals war, 
macht man sich nichts vor und bleibt ehrlich, 
nur eine sehr schwache Bereitschaft sowohl 
bei Politikern als auch bei den Bürgern 
vorhanden, den Zivilschutz erkennbar zu 
stärken. Darüber darf auch die Verabschie­
dung des Katastrophenschutzergänzungsge­
setzes nicht hinwegtäuschen. Die über zehn 
Jahre sich quälend hinziehende Behandlung 
der Zivilschutzgesetzgebung nach dem ein­
stimmigen Bundestagsbeschluß vom Juli 
1980, eine gesetzliche Neuordnung dieses 
Bereichs vorzunehmen, die Einlassung wäh­
rend der abschließenden Beratung des Ge­
setzes und die Äußerungen während der 
Beratungen des Haushaltsgesetzes 1990 
sind beredtes Zeugnis dafür. Kurz: Der Zivil-
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schutz wird sich künftig ändern müssen, und 
zwar reduzieren. 

Änderung der 
Rechtsgrundlagen? 

In einer jüngst erschienenen Veröffentli­
chung ,Bevölkerungsschutzpolitik und Peri­
stroika"3) wird gefolgert, , daß mit Bevölke­
rungsschutz ein Gefahrenabwehrsystem ge­
kennzeichnet werden soll, das auf die Be­
kämpfung von schwerwiegenden Bedrohun­
gen gerichtet ist, denen die Bevölkerung 
sowohl in Friedenszeiten (Katastrophen­
schutz) als auch Krieg (Zivilschutz) ausge­
setzt ist. Eine in dieser Weise verbindende 
(integrale) Bevölkerungsschutzdefinition 
kann jedoch wegen der grundsätzlichen 
Kompetenzverteilung zwischen Bund und 
Ländern nur eine organisatorische Verklam­
merung der Schutzmaßnahmen der jeweili­
gen Aufgabenträger zu einem einheitlichen 
Hilfeleistungssystem implizieren wollen" . 

Die Implikation der Schutzmaßnahmen 
der jeweiligen Aufgabenträger (Bund/Länder) 
stößt sich doch an Art. 30 und Art. 73 Nr. 1 
GG, oder? Nun, das soll hier nicht näher 
untersucht werden. 

Aus den zitierten Ausführungen ist aber zu 
entnehmen, daß trotz lageangemessener Re­
duzierung des Zivilschutzes, die die Grenze 
des friedensmäßigen Katastrophenschutzes 
erreicht oder erreichen kann, wofür dann die 
Länder auch bezüglich der Finanzierung al­
lein zuständig wären, der Bund weiter dabei 
ist, dabei bleiben will und auch bleiben muß. 

Änderte sich an der augenblicklichen 
Rechtslage nichts, so würde die jetzt schon 
für den Bürger nur schwer verständliche 
Zuständigkertsregelung (Länder für den frie­
densmäßigen KatS / Bund für den verteidi­
gungsfallbezogenen KatS) innerhalb eines 
gemeinsamen Hilfeleistungssystems beste­
hen bleiben. Eine ,lageangemessene Redu­
zierung" des Zivilschutzes, die dann faktisch 
das Niveau des friedensmäßigen Katastro­
phenschutzes erreicht, dennoch die eben 
beschriebene Doppelzuständigkeit Bund/ 
Länder aus rechtlichen Gründen aufrechter­
halten müßte, wäre dann dem Bürger noch 
weniger verständlich. Alles, was aber nicht 
verständlich oder verstehbar ist, führ! zu 
weiteren als den jetzt schon bestehenden 
Akzeptanzproblemen des Zivilschutzes, wei­
che Gestalt er auch annehmen wird. 

Gefordert werden muß daher insowert eine 
rechtliche Bereinigung im Sinne einer ,Ge­
meinschaftsaufgabe", was nicht nur für das 
Aufgabengebiet ,Katastrophenschutz", son­
dern auch anderswo im Zivilschutz, z. B. bei 
den Maßnahmen des Gesundheitswesens 
angezeigt ist. 

Trotz der Abneigung zu klaren gesetzli­
chen Regelungen in diesem Bereich und trotz 
der bei der Beratung des Haushalts 1990 

gemachten Äußerungen wird diese Forde­
rung gestellt, weil von ihrer Realisierung 
positive Wirkungen ausgehen können. 

Es wird ohnehin im Zuge der Vereinigung 
beider deutscher Staaten so manche Geset­
zesänderung nötig werden . Dabei sollte auch 
hieran gedacht werden . Überfällig ist eine 
solche Regelung. Vielleicht könnte in Anleh­
nung an das österreichische Vorbild der 
Erhalt der Freiheit und unseres Wertesy­
stems - wie dort - in die Verfassung ge­
schrieben werden. In Österreich hat die Auf­
nahme des Artikels 9a in die Verfassung und 
ein entsprechender einhelliger Parlaments­
beschluß positive Wirkungen gehabt. 

Wie könnte oder sollte der 
künftige Zivilschutz 
aussehen? 

Eine Antwort auf die Frage muß nicht nur 
für den künftigen Zivilschutz und seine Auf­
gabengebiete, die im einzelnen zu erfüllen­
den Aufgaben, die dazu nötigen personellen 
und materiellen Voraussetzungen und die 
Organisation in der Bundesrepublik Deutsch­
land gegeben werden. Es muß auch die DDR 
mit einbezogen werden. Natürlich nicht nur 
so, daß nach dem Tag der Zusammenfüh­
rung der beiden deutschen Staaten das Zivil­
SChutzgesetz und alle übrigen einschlägigen 
Gesetze unverändert auch in der DDR gelten. 

Übergangszeiten und -regelungen werden 
nötig werden. Aber iI la longue sollte im 
vereinigten Deutschland ein im Grunde be­
währtes Prinzip der "Vorsorge für alle Fälle", 
ggf. im Sinne des zitierten Artikels') reduziert, 
zumindest sehr ähnlich dem, was in der 
Bundesrepublik bisher praktiziert wurde, 
auch weiterhin gelten. Die konkretere Ausge­
staltung, wie ein künftiger Zivilschutz ausse­
hen soll, hat objektive Festpunkte, die beach­
tet werden müssen. 

Finanzielle Entwicklung 

Die finanzielle Entwicklung des Zivil­
schutzbudgets in der Vergangenheit, als un­
ter Umständen höhere Steigerungsraten hät­
ten erwartet werden können, lehrt, daß sich 
insoweit dieser Bereich keiner besonderen 
Aufmerksamkeit erfreuen durfte. Das wird 
sich künftig prinzipiell nicht ändern oder 
ändern können. Wenn im Falle der Wieder­
vereinigung eine der zuwachsenden Bevöl­
kerungszahl prozentual angepaßte Erhöhung 
des ZS-Finanzvolumens sich erreichen ließ, 
wäre das zu begrüßen. Ob das auch erwartet 
werden kann, muß wohl dahinstehen. 

Dies ist keine pessimistische Sicht der 
künftigen ZS-Finanzen, denn auf die Indu­
strienationen werden, bedingt durch die Be­
völkerungsexplosion auf der Welt und die 



zunehmenden und immer noch wachsenden 
ökologischen Zwänge auf dieser Erde, künf­
tig noch riesige Anforderungen zukommen. 
Alle Überlegungen über Änderungen im Zivil­
schutz müssen von der künftigen Finanzsi­
tuation, wie sie eben entwickelt wurde, aus­
gehen. 

Freiwilligkeitsprinzip 
erhalten 

An dem Grundsatz der Freiwilligkeit für 
den Bereich des Zivilschutzes ist auch künf­
tig festzuhalten. Dabei sollte die "echte" 
Freiwilligkeit besonders hervorgehoben wer­
den. Viele nämlich, die im Zivilschutz, vor 
allem im Katastrophenschutz mitwirken und 
als "freiwillige Helfer" bezeichnet werden, 
sind so freiwillig wiederum nicht. Sehr viele 
von ihnen leisten "Dienst im Katastrophen­
schutz als Wehrdienstpflichtsurrogat" . 

Auch die freiwillige Selbsthilfe der Bürger 
muß im Prinzip erhalten bleiben und muß 
auch weiterhin, gesetzlich gesiChert (§ 1 Abs. 
1 S. 2 ZSG), das Fundament aller anderen 
behördlichen Vorsorgemaßnahmen bleiben. 
Das ist das Korrelat zum mündigen Bürger. 
Es aufzugeben würde die staatliche Vorsorge 
bzw. Hilfe gewissermaßen illusorisch ma­
chen. Darauf wird später noch eingegangen 
werden müssen. 

Chancengleichheit zwischen 
den Organisationen 
herstellen 

Die Anerkennung, die der Zivilschutz der 
Bundesrepublik Deutschland überall auf­
grund seiner Leistungen in vielen In- und 
Auslandseinsätzen genießt, ist unlösbar auch 
mit dem großen Engagement und dem Ein­
satz der privaten Hilfsorganisationen (ASB, 
DRK, JUH, MHD) verbunden. Die öffentlichen 
Organisationen (Feuerwehren, THW) und 
auch der BVS haben ebenfalls großen Anteil 
daran. 

Künftig wird es auch mit Blick auf eine 
Vereinigung beider deutscher Staaten, aber 
auch des in letzter Zeit oft beklagten Nach­
lassens der allgemeinen Solidarität und Hilfs­
bereitschaft wegen, um so wichtiger werden 
können, die nötige Vorsorge vermehrt auf die 
Organisationen abzustützen. 

Nun ist es aber bekannt, zumindest bei 
Sachkennem, daß gerade die privaten Orga­
nisationen im Feld aller Organisationen be­
nachteiligt sind. Benachteiligt deswegen, 
weil sie die Grundinfrastruktur zum Eintritt in 
den Katastrophenschutz selbst mit eigenen 
Mitteln schaffen müssen. Erst die Mitwirkung 
im Katastrophenschutz wird dann aus öffent­
lichen Mitteln honoriert. Hingegen wird das 
THW voll aus öffentlichen Mitteln dotiert. 

Diesen Nachteil auszugleichen, sollte seiner­
zeit im Zusammenhang mit der Einordnung 
des LSHD in den Katastrophenschutz ge­
schehen. Verschiedene Modelle und Vor­
schläge wurden damals gemacht, jedoch 
nicht verwirklicht. 

Nun, wenn über einen veränderten Zivil­
schutz oder Bevölkerungsschutz nachge­
dacht oder dieser neu organisiert wird, muß 
diese Unausgewogenheit beseitigt und die 
Chancengleichheit zwischen den Organisa­
tionen hergestellt werden. 

Im Zuge der Herstellung der Chancen­
gleichheit zwischen den Organisationen wä­
re auch eine Bereinigung noch bestehender 
Unterschiede bei der rechtlichen Absiche­
rung der Helfer bei den verschiedenen Ein­
sätzen vorzunehmen. Das THW-Helfer­
rechtsgesetz hat das für die THW-Helfer 
geregelt. Die Hilfsorganisationen (ASB, DRK, 
JUH, MHD) müssen gleichgestellt werden, 
worauf ein Kenner dieser Materie zuletzt auf 
dem 7. Rettungskongreß am 11 . Mai 1990 in 
Saarbrücken hingewiesen hat.51 

Zivilschutz in der DDR 

Die beste und auch dringend notwendige 
"Zivilschutzgrundausstattung" für die DDR 
kann zum einen sachlich nur in einer Versor­
gung des kommunalen Bereichs mit lei­
stungsstarken Feuerwehren gesehen wer­
den. Sie, die in der Masse wie in der 
Bundesrepublik aus Freiwilligen Feuerweh­
ren und daneben aus Berufs- und Werkfeuer­
wehren bestehen sollten, überziehen das 
ganze Land mit einem engmaschigen Netz 
von "Hilfeleistungszentren" . Solche Zentren 
sind zum anderen Kristallisationspunkte, an 
denen oder um die herum sich auch eine von 
den klassischen Hilfsorganisationen getrage­
ne sanitätsdienstliche Komponente - soweit 
noch nicht vorhanden - ansiedeln kann. So 
ergäbe sich als Modell statt vieler Fachdien­
ste ein nur zweigeteiltes Katastrophenab­
wehrsystem mit einer technisch orientierten 
Komponente (Feuerwehren) und einer sani­
tätsdienstlichen Komponente. 

Für die Feuerwehrversorgung bzw. -mo­
dernisierung werden sicher erkleckliche 
Summen aufgewendet werden müssen. Um 
aber insoweit eine einzige "technisch orien­
tierte" Gefahrenabwehr zu schaffen, recht­
fertigt sich auch eine solche finanzielle An­
strengung. Die "Stunde null" ist dafür und 
nicht für eine "gesplittete teChnische Gefah­
renabwehr" zu nutzen. 

Falls überhaupt Übergangslösungen nötig 
sein sollten, müßten sie mit dort vorhande­
nen Einrichtungen, die ohnehin unter dem 
Vorbehalt der Auflösung stehen, ertolgen. Ein 
Ansatz, in diese Richtung zu denken und zu 
handeln, ist in dem "Reformkonzept" für die 
zivile Verteidigung (der DDR) zu sehen, das 

der Leiter der Hauptverwaltung Zivilschutz" 
Anfang dieses Jahres vorgelegt hatBI 

Von Bedeutung in diesem Zusammenhang 
scheint auch zu sein, daß Staatssekretär 
Stief des DDR-Innenministeriums vor kurzem 
erklärte,71 kein eigenes eigenständiges THW 
aufzubauen. Wenn das gleichzeitig bedeuten 
würde, auch kein vom bundesdeutschen 
THW aufgebautes dort zu installieren, dann 
scheint das durchaus als richtiger Ansatz für 
die vorgeschlagene "technisch orientierte 
Gefahrenabwehrkomponente" durch die 
Feuerwehren zu sein. 

Die demographische 
Entwicklung 

Bekanntlich wird sich das personelle Re­
servoir sowohl für die Bundeswehr als auch 
vornehmlich für das Zivilschutzaufgabenge­
biet "Katastrophenschutz" um die Jahrtau­
sendwende, also sehr bald, dramatisch ver­
ringern. Wenn man auch eine Verminderung 
der Umfangszahlen der Bundeswehr infolge 
der eingetretenen Entwicklung unterstellen 
kann, so wird es bei dem so drastischen 
Rückgang der Geburtenjahrgänge zumindest 
größere Probleme für die Freistellungsquote 
geben. 

Das Kontingent, das die Bundeswehr jetzt 
in der NATO stellt, ist beachtlich, für die 
europäische Verteidigung unerläßlich. Ein 
Verbleiben der Bundesrepublik Deutschland 
in der NATO auch nach einer Vereinigung 
Deutschlands ist zu unterstellen. Selbst 
wenn nach einem Ergebnis von Wien I und 11 

Truppenreduzierungen eintreten, wird ein 
prozentual dem jetzigen Bundeswehranteil 
an den NATO-Streitkräften entsprechendes 
Kontingent erbracht werden müssen. Das hat 
mit Sicherheit politischen Vorrang. Daher ist 
zumindest die Frage berechtigt, ob dann 
auch noch Freistellungsquoten jetzigen Um­
fangs überhaupt erreichbar sein können. 

Der Zivilschutz muß das bei seinen Zu­
kunftsüberlegungen berücksichtigen. 

Verkürzung der 
Wehrdienstdauer 

Mehr noch als die demographische Ent­
wicklung wird die Wehrdienstzeitverkürzung 
den künftigen Zivilschutz tangieren. 

Bei einer künftigen Wehrdienstzeit von 
zwölf Monaten ist mit Sicherheit davon aus­
zugehen, daß viele, die sich jetzt nach § 8 
Abs. 2 KatSG für einen zehnjährigen Dienst 
im Katastrophenschutz verpflichten, nicht 
mehr von dieser Möglichkeit Gebrauch ma­
chen werden. Darüber sind sich alle Experten 
in den Organisationen einig. 
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Lageangemessene 
Reduzierung 
des Zivilschutzes 

Neben den allgemeinen Tendenzen, die 
auf den Zivilschutz einwirken, und die in die 
Antwort, wie lageangemessene Reduktionen 
des Zivilschutzes erfolgen könnten, einflie­
ßen müssen, sind die einzelnen Aufgabenge­
biete des Zivilschutzes daraufhin zu be­
leuchten. 

Zunächst ist schlicht festzustellen, daß es 
schon immer große Defizite im Zivilschutz 
gegeben hat, im Schutzraumbau eigentlich 
vom Versorgungsgrad der Bevölkerung her 
gesehen überhaupt nicht Positives. Diese 
Defizite bestehen weiter und könnten künftig 
allein durch die eben behandelten "allgemei­
nen Tendenzen" vergrößert werden, was 
dann ohnehin schon eine Reduktion be­
deutet. 

Der bereits mehrfach zitierte Artikel zeigt 
einen Weg auf, in welcher Weise reduziert 
werden sollte. In ihm heißt es: 

"Zieht man in Betracht, daß der Zivilschutz 
aus mehreren Komponenten besteht, die bei 
einer ernsthaften militärischen Bedrohung in 
ihrem Zusammenwirken einen möglichst 
wirksamen Schutz für die Zivilbevölkerung 
bieten sollen, dann stellt sich bei einem 
Fortfall der Bedrohung zwangsläufig die Fra­
ge nach einer lageangemessenen Reduzie­
rung des Zivilschutzes". Diese Prämisse ist 
zu ergänzen. 

Nicht die beschriebene Lageentwicklung 
im großen, sondern auch eine im Laufe der 
Zeit eingetretene Veränderung der Voraus­
setzungen für einige ZS-Aufgaben (z. B. 
Entwicklung der militärischen Einsatzmittel 
oder Änderung der strategischen Überlegun­
gen) können Reduzierungen bedingen. 

Die einzelnen Gebiete sind nachfolgend 
daraufhin unter beiden Aspekten zu be­
leuchten. 

Schutzraumbau 

Der Schutzraumbau ist ein ZS-Sektor, der 
reduktionsfähig erscheint. Seit im Zuge der 
Beratungen zum Katastrophenschutzergän­
zungsgesetz die Schutzbaupflicht fallen ge­
lassen wurde, besteht bei realistischer Be­
trachtung in diesem Jahrtausend keine 
Chance mehr, einen quantitativen Schutz­
raumzuwachs zu erreichen. Folgerichtig 
könnte in diesem Bereich reduziert werden. 

Dabei sollte aber folgendes bedacht 
werden: 

Der Grundsatz, daß die Selbsthilfe des 
Bürgers weiter gelten muß, bedingt eine 
Unterstützung aller sie ausmachenden Ein­
zelselbsthilfemaßnahmen. 

Errichtet ein Bürger aus eigenem Ent-
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schluß einen Schutzraum, sollte er Zuschüs­
se erhalten. Dabei sollte die Förderung bis zu 
einer SChutzplatzzahl von 50 Plätzen erfol­
gen. Zu überlegen ist - und dem Vernehmen 
nach wird im Bundesbauministerium daran 
gearbeitet -, ob der Schutzumfang "Grund­
schutz" in der bisherigen, unter V-Fall-bezo­
genen Vorstellungen entwickelten Konzep­
tion, beibehalten werden muß. 

Auch Konzepte für Teil- oder Behelfs­
schutz sind dem Bürger anzubieten ebenso 
wie Vorschläge zum schnellen, aber sachge­
rechten Abdichten von Gebäuden und Woh­
nungen, was bei chemischen Ereignissen, 
aber auch bei fallout nach Unfällen wie 
Tschernobyl, durchaus nützlich sein kann. 

Bei Einstellung der Förderung des öffentli­
chen Schutzraumbaus (ab 51 Schutzplätze) 
sollte auch überlegt werden, ob die Unterhal­
tung der Schutzräume nicht den Gemeinden 
zu übertragen wäre. Immerhin haben die 
Gemeinden eine Förderung für die Schutz­
räume erhalten, die die zivilschutzbedingten 
Mehrkosten abdeckt. Sie nutzen die Schutz­
räume gegen Entgelt z. B. als Tiefgaragen, 
und ihnen kommt auch die zivilschutzbeding­
te bessere technische Ausstattung zugute. 

Kulturgutschutz 

Für den Kulturgutschutz sind in der Ver­
gangenheit ohnehin nicht ins Gewicht fallen­
de Mittel ausgegeben worden. 

Zu bedenken ist hier, daß durch den 
Kulturgutschutz versucht wird, kommenden 
Generationen ihre geistigen Wurzeln zu er­
halten. Er wird somit mithelfen, außerge­
wöhnliche Werte, die bereits Jahrhunderte 
alt sind - ein Menschenleben ist im Vergleich 
dazu sehr, sehr kurz - den nachfolgenden 
Generationen zu überliefern. 

Unter diesem Aspekt sollte bei einer Ver­
einigung beider deutscher Staaten beispiels­
weise die Sicherungsverfilmung wertvoller 
Archivalien (Unikate) auch aus der DDR erfol­
gen. SOlche Archivalien sind "das Gedächtnis 
der Nation" und daher sicherungswürdig. 
Gerade in dieser Hinsicht dürfte es in der DDR 
viel zu sichern geben, um die ganze Entwick­
lung über vierzig Jahre, die Menschen und 
ihre Not und ihr Leid überhaupt erst zu 
begreifen. 

Die Kennzeichnung schützenswerten Kul­
turgutes - Bauwerke von hervorragender 
Bedeutung - ist ebenfalls zu nennen, nicht 
zuletzt wegen der Friedensnützlichkeit, um 
ein besseres Bewußtsein zur Erhaltung von 
kulturell Wertvollem zu schaffen. Dies würde 
auch eine konsequente Fortführung des frie­
densmäßigen Denkmalschutzes sein. 

Unüberwindliche Bedenken sollten diesen 
vergleichsweise wenig Kosten verursachen­
den Maßnahmen nicht entgegenstehen. 

Aufenthaltsregelung 

Die Aufenthaltsregelung und die mit ihr 
zusammenhängenden Planungen werden 
durch die eingetretene Entwicklung ganz 
erheblich beeinflußt. Alle Maßnahmen, die 
mit der flächendeckenden Grundplanung im 
Zusammenhang mit der grenznahen Vorne­
verteidigung entlang der Grenze zur DDR in 
Verbindung standen, können aufgegeben 
werden. 

Gewisse Planungen für die Umgebung 
besonders gefährdeter Anlagen werden wei­
terzuführen sein. Maßnahmen, die über Pla­
nungen hinausgehen, sind nicht angezeigt. 

Warndienst 

Beim Warndienst sind zwei Komponenten 
zu unterscheiden. 

Die friedensmäßigen Aufgaben nach dem 
Strahlenschutzvorsorgegesetz sind ohne Ab­
strich fortzuführen. Darüber kann es keine 
Diskussion geben. 

Ganz anders sieht es mit der verteidi­
gungsfallbezogenen Komponente des Wam­
dienstes, besonders was die Sirenen angeht, 
aus. 

Legt man den bereits zitierten Artikel 
zugrunde, daß bei einer offensichtlich nicht 
nur vorübergehenden Abwesenheit einer 
konkreten militärischen Bedrohung wenig 
logisch ist, aufwendige Vorkehrungen, die für 
sich noch keinen Schutz, sondern nur War­
nung produzieren sollen, vorzuhalten, dann 
wäre dieser Sirenenbereich des Warndien­
stes frei für eine lageangemessene Reduzie­
rung. 

Zu diesem Ergebnis gelangt man auch auf 
anderem Wege: 

Warnung setzt voraus, daß die Gefahren, 
vor denen gewarnt werden soll, zunächst 
auch als solche erkannt werden können. Das 
war bei einer Strategie des Luftkrieges gegen 
die Bevölkerung in Städten mit Flugzeugen, 
die relativ langsam fliegen und deren Kurs 
bestimmbar war, noch möglich. 

Indessen hat sich insoweit zweierlei geän­
dert. 

Von einer Strategie, die sich bevorzugt 
gegen die Bevölkerung und ihre Wohnstätten 
(große Städte mit und ohne Industrie), richtet, 
ist seit langem nicht mehr auszugehen. 

Auch das Erfassen der Luftkampfmittel ist 
inzwischen äußerst problematisch, zum 
größten Teil unmöglich. Was aber nicht er­
faßbar ist, vor dem kann auch mittels Sire­
nen, der bisherigen oder neu zu entwickeln­
der, nicht gewarnt werden. 

Die nötige und auch unverziehtbare Infor­
mation der Bevölkerung über ihr drohende 
Gefahren bei beiden Komponenten des 
Warndienstes muß künftig nur über das 
gesprochene Wort erfolgen. Die Bevölkerung 
ist in solchen Ausnahmesituationen in einer 



sehr schwierigen Lage, in der den Menschen 
vernünftigerweise nur durch ein gesproche­
nes Wort mit möglichst noch kurzen, konkre­
ten Handlungsanweisungen geholfen werden 
kann. Das geht nur über den Rundfunk, 
dessen künftige Entwicklung zum Regiona­
len und Lokalen hin, eine situationsbezogene 
Information der BeVÖlkerung begünstigt. Da­
her ist die Rundfunkinformation bei "WARI " 
zu intensivieren und alle Überlegungen über 
neue Sirenen einzustellen. 

Gesundheitswesen 

In dem erwähnten Artikel "Bevölkerungs­
schutzpolitik und Perestroika" ist das Ge­
sundheitswesen weder im Sinne einer Redu­
zierung noch als "Zivilschutzkomponente, 
die im Sinne des Doppelnutzens auch für 
friedenszeitliehe Zwecke sehr wirkungsvoll 
und gleichzeitig auch wirtschaftlich einge­
setzt werden" kann, erwähnt. 

Von beiden Komponenten trifft für das 
Gesundheitswesen etwas zu. Daher sind in 
Einzelbereiche dieses humanitären Aufga­
bengebietes des Zivilschutzes darauf zu un­
tersuchen, was reduziert oder was bleiben 
sollte. 

Der Bereich der Vermehrung der Behand­
lungskapazitäten durch Errichtung von Hilfs­
krankenhäusern (HKH) und Bevorratung von 
Sanitätsmaterial soll - wie man hört -
"lageangemessen reduziert werden". 

Auch unter diesem Aspekt ist es aus 
Gründen der Wirtschaftlichkeit und Sparsam­
keit zunächst einmal vertretbar, eingeleitete 
Maßnahmen abzuschließen. 

Wenn dann weiter überlegt wird, den HKH­
Bereich zurückzufahren, dann sollten in je­
dem Falle die geschützten HKH erhalten 
bleiben, nicht zuletzt auch wegen des zusätz­
lichen Doppelnutzens, weil dort das zum 
Betrieb eines HKH nötige Sanitätsmaterial 
auch gelagert werden kann. 

Beim Sanitätsmaterial sollte der Grund­
satz gelten, die für die Funktionsfähigkeit der 
HKH nötigen Sätze an ärztlichem Gerät und 
Arzneimitteln in jedem Falle zu erhalten, ggf. 
herzustellen. So könnten solche Sätze beim 
ärztlichen Gerät komplettiert werden, für die 
Großgeräte (z. B. Röntgen) bereits vorhanden 
ist. Sicher gibt es auch noch andere Kriterien. 
Bekanntlich gibt es auch bei den Arzneimit­
teln Sätze, die noch nicht vollständig sind. 
Diese sollten in Abhängigkeit vom ärztlichen 
Gerät komplettiert werden. Eine solche Maß­
nahme wäre zur Herstellung der Funktionsfä­
higkeit der HKH nicht nur sachlich nötig, 
sondern auch wirtschaftlich. Derartiges hätte 
durchaus auch Bedeutung bei Großkatastro­
phen im Frieden. Würde dem gefolgt, dann 
kann die Komplettierung aus anderswo frei­
werdenden Mitteln dieses Bereichs erfolgen. 

Ganz. im Sinne des Doppelnutzens für 
friedenszeitliehe Zwecke sind die Felder "Er-

ste-Hilfe-Ausbildung" breitester Bevölke­
rungskreise und die "Schwestemhelferin­
nenausbildung" zu bewerten. 

Unbestreitbar von wertvollem Nutzen ist 
eine "Erste-Hilfe-Ausbildung" auch aus der 
Sicht der Katastrophenschutzmedizin im 
Frieden. Ebenso für die Menschen selbst im 
täglichen Leben, bei Unfällen im Haus, im 
Straßenverkehr und im Betrieb liegt der 
Nutzen einer solchen Ausbildung auf der 
Hand. Sie hilft letztlich, große Summen an 
Volksvermögen sparen, ganz abgesehen von 
der Rettung von Leben bzw. der günstigen 
Beeinflussung des Heilungsverlaufs, wenn 
durch vernünftige Sofortmaßnahmen schlim­
mere Folgen vermieden werden können. 

Wenn in der zitierten Arbeit zu einer mehr 
ganzheitlichen Betrachtungsweise des ge­
samten Risikospektrums - zu Recht - auf­
gefordert wird, dann gebührt der "Schwe­
sternhelferinnenausbildung" ebenfalls ganz 
besondere Beachtung und weitere Förde­
rung. 

Im Rahmen der Gesundheitsreform, eines 
der bedeutendsten Programme der Bundes­
regierung, ist die häusliche Pflege ein Kern­
stück. Im Kontext dazu muß unleugbar die 
"Schwesternhelferinnenausbildung" gese­
hen werden. Alles, was dort gelehrt und 
gelernt wird, kann doch uneingeschränkt im 
häuslichen Bereich zur Behandlung Kranker 
und Pflegebedürftiger sinnvoll und erfolgver­
sprechend angewandt werden. Es wäre nicht 
nur kontraproduzent und dem Vorhaben der 
Gesundheitsreform zuwider, sondern auch 
sachlich nicht begründbar, diese einschlägig 
friedensnützliche Ausbildung und gleichzeitig 
vom Gesamtzusammenhang her auch wirt­
schaftliche Maßnahme etwa nicht oder nur 
"gebremst" fortzuführen. 

Ein Letztes in diesem Bereich: 
Seit langem, schon viel zu lange, wird von 

den Ärzten die Aufnahme der Katastrophen­
medizin in die Approbationsverordnung ge­
fordert. Auf diesem Hintergrund hat die medi­
zinische Zivilschutzforschung besondere Be­
deutung. Diese Forschung hat bisher quasi 
das bestehende Defizit im katastrophenme­
dizisehen Bereich wenigstens teilweise da­
durch überbrückt, daß die Ergebnisse dieser 
Forschungsarbeit durch die permanente Ver­
öffentlichung in die Lehre einflossen und so 
auch den Studierenden zugute kam. Die 
medizinische Zivilschutzforschung "bringt 
der Katastrophenmedizin nach wie vor sehr 
viel ". Sie ist eine erweiterte Notfallmedizin, 
sie ist schlechthin die auf alle Fachgebiete 
der Medizin übergreifende Lehre und Praxis 
der Rettung, Sichtung und Behandlung vieler 
nahezu gleichzeitig bedrohter Menschen "bei 
Großunfällen und Katastrophen" . Das sagt 
ein weit über die Grenzen der Bundesrepublik 
anerkannter Notfallmediziner. Die Zivil­
schutzforschung ist aus der ganzheitlichen 
Betrachtungsweise des gesamten Risiko­
spektrums ein wichtiger Beitrag auch für 
Friedenszeiten, der zudem noch sehr wirt-

schaftlieh erarbeitet wird. Daran sollte sich 
künftig nichts ändern. 

Katastrophenschutz 

In dem Artikel "Bevölkerungsschutzpolitik 
und Perestroika" wird davon ausgegangen, 
daß der erweiterte Katastrophenschutz zu 
den nicht zu reduzierenden, eher zu fördern­
den Zivilschutzaufgabengebieten gehören 
soll. Die Gedankenführung jenes Artikels 
dürfte schnell zu einem "Entweder/Oder" 
führen. Das ist weder vom Verfasser jenes, 
noch dieses Artikels gewollt. Die Problema­
tik, die für den Katastrophenschutz aber 
aufkommt oder zumindest zu erwarten ist, 
kann dadurch schärfer herauskommen. 

Wie schon beim Warndienst, ist auch hier 
beim Katastrophenschutz differenzierter vor­
zugehen. 

Zunächst ist zu sagen, daß schon längere 
Zeit, bevor die generell nachlassende militä­
rische Bedrohung so deu~ich wie im jetzigen 
Zeitpunkt sichtbar geworden ist, eine Ände­
rung in der Strategie und in der Waffenent­
wicklung feststellbar war, die die Bedro­
hungsannahmen und die darauf fußende 
"Philosophie", aufgrund der die heute noch 
bestehende Organisation, AufgabensteIlung 
und Ausstattung des Katastrophenschutzes 
beruhen, bereits hätte beeinflussen müssen. 

Von einer Strategie, die sich bevorzugt 
gegen die Bevölkerung in ihren Wohnstätten 
richtete, ist längst nicht mehr auszugehen. 
Raketen mit einer beeindruckenden Zielge­
nauigkeit treten seit längerer Zeit in den 
Vordergrund. Als Folge davon wird nicht 
mehr von in Schutt und Asche liegenden 
Städten wie zu Ende des Zweiten Weltkrieges 
ausgegangen werden dürfen. Diese Bilder 
bestimmten aber das "Erste Gesetz über 
Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölke­
rung" und die in ihm gefundene (oder wenn 
man will , aus dem Krieg weitergeführte) 
Fachdienstaufteilung, AufgabensteIlung und 
schließlich auch die Art der Ausstattung des 
früheren Luftschutzhilfsdienstes und heuti­
gen Katastrophenschutzes, was bis heute, 
wenn man ehrlich ist, nachwirkt. 

Trifft aber die alte Bedrohungsannahme 
nicht mehr zu, dann sind bestimmte Fach­
dienste, ihre AufgabensteIlung und ihre Aus­
stattung, auch die Zahl der Einheiten zu 
überprüfen, so wie die einzelnen ZS-Aufga­
bengebiete bei allgemein nachlassender mi­
litärischer Bedrohung. 

Es kommt ein weiterer Aspekt hinzu. Ab­
nehmende Solidarität oder Bereitschaft, frei­
willig Pflichten zu übernehmen, die behan­
delte demographische Entwicklung oder die 
dargelegten möglichen Auswirkungen einer 
bevorstehenden Wehrdienstzeilverkürzung 
werden überall da, wo viele Freigestellte im 
Katastrophenschutz mitwirken, Folgen ha­
ben, d. h. die Zahl der Helfer wird zurückge­
hen. Dies wird diejenigen Fachdienste be-
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sonders treffen, in denen die meisten Freige­
stellten eingesetzt sind. Alle drei Ursachen 
zusammengenommen werden in bestimm­
ten Bereichen Folgen zeitigen, die in ande­
ren, bei denen die AufgabensteIlung und 
Ausstattung von anderen Annahmen ausge­
hen konnte und wo nicht so viele Freigestellte 
eingesetzt sind, nicht oder lange nicht so 
gravierend eintreten. 

Daher ist zu fragen: Müssen alle die 
Fachdienste auch heute noch sein? Muß z. B. 
die im Bergungsdienst vorhandene Ausstat­
tung so bleiben, obwohl mit den ursprünglich 
angenommenen Vertrümmerungen nicht 
mehr, jedenfalls keineswegs mehr im zu­
grundegelegten Umfang zu rechnen ist, vor 
allem nicht in Friedenszeiten, die ja in den 
Vordergrund treten? Sind so viele Einheiten 
bei nachlassender militärischer Bedrohung 
noch nötig, oder wären sie nicht lageange­
messen zu reduzieren? 

Für Auslandseinsätze genügte doch ein 
verhältnismäßig kleines Kontingent, das 
nach dem Muster des DRK-Hilfszuges bei 
einem oder auch zwei Landesverbänden zu­
sammentreten und eingesetzt werden 
könnte. 

Muß teilweise sehr kompliziertes Gerät 
(Dekon-Fahrzeug, Radbagger u. a.), das mit 
freiwilligen Helfern zu betreiben zumindest 
problematisch, wenn nicht gar unmöglich ist, 
beschafft werden? Kann überhaupt bei der 
eingetretenen Entwicklung mehr auf vorhan­
dene Ressourcen zurückgegriffen werden? 
Man denke da nur an die vielseitig verwend­
baren Geräte auf dem Bausektor und an die 
Traktoren In der landwirtschaft mit ihren 
Zusatzgeräten und die dadurch bedingte gro­
ße Verwendungsbreite. 

Es stellt sich im Zusammenhang mit der 
eingetretenen Entwicklung generell die Fra­
ge, ob die Ausstattung, die ja verteidigungs­
fallbezogen ausgeriChtet Ist, nicht in be­
stimmten Bereichen gekürzt werden sollte. 

Andererseits erscheint es dagegen sinn­
voll, in kreisfreien Städten und in landkrei­
sen ein Gefährdungskataster aufgrund der in 
den verschiedenen Ämtern einschließlich der 
Gewerbeämter vorhandenen Unterlagen zu 
erstellen, und es durch im BereiCh der Wirt­
schaft, Gewerbe und auch Landwirtschaft 
vorhandenes und zur Gefahrenabwehr geeig­
netes Potential (Ausnutzung vorhandener 
Ressourcen) zu ergänzen. In der Regel dürfte 
es sich nur um ein ordnendes Zusammen­
stellen vorhandener Unte~agen handeln, was 
durch die Datenverarbeitungsanlagen nicht 
zu schwierig werden dürfte. Möglicherweise 
sind gewisse Ergänzungen nötig. Ein derarti­
ges Kataster Ist In Friedenszeiten ohne Zwei­
fel von großem Nutzen für eine schnelle und 
sachgerechte Gefahrenabwehr; natürlich 
auch Im Ernstfall. Als Stichwort ist hier die 
frühere Drts- und Kreisbeschreibung zu 
nennen. 

Datenbanken über gefährliChe Stoffe u. ä., 
gekoppelt mit der jeweils erforde~lchen Un-
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schädlichmachungs- oder -beseitigungsart, 
sind bundesweit anzulegen und so zu gestal­
ten, daß Länder und der kommunale Bereich, 
einschließlich der Feuerwehren, - soweit 
wie möglich nach unten - Zugriffsmöglich­
keiten zu den Daten zur Gefahrenabwehr 
haben. 

Natü~ich ist auch noch eine andere Uber­
legung, wie bei der angedeuteten personel­
len Entwicklung die im Katastrophenschutz 
zu erwartenden Lücken außer durch eine 
Fachdienstverringerung noch anderweitig 
geschlossen werden könnten, aufzustellen. 

In diesem Zusammenhang ist an Beispiele 
in anderen Ländern zu denken, die insoweit 
eine Vorreiterrolle übernommen haben. Sie 
haben zur Stärkung der friedensmäßigen 
Gefahrenabwehr ihren Streitkräften .Ein­
satz- und Bewährungsmöglichkeiten" ge­
schaffen. In der Schweiz und in Schweden ist 
der Auftrag des Militärs, um die Aufgabe, im 
Frieden bei der Katastrophenbekämpfung 
mitzuwirken, erweitert worden mit dem Er­
gebnis, daß dadurch auch ein Motivations­
schub bei den Soldaten erreicht werden 
konnte. Und wer unsere Soldaten der Bun­
deswehr bei Katastropheneinsätzen über 
Jahre bis hin zur vorbildlichen Betreuung der 
Übersiedler verfolgt hat, muß zugeben, daß 
sie dabei engagiert waren und hervorragen­
des geleistet haben. 

Warum nicht bei der voraussichtlich re­
striktiven Entwicklung im BereiCh des erwei­
terten Katastrophenschutz einen Ausgleich 
durch den Einsatz der Bundeswehr und auch 
den Bundesgrenzschutz suchen und ihn 
gleichzeitig über die Amtshilfe hinaus institu­
tionalisieren, natürlich mit entsprechender 
gesetzlicher Grundlage? 

Nur beispielhaft ist in diesem Zusammen­
hang auf gut ausgerüstete und ausgebildete 
ABC-Einheiten der Bundeswehr zu verwei­
sen, die im Rahmen der Empfehlungen für 
Maßnahmen bei Satellitenabstürzen aber 
auch bei anderen Gefahrensituationen 
(Tschernobyl) eingesetzt werden können. 

Selbstschutz 

Es ist bereits darauf hingewiesen worden, 
daß die Selbsthilfe des Bürgers, der Selbst­
schutz, das Fundament jeglicher staatlicher 
Hilfsmaßnahmen gegenüber einer durch 
welche Gefahren auch immer bedrohten Be­
völkerung ist. Alle offiziellen Äußerungen 
begründen das damit, daß nicht überall und 
sofort öffentliches Hilfspotential - der Kata­
strophenSChutz - Hilfe leisten kann, weswe­
gen ein Großteil der Bevölkerung auf Selbst­
und Nachbarschaftshilfe, d. h. auf den 
SelbstsChutz, angewiesen sein wird . Treten 
nun weitere Umstände hinzu, die den Kata­
strophenSChUtz hinsichtlich seiner Einsatz­
möglichkeiten beengen, wie es vorstehend 
entwickelt wurde, gewinnt der Selbstschutz 
noch entscheidenderes Gewicht bei der Ge-

fahrenabwehr. Das gilt prinzipiell in guten 
(Friedens-) wie in schlechten (Kriegs-)Zeiten. 

Bedenkt man, daß sich in jedem Jahr im 
Frieden Millionen schadenstiftender Ereig­
nisse in der Bundesrepublik Deutschland 
ereignen, dann zeigt das die . jetzt und 
immerdar" bestehende Gefährdung der Men­
schen zu Hause, auf der Straße, in den 
Arbeitsstellen. 

Das bedeutet millionenfache Schäden an 
Leib und Leben und Ve~uste an Volksvermö­
gen in Milliardenhöhe. 

Die Schäden treten ein, obwohl in unse­
rem Land ein hochentwickeltes Rettungs­
und SChadensbekämpfungssystem besteht 
und ständig fortentwickelt wird. Viele Schä­
den und Verluste könnten verhindert werden, 
verhielten sich die Menschen von der ersten 
Sekunde eines schadenstiftenden Ereignis­
ses an richtig. Für beide Bereiche, den 
Menschen und die Betriebe, werden im 
Selbstschutz praxisbezogene Ausbildungs­
und Fortbildungsangebote bereitgehalten, 
die die Menschen durchaus in die Lage 
versetzen können, sich gefahrenadäquat zu 
verhalten, d. h. die gebotenen Gegenmaß­
nahmen überlegt zu ergreifen. 

Der Wert des Selbstschutzes im Sinne 
seiner Friedensnützlichkeit liegt für jeden 
einsichtig auf der Hand. Sein Aus- und 
Fortbildungsangebot ist mit einigen Schwer­
punktverlagerungen und gewissen Änderun­
gen beizubehalten. 

Flankierend ist ein attraktives Selbsthil­
feangebot für den Bürger im häuslichen 
Bereich in Form eines .Ratgebers für alle 
Fälle" greifbar zu servieren. Das ist dadurch 
zu erreichen, daß ein umfassender, ver­
ständlicher und dennoch mögliChst knapper 
Ratgeber für sinnvolle Hilfs- und Vorbeuge­
maßnahmen geschaffen Wird. Der Anfang, 
den man mit .Wichtige Hinweise zur Vorsor­
ge und Eigenhilfe des Bürgers - zum Selbst­
schutz" im Amtlichen Verzeichnis der Drts­
kennzahlen, dem kleinen Zusatzheft zum 
amtlichen Telefonbuch der DeutSChen Bun­
despost gemacht hat, ist durchaus ausbaufä­
hig zu dem erwähnten Ratgeber, wozu die 
Schutzkommission beim Bundesminister des 
Innern durch eine Reihe einschlägiger For­
schungen eine gute Vorarbeit geleistet hat. 
Damit könnte einem dringenden, in der Be­
völkerung durchaus vorhandenen Bedürfnis 
abgeholfen werden. Auch die Einschaltung 
der Hilfsorganisationen in die Aus- und Fort­
bildung in Selbstschutztragen, was angebo­
ten wurde, ist zu nutzen, um mehr Akzeptanz 
und Effizienz zu erreichen. 

Angesichts der in die Millionen gehenden 
PersonenSChäden und der milliardenhohen 
volkswirtschaftlichen Verluste muß erwartet 
werden, daß Selbsthilfe des Bürgers - auch 
als Korrelat zu seiner immer wieder von 
Politikern hochstilisierten Mündigkeit - und 
betrieblicher Selbstschutz weit mehr als es 
jetzt nur sehr partiell geschieht (z. B. Ver­
kehrssicherheit) zum allgemeinen politi-



sehen Anliegen wird. Dies erfordert auch die 
unverziehtbare Tatsache, daß die Selbsthilfe, 
der Selbstschutz in Wohnstätten und Betrie­
ben, das Fundament aller übrigen staatlichen 
Hilfe, z. B. des Katastrophenschutz, ist. 

Alle schadensverhindernden oder -min­
dernden Anstrengungen der Bürger und Be­
triebe im Selbstschutz sollten, da sie in 
jedem Falle Leib und Leben und das Volks­
vermögen vor vermeidbaren, hohen Verlu­
sten bewahren, in jedweder möglichen Form 
honoriert werden. 

Nicht nur die Anerkennung betrieblicher 
Selbstschutzmaßnahmen im Rahmen des 
Arbeitssicherheitsgesetzes - wie geschehen 
- ist angezeigt, sondern darüber hinaus 
sollte die Selbstschutzausbildung in Betrie­
ben zur Erfüllung der Auflagen zur Unfallver­
hütung auch den Berufsgenossenschaften, 
im Rahmen der Gewerbeordnung, der Ar­
beitsstättenverordnung und der Warenhaus­
ordnung ebenfalls anerkannt werden. Steu­
erliche Vergünstigungen über die bestehen­
den Absetzmöglichkeiten tür beschaffte be­
triebliche Selbstschutzausstattung hinaus, 
wie z. B. für den personellen Einsatz bei der 
Ausbildung im betrieblichen Selbstschutz, 
sind zu erwägen. Auch sollte geprüft werden, 
ob anstelle dieses Vorschlags nicht die im 
Katastrophenschutzgesetz geltende Rege­
lung fortzugewährender Leistungen an die 
Arbeitgeber für den Arbeitsausfall durch Aus­
bildung im betrieblichen Selbstschutz einge­
führt werden könnte. 

Auch der Versicherungsbereich ist in diese 
selbstschutzfördernde Überlegungen einzu­
beziehen. Risikomindernde Leistungen der 
Versicherungsnehmer verschiedener Art mit 
günstigen Folgen für sie gibt es jetzt schon. 
Warum sollten nicht auch schadenverhin­
demde oder -mindernde Selbstschutzlei­
stungen im privaten und betrieblichen Be­
reich prämienbegünstigende Folgen haben? 
Hier sind die Experten aller im Bundestag 
vertretenen Parteien gefordert zu prüfen, 
inwieweit anreizschaffende Lösungen gefun­
den werden können. 

Keine Beeinträchtigung der 
friedensnützlichen 
Selbstschutzarbeit 

Der Selbstschutzbereich ist sehr sensibel. 
Störungen wirken sich sowohl auf die han­
delnden Akteure wie auch die Bevölkerung 
aus. Über Jahre wurde dieser Bereich durch 
eine immer wieder aufflammende Diskus­
sion über die Eingliederung des BVS in das 
Bundesamt für Zivilschutz beunruhigt. In 
jüngster Zeit sorgte die vorgesehene Ände­
rung der Rechtsform des BVS tür Aufregung. 
Die Länder, die involviert waren, verhinder­
ten letztlich die Änderung. 

Es liegt auf der Hand, daß jede Beunruhi-

gung eines sensiblen Bereichs nicht nur 
dessen Organisation und die in ihr handeln­
den Mitarbeiter erfaßt, sondern auch die 
Leistungsbereitschaft eines solchen Organis­
mus beeinträchtigt. 

SOlche Beunruhigungen wirken auch nach 
außen. Ist denn das, so fragt sich der Bürger 
und der Betriebsinhaber, was immer wieder 
"ins Gerede kommt" , denn wirklich so nütz­
lich, wie es doch eigentlich plausibel er­
scheint? Zweifel treten auf, und das ist 
tödlich für eine Aufgabe, der man sich auch 
noch freiwillig unterziehen muß. 

Künftig sollte das alles berücksichtigt wer­
den, und die Aufgabe "Selbstschutz" hat 
solche Rücksichtnahme auch verdient. Wenn 
nun, wie zu hören ist, ein neues Zivilschutz­
konzept bedacht wird, was der inzwischen 
eingetretenen politischen Situation, die noch 
täglich neue Aspekte erhält, adäquat sein 
soll, dann wird und muß man davon ausge­
hen, daß der Selbstschutzbereich seines 
Doppelnutzens, seiner Friedensnützlichkeit 
wegen in toto mit vielleicht ein paar Abstri­
chen im Lehrstoff bestehen bleiben kann und 
muß. 

Für alle anderen Bereiche des Zivilschut­
zes gilt das nicht. Abstriche wegen veränder­
ter Ausgangslage und anderer Erscheinun­
gen werden beachtlich sein. 

Den Selbstschutzbereich gilt es somit 
größtmöglich und deutlich erkennbarer als 
bisher zu fördern, was infolge der notwendi­
gen Abstriche in anderen Sektoren des Zivil­
schutzes nicht schwerfallen sollte. 

Akzeptanz privater und staat­
.licher Vorsorge verbessern 

Seit langem krankt der Zivilschutz daran, 
daß er in der Bevölkerung nicht die nötige 
Akzeptanz findet. 

Zu seiner Begründung konnte in der Ver­
gangenheit auf die noch erklärbare Bedro­
hung verwiesen werden , wenngleich sich die 
Resonanz - wie jedermann weiß - in sehr 
engen Grenzen hielt. Aufgrund der eingetre­
tenen, anhaltenden und weiter fortschreiten­
den Entspannung in Europa ist es noch 
ungleich schwerer, die Akzeptanz zu verbes­
sem. 

Wurde in der Vergangenheit die fehlende 
Einsicht in die Notwendigkeit entsprechender 
Vorsorgemaßnahmen auch damit erklärt, 
daß bei den Menschen wegen des zurücklie­
genden furchtbaren Kriegsgeschehens ein 
Verdrängungsprozeß alles dessen, was mit 
Zivilschutz und Ziviler Verteidigung zusam­
menhängt, stattfand, könnte in der jetzigen 
Entwicklung möglicherweise ein neuer An­
satz für das Bejahen einsichtiger, versteh ba­
rer Vorsorge gegenüber den ja auch nicht 
unerheblichen Gefahren in unserer technisch 
bestimmten Welt gesehen werden. 

Ein sofortiges Umschwenken in die ange­
deutete Richtung erscheint allerdings nicht 
angezeigt. Zunächst sollte eine angemesse­
ne zeitliche Distanz zu der jetzt in Gang 
befindlichen Entwicklung gewonnen werden. 
Sie wäre dazu zu nutzen, ein jedermann 
einsichtiges Konzept der künftig für erforder­
lich gehaltenen Vorsorge zu entwickeln. Es 
müßte die "lebensbegleitenden Risiken" im 
Frieden und das auch in Zukunft noch ver­
handene "Restrisiko" erläutern und eine bei­
de Möglichkeiten abdeckende Risikovorsor­
ge anbieten. Dabei müßte auch auf die relativ 
enge Grenze öffentlicher Vorsorge und Kata­
strophenabwehr (stichwortartig: nicht überall 
und gleichzeitig, oft auch gar nicht möglich) 
hingewiesen und auf die im Vordergrund 
stehende und in Zukunft bedeutsamer wer­
dende Selbsthilfe eines jeden einzelnen Bür­
gers für sich allein und im Familien- bzw. 
Nachbarschaftsverband aufmerksam ge­
macht werden. 

Daneben muß dem mündigen Bürger da­
durch geholten werden, daß man ihm auch 
konkrete, verständliche und umfassende An­
leitungen an die Hand gibt. Dafür sollte er 
auch etwas bezahlen, freilich nicht so viel, 
wie er für so manches "Do it yourself-Buch" 
entrichten muß. 

Natürlich sollten die vorgeschlagenen An­
reize nicht fehlen. Ein aufeinander abge­
stimmtes Vorsorgesystem von erbetener 
Selbsthilfe im privaten und betrieblichen Be­
reich und Mithilfe im öffentlichen Vorsorge­
bereich und zu gewährende Anreize könnten 
einen Neuanfang erleichtern. 

Eine Unterstützung aller einschlägigen Or­
ganisationen bei der Freiwilligenwerbung bei 
Vermeidung eines "ruinösen Wettbewerbs" 
wäre sicherlich nützlich. 

Schließlich ist eine glaubhafte, sachlich 
überzeugende Identifikation aller, die Verant­
wortung tragen, insbesondere der Politiker, 
mehr denn je vonnöten, soll es zu einem 
echten Neubeginn kommen. 
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Auch in diesem Jahr fUhne da; Mi­
nisterium fUr Win.schafl, Technik und 
Verkehr emcn lCiner Ver~eh"vicher­
heltl>tage 10 B(l~\tt bei Kiel durch. 
Wieder mit dJbel "ardie BVS-Dienst­
stelle Neumünvter. Durch die gellelte 
Moderation dC\ fUr Vorbereitung und 
DurchfUhrung ,erant"ortlichen Ober­
aml~rat Keim \um Verkeh~mini~(e­

rium wurde die Aufmerksamkeit der 
ca. 5000 ZUlCh.uer auch auf die De­
monstrationen deI BVS gelenkt. 

So licßen eIlICh viele der Motor­
radfreunde auch nicht nehmen und 
kamen der Aufforderung dev BVS-

Mitarbeiters Kentrup nach, sich beim 
Ablöschen der Brandpuppe zu versu­
chen. Unter \achkundiger Anleitung 
\on Ausbilder Eggen erlebten "ie 
dann. wie ,mkung\loll diß Helfen mit 
einfachen Hilfsmitteln scm kann. 

Zufrieden zeigte \Ich auch BVS­
Diensbtellenleiter U"e Straehler­
Pohl: "Der Motorrndtreff auf dem 
ADAC-Übungsplatz beschert un, 
nicht nur eine hohe Besucherzahl. 
Vielmehr gibt er uns Gelegenheit. mit 
einer Zielgruppe 10 Kontakt zu treten, 
die fur uns SOlllt kaum erreichbar ist." 

Henstedt-Ulzburg 

Untcr diescr Schlagzeile berichtete 
die Norderstedter Zeitung über den 
Schleswig-Holltem-Tag der Gemem­
de Henstedt-Ulzburg. Selb<.t der Dau­
erregen ~onnte die Be"ohner nicht 

Eine ~roße Aluahl Zuschauer \-erfolj.i!t di(' I}{>monstr-ationen des ß VS. 

Geht mit gut em IJeis:piel \oran: ß ür­
germt'istcr llornquast . 

davon abhalten, ihr GemeindefeIt zu 
feiern . Mit RegenIChim, bewaffnet 
nahmen viele Henstedt-Ulzburger am 
Sicherheitswettbe"erb der BVS­
Dienststelle Neumünster tcil. Die Tat­
sache. daß Burgernteister Volker 
Dornquast mit gutem Beispiel voran­
ging, mag fur ,iele Bürger ein An­
~JX>m gewesen M!in. 

So zeigte sich BVS-Dienststellen­
ICiler Straehler-Pohl am Ende der Ver­
anstallUng auch zufneden. "Bürger­
meister Domquast hatte vor einem 
Jahr der Dienststelle bei Ihrer Arbeit 
'teine volle Unler\lÜllung zugesagt. 
Diescs wurde 10 beivpielhafler Weise 
bei der Vorbereitung und DurchfUh­
rung des Sicherheib"ettbe"erbs in 
die Tat umgesetzt. Aber auch die Zu­
sammenarbeit mit den beteiligten Or­
ganisationen konnte kaum besser 
\ein", freute sich Sintehier-Pohl. 
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Naclt,icltten 
aus8,emen 

Bremen 

AnlJßlich einer ArbeItstagung "'ur­
de die bis lulelll a~li\e BVS-Helferin 
Ema Kelel ICrabIChiedet. "E, "'aren 
neun Jahre intenvile Au,- und Fortbil-

zeichnung und "ürdigte die Verdien­
,IC der Geehrten. Gerda Sireck ist über 
zehn Jahre im BVS aktiv und "ar in 
den erllen Jahren ihrer Mitarbeit über· 
"iegend in der Ausbildung und in der 
Öffenllichkeitsarbeit tätig. Ab 1984 
übernahm ,ie al, BVS-Beauftragte 
den Landlreis Graf ",haft Bentheim 
und ab 1987 den Landkreis Emsland. 
Vor allem" idmete Frau Sireck sich 
intensi, der Werbung und Ausbildung 

U\ S·l.nndcsslellcnleiler Singer stellt .sich mit der scheidenden '-Ielferin 
Kewl (li nks) und der neue" "'ut'hbearlwitcrin llaacke. (Foto Woltclnal h) 

dung und eine lohnende ehrenamtliche 
Täligkeu", ,agte Erna Kesel in ihrer 
AblChled,rede Mil ihrem freundli­
chen und überzeugenden Auftrelen 
"ar sie lor allem bei Ausstellungen 
und Aktionwänden eine "enmlle 
lIilfe. 

Gleich7Citig wurde ein personeller 
WechlCl in der Brenter BVS-Dienst­
vtelle lorgenommen. 13 Jahre "ar die 
Funktion der Fachbearbeiterin ftir 
Frauenarbeu In den Händen Ion Ma­
ria-Elivabeth Tjaden. Seil I. Juli i,t 
Marta Haacke als Fachbearbeuerin fUr 
Fmuenarbeit besrelh. 

Que,du,clt 
Niede,sacltsen 

Osnabrück 

Für Ihrcn 'erdienstlollen Einsatz 
'" urde Gerda Streck die Ehrennadel 
~ BVS "rliehen. Landmtellenlei­
rer Edgar Sohl überreichte die Aus-

der Sclb\t>ehullberarer. All BVS-Be­
auftragre hatte Frau Streck Zugang zu 
allen Verwahungen gefunden, 10 daß 
auch Im Bereich Seibstschull und 
Schulzraumbau "elenlliche Aktivitä­
ten ent"ickelt "erden konnlen. Den 
Mitarbeitern der BVS-Dien\lSlelle 0,­
nabmek ist Frau Streck nichl nur eine 
gute und vertrauensvolle Kollegin, 
sondern auch Vorbild. Ihr Engage­
ment zum Wohle der Mubürger hat 
JOtzt auch mU dieler Auvzelchnung 
Anerkennung gefunden. 

Blicltpunltt N"d­
,ltein-Westfalen 

Oortmund 

An den "Maientagen" im Dortmun­
der Stadtteil Hombruch bcleiligte sich 
der BVS zum ersrenmal mit einem 
Sichcrheils"ettbe"erb, und 1\\ar un­
ter dem Motto "Damit Hilfe kein Zu­
fall bleibt". Einsatzort rur den BVS 



war die Fußgängerzone Harkonstraße, 
wo zahlreiche Bürger die Gelegenhei t 
nutzten, ihr Wissen und Können bei 
simulienen Unfallsituationen sowie 
bei entsprechenden Sofonmaßnahmen 
zu testen. Über den Erfolg entschieden 
neben den BVS-Mitarbeitem auch 
Vemeter von DLRG. DRK, Feuer­
wehr. JUH, MHD und Polizei. Insge­
samt absolvienen 35 Teilnehmer einen 
Parcours der über acht Stationen ging. 
Als Anerkennung gab es eine Urkunde 
und Plakette. 

Zusätzlich wurde die bestplaziene 
Teilnehmerin mit einem Ehrenpreis 
bedacht. überreicht vom Schirmherm 
der Veranstaltung. Ratsvertreler Josef 
Ehlen. 

Düren/Hürtgenwald 

Wie allgemein im Bundesgebiet 
und auf Landesebene wurde jetzt auch 
im Raum Aachen, und zwar auf Stadt­
und Kreisebene, mit der Unterrichtung 
von BootsfU hrern der DLRG in der 
Bekämpfung von Entstehungsbränden 
begonnen. Die DLRG arbeitet dabei 
eng mit dem BVS zusammen. 

Zur EinfUhrung nahmen die Ein­
satzleiter, ihre Stellvenreter sowie an­
dere Angehörige der elf DLRG-Ons­
gruppen. der Stützpunkte und des 
Ausbi ldungszentrums der Bundes­
wehr in SomonskalUEifel an einer Ta­
gung teil. Arbeitsbereiche waren dabei 
neben der Information der Bevölke­
rungsschutz, dcr Katastrophenschutz 
und der Brandschutz. 

Die BVS-Dienststelle Düren bot ne­
ben interessanten Vorträgen eine um­
fassende Ausstellung der Brand­
schutz- und Bergungsgeräte rur den 
Selbstschutz in Arbeitsstätten sowie 
eine eindrucksvolle Demonstration in 
der Brandbekämpfung an. An einer 
Übungspuppe wurde das Ablöschen 
brennender Kleidung gezeigt. Außer­
dem ging es um Motorbrände. bren­
nenden Treibstoff und FestslOff­

. brände. 

Düsseldorf 

Auf 25 Jahre BVS konnte der Leiter 
der Fahrbaren Aufllärungs- und Aus­
bildungsstelle, Manfred Britz, am I. 
Juni 1990 zurückblicken. In einer Fei­
erstunde skizzierte in Vertretung des 
BVS-Landesstellenleiters der Fachge­
bietsleiter Ausbildung. Alexander 
Krapf, den Werdegang von Manfred 
Britz. 

Angefangen hat alles 1963 mit einer 
ehrenamtlichen Tätigkeit als Geräte­
verwalter und Sachbearbeiter bei der 
ehemaligen Dienststelle Neuss. wo er 
dann ab 1%5 hauptamtlicher Mitar­
beiter wurde. 

1968 gab Brill ein kurzes .,Gast­
spiel" im Landesstellenbereich Baden 
Wümemberg. 1969 kehne er als leh­
rer und Geräteverwalter in se ine hei­
matlichen Gefilde nach Neuss zurück, 
don wirkte er von 1973 bis 1979 als 
Fachbearbe iter. Als 1979 die Dienst­
stelle Neuss aufgelöst wurde, fand 
Manfred Britz eine neue Tätigkeit auf 
seinem jetzigen Dienstposten bei der 
Dienststelle Düsseldorf. 

Alexander Krapf sprach Britz Dank 
und Anerkennung fUr die geleistete 
Arbeit aus und überreichte ihm die 
Dankurkunde. 

Hagen 

Dank der Einladung des Landtags­
abgeordneten Helmut Diegel konnte 
die BVS-Dienststelle Hagen eine 
Großveranstaltung der Jungen Union 
zu einer Selbstdarstellung in Sachen 
Zivilschutz nutzen. Gezeigt wurden in 
der Stadthalle Hagen Ausstellungen 
des BVS . An dieser Veranstaltung, in 
deren Mittelpunkt der Besuch von Ar­
beitsminister Norben Blüm stand. 
nahmen rund 2()(x) vor allem junge 
Leute teil. Viele von ihnen ließen sich 
die Gelegenheit nicht entgehen, die 
vom BVS im Hallen-Foyer gezeigte 
Demonstration zu besuchen. Beson-

BVS-Fachbearbciter Köppe stell t die Geräteausstell ung rür die Bergungs­
und Brandschutzausbildung vor. (Foto: Jansen) 

ders der Computerstand stieß dabei auf 
großes Interesse. 

Herford 

Für seine 25jährige Tätigkeit Im 
öffent lichen Dienst wurde Herben 
Müller, Ausbilder einer Fahrbaren 
Aufklärungs- und Ausbildungsstelle. 
ausgezeichnet. In einer Feierstunde in 

der BVS-Dienststelle Herford würdig­
te Wilfried Marx. Sachgebietsleiter 
der BVS-Landesstelle. die Leistungen 
des Jubilars und überreichte die Ehren­
urkunde. Herben Müller begann in der 
BVS-Dienststelle Bielefeld seine 
Laulbahn. Er blieb don auch die näch­
sten 15 Jahre. Von 1980 bis 1981 
arbeitete er in der Dienststelle Don­
mund. Seit 1981 ist er in der Dienst­
stelle Herford tät ig. 

Sachgebictsleitcr Man gratuliert HcrhCTt Müller (Mitte) zum Jubiläum, 
links I>icnststcllcnlciter Hinnah. (Foto: Zicbur) 

Hessenspiegel 

Wiesbaden 

Innerhalb kürzester Zeit konnte die 
fahrbare Zivilschutzausstellung der 
BVS-Landesstelle Hessen auf zwei 
aufeinanderfolgenden Messen eine 
Vielzahl von Persönlichkeiten des öf­
fentlichen Lebens an ihrem Stand be­
grüßen. Auf der 42. Messe in lVäch­
tersbach waren es u. a. Bundespostmi-

nister Dr. Christian Schwarz-Schilling 
und der Fraktionsvorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Dr. 
Alfred Dregger. 

Schon fast als Stammgast am Stand 
des BVS konnte BVS-Mitarbeiter UI­
rich Benram den hessischen Minister­
präsidenten Dr. Walter Wall mann auf 
dem 30. Hessentag in Fulda begrüßen. 
Bei einem ausftihrlichen Rundgang 
durch die Ausstellung würdigte Wall­
mann die Tätig,e iten des BVS und 
bedankte sich bei den Mitarbeitern rur 
die engagiene Arbeit. 

Fast schon ein Stam mgast des ßVS: Ministerpräsident Wallmann wird am 
nVS-Stand begrüßt . 
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Günstig neben den Wa rteplätzen plaziert . enu!c.:kt die ßVS-Ausslellung dns 
Interesse d('r ß('S"U('her. 

~----------------

Darmstadt 

Selten findet eme B VS-Dlens1S1elle 
günstigere StandOlte rur ihre Ausstel­
lung: In der Kraftfahrzeugzula\\ungs­
stelle des Landratsamtes in Dieburg 
müssen die Bürger oft längere Zeit auf 
ihren Aufruf warten. Günstig plazicrt 
haben sie die Zeit und Mulle. die 
Aussagen der Tafelausstellung zu >lU­
dieren. Mancher greift auch zu den 
Broschüren des ausgestellten Informa­
tionsmaterial\ . 

IIlttuelles aus 
Rheinland-Pfalz 

Mainz 

"Wir dürfen die Gefahr nicht I'er­
drängen. IOndern müssen sie beherr­
schen '" So Prof Kurt Dörr. Dezernent 
rur Brand- und Katastrophenschutz. 
bei der übergabe eines neuen Sehutz­
raumes m Main7-Hechtsheim 

Die Mehrz.eckanlage wurde in 
Verbmdung mll emer Tiefgarage er­
\teilt. MII einer Räche Ion 631 Qua­
dratmetern kann sie im Katastrophen­
fall 314 Pe""nen aufnehmen. 

EillYl ei hun g des neuen St:hutLraumcs. 

"Für mich ist em Schutzraum nicht 
notwendige",eise ,erbunden mit Mi­
litarismus nder Feindbildern". erklärte 
Bauherr Manfred Kouer. Vielmehr 
mache eine hochtechnilierte Gesell­
schaft da; Vorhandensein solcher Si­
cherheilllorkehrungen dringend er­
forderlich. 

Saafland­
Rundschau 

Saarbrücken 

Der O;termarkt in Hulzweiler. Ge­
•• rbeschauen in Dillingen, Heus.ei­
ler. onnweiler und Wadern standen 
Im Miuelpunkt der Öffentlichkeitsar­
beit der BVS-Landesllelle Saarland. 
Kleinere Aus51ellungen ergänzten das 
Programm. So informierten BVS-Mit­
arbeiter z.eimal auf dem Völklinger 
Rathaullorplatz. auf dem Marktplatz 
in Wadern und in der Merziger Ful\­
gängerzone. Sieben PO>lämter >lellten 
ihre Räumlichkeiten fur die Informa­
lionl1afeln der BVS-Ausslellung zur 
Verfügung: Differten, Dillingen, 
Dudweiler. Merzig, Meulach. Saar­
brücken und Saarloui\. In Bexbach. in 
Saarlouis und In Wadern wurnen Si-
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\\ irtschü l'lsminister lIolTmann 
YI ird \<0 11 IJ VS-Landcsste lle llie iier 
St:hem('r beJ.!rüRt. 

-"------

ch<rhell,weUbe\\erbe durehgefuhn. 
die beachtliche Teilnehmerzahlen auf­
wie~en. 

Eine besonders imensive Besucher­
Frequenllerung erfuhren die BVS­
Mllarbeiter 3m Informationsstand bei 
der Lelstung,schau des Ge.erbeler­
eins Dillingen. Selb,t der saarländi­
sche Winschaflsminister Hajo Hoff­
mann war beeindruc.1 Ion der Vielfalt 
der aUllielienden Firnten und Organi­
salionen. Mil Interesse überzeugte 
sich Hoffmann 'on der Arbeit des 
BVS. BVS-Lande,stellenleiter Hart­
mul Seheffler erläuterte dem Mimsler 
dIe Schlloerpunkte der BVS-Taligkell. 

Saarlouis 

Drei Tage lang hieß es im ganzen 
Land: Auf zum Saarland-Tag I Da ließ 
die polillsche Prominenz nicht lange 
auf sich wanen. Die Sehirmhemn. 
Mlm"erin Dr. Brunhilde Peter, die 
auch siellvertretende Ministerpräsi­
dentm des Landes iSI. wurne ,on 
BVS-Landesstellenleiler Hartrnut 
Seheffler begrüßt. Inleressiert infor­
mierte ,ie sich über die Arbeil des 

BVS und zeigle sich begeislert Ion der 
Initiali .. des BVS, während des 2. 
Saarland-Tages einen Sicherheils­
Weube.erb 7U OIganisieren. Der 
Weubewerb haue trotz des teih,eise 
sehr schlechten Weueß eine grolle 
Resonanz. Alle mitwirkenden Organi­
salionen nutzten die Chance. sich und 
ihre Arbeil einer breilen Öffenllichkeit 
lorzU>1ellen. Die Teilnehmer. denen 
auraktile Preise winklen. waren 
durch"eg begeistert bei der Sache. 
"klagten" jedoch über die sehr hohen 
Anforderungen. welche von den mil­
wirkenden Organisationen gestellt 
wurden . 

Der Informationsstand, die Ausstel­
lung und das Weube"ero.-Zentrum 

Die Hutlons des UVS s ti('llen nuf 
grolk! Nachfrage. 

des BVS waren Ilets Treffpunkt inter­
e<sierter Bürger und Politiker. "Bun­
des- ulld Landespoillik" mil Bundes­
umwellminisler Prof. Klaus Töpfer, 
den Bundestagsabgeordnelen Otmar 

ehreiner und Hans-Werner Mü ller, 
dem saarländischen Um.eltminister 
losef Leinen, lIar ebenso zahlreich 
lertrelen wie "kommunale Politik". 
allen loran der Landrat des gast geben­
den Kreises Saarloui,. Dr. Peter Win­
ler. und der Oberbürgermeisler Ion 
Saarlouis. ospcrs. Die Milarbeiler 
des BVS hallen alle Hände 1011 zu lun, 
umfassend zu infomtieren und den 
Sicherheits-Weube.erb reibungslos 
abzuwickeln. 

ß \ S-Lnndesstell ('nleiter St:hem er im ( ;espröch mit I)r. ßru llhild~ I'eter. 



Bayern "eule 

Landshut 

Es solhe der größle SicherheilsweIl' 
be~erb werden. den die BVS·Diensl· 
slelle LandshUl je durchgefUhrt haI. 
Alle Kalaslrophenschulz·Organisalio· 
nen aus dem Landkreis Landshul hai· 

sland sogar kurz vor dem Abbruch. 
Kurzenischlossen ließ daraufllin der 
Feuerwehrkommandanl von ROllen· 
burg, Hermann Pöschl. das Feuer· 
wehrhaus räumen und siel he es fUrden 
Tag zur Verfugung. 

Gegen Millag hörte es wenigslens 
auf zu regnen und so fanden sich doch 
genügend Zuschauer ein. um die Ver­
anslahung durchfUhren zu können. 

Das THW halte unter anderem eine Seilbahn aufgebaut. 

len ihre Milwirkung zugesagl und 
wollten sich in Rottenburg präsentie­
ren. Leider war das Weller nichl in die 
Planung mileinbezogen und so zeigle 
es sich von der denkbar schlechleslen 
Seile. Simflulartiger Regen verhinder· 
le die DurchfUhrung im Freien, ja man 

Geretsried 

.. Weil Frauen den Frauen mehr ver· 
lrauen." Unlerdieser Devise sland die 
Einweisungsveranslahung fUr die 
künfligen Fachbearbeilerinnen 
Frauenarbeil aus dem Bereich des 
Freistaates Bayern. In nur wenigen 

Eindrucksvolle Vorführungen der 
Feuerwehr und des THW erwiesen 
sich wieder als Renner. Seilbahn, 
Wasseraufbereitung, Sauerstoftlanze 
- auch das THW war gUI vorbereilel 
fUr die Veranslahung. 

SlUnden wurde der Kreis durch die 
beiden Fachgebielsleiler Hartmaier 
und Rehberg aus München, durch die 
Milarbeilerin der BVS·DienSiSIelie 
SIamberg. Frau Weber, und Frau 
Lindlar aus Bonn in das Handwerks· 
zeug eingewiesen. 

Nach Abschluß diescr Veranslal· 

IUng verfiigl Ba)em nunmehr über 
fUnfzehn ehrenamiliehe Fachbearbei· 
lerinnen Frauenarbeil bei den DiensI· 
siellen. 

München 

Erfolgreich war die LandessIeIle 
Bayern mil ihren AussIellungen auf 
den Messen in Bayern I'enrelen . 

.. Herzl ichen Dank für Ihre Arbeil 

und viel Erfolg fUr die Zukunf!", 
wünschle der bayerische Slaal5mini· 
sler Augusl Lang auf der Südoslmesse 
in Rosenheim und lrug sich als ersler 
ins BVS·Gäslebuch ein. 

SlaalSsekrelär Dr. Alben Probsl 
vom Bundesminislerium für For· 
schung und Technologie informierte 
sich auf der .. don. 90" in Regensburg 
am Sland des BVS. Inleressiert beob­
achlele er die Löschversuche an der 
Brandübungspuppe im Freigelände. 

Staatssekretär Sprangcr im Gespräch mit BVS-Landesslellenleiter Schnei­
der (links), Dienststellenleiter Ileter (2. v. r.) und BVS-Mitarbeiter Schieß! 
verfolgen das Gespräch. 

SlaalSsekrelär Spranger war auf der 
.. Konlakla" in Ansbach am Sland des 
BVS und ließ sich durch LandeSSlei· 
lenleiler Schneider über die Arbeil des 
BVS berichlen. Anschließend lrug er 
sich ins Gäslebuch ein. 

Besonderes Inleresse fanden auch 
- heuer wieder die Vorftihrungen des 

BVS im Freigelände. Das Ablöschen 
der Elrandübungspuppe iSI eine AIII1ik· 
lion. die von den Messeleilungen gern 
ins Programm aufgenommen wird. 

Fürth 

Ein E.-innerungsfolo aus Geretsried , links Fachgebictsleiter Rehberg und Frau Lindlar von der ßVS-ßundeshau)}t­
stelle. 

Unler der Schirmherrschafl von 
Bürgermeisler Horsl Weidemann und 
mil UnlerslÜlzung der Sladl Fürth ver· 
anslahele die BVS·Dienslslelie Nüm· 
berg einen Sicherheilswellbewerb. 

Neun Slalionen mußlen in der Fuß· 
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IJVS-OienSt5lcUenlciter lIosemann (rechts) und ßürgermeisler Weidenmnll 
nehmen die .-'rei.o.,crlcilung ~emeinsam '"or. 

gängerzone und bei der Feue",ehr 
bewälligt werden. Mehrere Informa­
tion\ltände de\ BVS, der Katastro­
phenschutz-Organi<alionen und des 
Deutschen Amateur-Radioclubs be­
lebten die Veran\tallung. 

lohr 

Richtiges Helfen will gelernt <ein, 
der gute Wille allein reicht nicht m . 
Das memle BVS-Mitarbelter Siegfried 

Bei der Abschlußveranslaliung in 
der belebten Fußgängerzone ehrten 
Bürgenmeister Horst Weidemann und 
BVS-DienllStelienleiter Erhard HOle­
mann die Teilnehmer. 

Hufgard bei der Eröffnung der Au\­
stellung "Selb>tschutz - VOMrge 
und Eigenhilfe des Bürgers'- im Fo)er 
des FinanzamleI Lohr. 

Hufgard loble das Engagement deI 

ßVS-l\1ilarbeller lI ufgl1rd erläulert Finan"l.a mv,leiter Grüner (links) die 
Ausslellu_"."g _________________ _ 
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Lohrer Finanzamtes in Sachen Selbst­
IChulz. Von den 64 Amtsangehörigen 
haben m den 'ergangenen beiden Jah­
ren 36 an emem Selb,,,,,hulZgrund­
lehrgang leilgenommen. In dielem 
Jahr haben 20 Bedienstete bei einem 
Fortbildung\lehrgang mitgemacht. 

Miltenberg 

Im Rahmen eines Presscgesprnehes 
zu den Selb' lSChulztagen in der Stadt 
MIllenberg, in An.escnheit del I. 
Bürgenmei\lers Joachim Bieber und 
Vertrelem der onsanlässigen Kata­
strophenschutz-Organi"tionen sowie 
der Polizei_ zeichnete Rigobert Hagel. 
leiter ,kr ß VS-Dien\lstelle Aschaf­
fenburg, AllburgenmeiSier Anton Vo­
gel mit der BVS-Medaille fUr gute 
ZU\ammenarbeit aus. 

Hagel sprach die Verdienste von 
AlIbürgemlei\ter Vogel an_ die er sich 
fUr den Selb,tschulZ in Millenberg in 
seiner 12Jährigen Amtszeil e",orben 
habe und dankte dafUr. daß die BVS­
Dienststelle AschalTenburg Straßen­
aktionen. Infonm'lionlleranstaltun­
gen und SelbSl\Chutzausbildungen 
durchfuhren konnte 

Insbesondere dankte Hagel fur die 
Unterstülzung bei der Vorbereitung 
und Planung der Selbstschutztage in 
Miltenberg. 

Verbunden mit dem Dank gab Ha­
gel der Hoffnung Ausdruck, auch mit 
seinem achfolger, dem I. Bürger­
meister Joachim Bieber. die erfolgrei­
che gUle Zusammenarbeil fortzu­
~Izen 

Von lin" ... : 8VS-DicnSt5lellenleiler lI agcl, Allbürgermeister Vogel und I. 
nürgermcisler !lieber. 

Nachruf 

Tief erschüttert geben wir 
den plötzlichen Tod unseres 
ehrenamtlichen Mitarbeiters 
in der BVS-Dienststelle Deg­
gendorf 

Alois Wolf 

bekannt. 
AJois Wolf trat 1962 in die 

damalige Dienststelle Strau­
bing ein; seit 1974 war er als 
ehrenamtlicher Dienststel­
lenleiter in der Dienststelle 
Straubing, nach deren Auflö­
sung im Jahr 1979 als BVS­
Beauftragter für den land­
kre is Straubing-Bogen tätig. 

Er besaß die Fähigkeit, 

sehr gute Kontakte zu Bür­
germeistern, Selbstschutz­
Sachbearbeitern und Selbst­
schutz-Beratern herzustel­
len. Durch sein freundliches 
und verbindliches Wesen war 
es ihm möglich, für den BVS 
überall eine erfolgreiche Ar­
beitsbasis zu schaffen_ 

Durch sein Engagement 
und sein fachlich fundiertes 
Wissen erwarb sich AJois 
Wolf überall große Wert­
schätzung. 

Helferschaft und BVS-Mit­
arbeiter in Deggendorf trau­
ern mit seinen Angehörigen 
und werden ihm ein ehrendes 
Andenken bewahren. 



Technisches Hilfswerk 

"Wachsende Anzahl der Einsätze 
im In- und Ausland" 

Staatssekretär Waffenschmidt zeichnet Perspektiven für das THW auf 

,,Die aktuellen Aufgaben des 
Technischen Hilfswerks in Deutsch­
land und im Ausland" war die Rede 
betitelt, die Dr. Horst Waffen· 
schmidt, Parlamentarischer Staats· 
sekretär beim Bundesminister des 
Innern, anläßlich der Einweihung 
einer neuen THW·Unterkunft in 
Hückeswagen hielt . Die Ausführun· 
gen des Staatssekretärs werden 
nachfolgend im Wortlaut wiederge· 
geben. 

"Es ist rur mich eine große Freude. 
anläßlich der Einweihung dieser schö­
nen und großzügigen Unterkunft des 
THW·Onsverbandes Hückeswagen 
zu Ihnen sprechen zu können. Neben 
der Ausbildung der Helferinnen und 
Helfer und der Beschaffung von tech· 
nischem Gerät ist eine zufriedensteI­
lende Unterbringung eine wesentliche 
Voraussetzung ftir einen von lebendi­
gem Gemeinschaftsleben getragenen 
Onsverband. Meine Teilnabme an 
diesem Festakt soll Ihnen auch ein 
Zeichen dafUr sein. welche Bedeutung 
die Bundesregierung dem Katastro­
phenschutz beimißt und welche Wen­
schätzung die Bundesanstalt THW ge· 
nießt. 

Dieser ftir den THW-Onsverband 
Hückeswagen erfreuliche Anlaß ist 
sichbarer Ausdruck eines Konsolidie· 
rungsprozesses. den das Technische 
Hilfswerk gerade in den letzten Mona­
ten erfabren hat. Vor wenigen Wochen 
am 2. Februar 1990 ist das THW· 
Helferrechtsgesetz in Kraft getreten. 
Um diese EntwiCklung zu würdigen. 
muß man sich vor Augen halten, wie 
noch vor ca. einem Jabr im Anschluß 
an den Prüfbericht des Bundesrech· 
nungshofes auf manchen Seiten mit 
viel Engagement die Zukunft des 
Technischen Hilfswerks kontrovers 
debattien wurde. 

Obgleich Bundesminister D1. Wolf· 
gang Schäuble und sein Vorgänger D1. 
Friedrich Zimmermann nie einen 
Zweifel daran aufKommen ließen, daß 
fUr sie das THW als Katastrophen. 

schutz-Organisation des Bundes nicht 
zur Disposition steht, bedeutet das 
Inkrafttreten des THW-Helferrechts­
gesetzes einen wesentlichen Schritt 
nach vom. Darin wurden Aufgaben, 
Organisationen und Rechtsverhältnis­
se der Helfer auf eine gesetzliche 
Grundlage gestellt. In seinem Gefolge 
wird in meinem Hause an Rechtsver­
ordnungen gearbeitet, die insbesonde­
re das Helferrecht, die Mitwirkung der 
Helfer an der Entscheidungsfindung 
im THW und die Erfassung von Daten 
regeln sotlen. 

Das THW profitien darüber hinaus 
mit den anderen im erweiterten Kata· 
strophenschutz mitwirkenden Organi­
sationen von der generellen Stärkung 
der Organisationen durch das Kata­
strophenschutzergänzungsgesetz 
(KatSErgG). So können z. B. nach § 7 
Abs. I Satz 3 KatSG neuer Fassung 
Aufsichtsrechte der Katastrophen­
schutz-Behörden nur gegenüber den 
Träger der Fachdienste und nicht un­
mittelbar gegenüber den Einheiten 
ausgeübt werden. Die mit Inkrafttre­
ten des KatSErgG erforderliche Über­
arbeitung der allgemeinen Verwal­
tungsvorschriften zum Katastrophen­
schutzgesetz wird des weiteren Zuwei­
sung und Aussonderung der Ausstat­
tung des Technischen Hilfswerks auf 
dem Bundesstrang regeln, um auf die­
sem Gebiet den dringend benötigten 
Beschleunigungseffekt zu erzielen. 

In § lAbs. 2 des THW-Helfer­
rechtsgesetz sind dem THW als Auf­
gaben technische Hilfe im Zivilschutz, 
aber auch die technische Hilfe der 
Bundesregierung außerhalb der Bun­
desrepublik Deutschland und die tech­
nische Hilfe in der friedensmäßigen 
Gefabrenabwehr, insbesondere bei 
größeren Schadensereignissen, über­
tragen worden. Das THW-Helfer­
rechtsgesetz gibt damit einer im vollen 
Gang befindlichen EntwiCklung den 
rechtlichen Rabmen. Die wachsende 
Anzahl der Einsätze im In- und Aus­
land der letzten Jahre, die Ihnen ver-

traut sind, macht deutlich, daß sich das 
THW durch seine Leistungen zu ei­
nem unverziehtbaren Bestandteil des 
von Bund und Ländern getragenen 
Systems des Bevölkerungsschutzes 
entwickelt hat. Diese Entwicklung 
wird von breitem politischen Konsens 
getragen. 

Es ist ganz natürlich, wenn sich 
junge Menschen, die sich der Hilfe in 
Not geratenen Menschen verpflichtet 
wissen, ein aktuelles Betätigungsfeld 
ftir ihr ehrenamtliches Engagement su­
chen. Wenn ich mich dem aktuellen 
Einsatzgeschehen zuwende, wird un­
verkennbar deutlich, daß das Techni­
sche Hilfswerk in zunehmendem Ma­
ße die vom Gesetz gewollte und durch 
den Bundesminister des Innem geför­
dene aktive Rolle in der friedensmäßi­
gen Gefabrenabwehr und in wichtigen 
Hilfsbereichen bereits heute ein­
nimmt. Gerade in den letzten Wochen 
ist bei Inlandseinsätzen die Präsenz 
des Technischen Hilfswerks unter Be­
weis gestellt worden. Ich erinnere an 
die zahllosen Einsätze des Techni­
schen Hilfwerks, die eine menschen­
würdige Aufnabme der vielen tausend 
Übersiedler aus der DDR erst ermög­
lichten. Es folgte eine Welle von wei­
teren Einsätzen im gesamten Bundes­
gebiet, um den akuten Schäden und 
Gefabren zu begegnen, die durch die 
schweren Stürme in den vergangenen 
Wochen angerichtet wurden. Es wird 
noch einige Zeit in Anspruch nehmen, 
um die verheerenden Schäden zu be­
wältigen, die in den Wäldern im ge­
samten Bundesgebiet entstanden sind. 

Der Bundesminister des Innern hat 
deshalb angeordnet, daß das Techni­
sche Hilfswerk die zuständigen Stellen 
der Bundesländer und der Kommunen 
bei der Beseitigung dieser WaIdschä­
den unterstützt. Hier gilt es der akuten 
Gefabreines vermehnen Borkenkäfer­
befalles vorzubeugen, die mit jahres­
zeitlich bedingten ansteigenden Tem­
peraturen ständig wächst. Zur Finan­
zierung dieser Einsätze des Techni-

schen Hilfswerks werden aus dem 
Bundeshaushalt 8 Mio. DM bereitge· 
stellt. 

Dem Technischen Hilfswerk eröff· 
nen sich neben seinen klassischen 
Aufgabenfeldem Bergung und In· 
standsetzung zunehmend weitere Tä­
tigkeitsfelde1. Die Konferenz der Um· 
weltminister hat eine Empfehlung zum 
Einsatz des Technischen Hilfswerk im 
Umweltschutz ausgesprochen. Die 
Übernahme von Verantwonung des 
THW auf diesem Feld hat dazu ge· 
ftihn, daß das t\iedersächsische und 
das Bayerische THW umfangreiche 
Ausstattung zur Bekämpfung von Öl· 
schäden durch das Land Niedersach­
sen bzw. durch die Betreiber von Pipe· 
Iines in Bayern erhalten haben. Mein 
Haus wird dazu beitragen. um das 
THW verstärkt in die Lage zu verset­
zen, seine friedensmäßigen Aufgaben 
wabrzunehmen. 

Dazu sind eine Reihe von Anpas· 
sungen erforderlich: 
a) Das bisher vom Bundesminister 

der Finanzen gefordene Verfabren 
der Abrechnung von friedensmäßi· 
gen Einsatzkosten ist sehr verwal­
tungsaufwendig und wird deshalb 
im THW kritisien. Der neugefaßte 
§ 14 Abs. 3 KatSG sieht einen 
Kostenverzicht von gesetzeswe· 
gen vor. wenn der jeweilige Ein­
satz dem Ausbildungsinteresse 
dient. Mein Haus hält es fUr sach· 
lieh geboten und vom Gesetz ge­
forden, daß das bisherige Verfab· 
ren geänden wird. An seine Stelle 
sollte die Möglichkeit eines hun­
denprozentigen Kostenverzichts 
im Ausbildungsinteresse treten. 

b) Zur Zeit wird an einer neuen Füh· 
rungsstruktur der Onsverbände 
mit dem Ziel gearbeitet, zu einer 
Neustrukturierung zu gelangen, 
um auch die Aufgabenfelder der 
ehrenamtlichen Aufgabenträger 
des Technischen Hilfswerks zu ih· 
ren hauptamtlichen Kollegen ab· 
zugrenzen. Dies gilt sowohl ftir die 
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Verwaltung der Ausslanung, die 
Ausbildung und insbesondere auch 
die Aufgaben1eneilung bei Ein­
sätzen. 

c) Das THW muß, um angepaßte 
Antwonen auf die jeweils unter­
schiedlichen önlichen Anforde­
rungen an die Gefahrenabwehr ge­
ben zu können, zu einer Flexibili­
sierung seiner Einsatzstrukturen 
gelangen. Hierzu wird an einem 
Konzept gearbeitet, das die Mög­
lichkeit eröffnet, auf die unter­
schiedlichen önlichen Gefahren­
potentiale in kleineren Einheiten 
zu reagieren und die rur sie erfor­
derliche Ausstattung bereitzu­
stellen. 

d) Diese Aufgaben sind nur bei nä­
chenmäßiger Pr'dsenz des THW 
und einer angepaßten Ausstanung 
unter Einschluß ausreichender 
Transponmöglichkeiten ord­
nungsgemäß wahrzunehmen. In 
den "Vorschlägen zum Abbau des 
Schutzgefalles im erweitenen Ka­
tastrophenschutz und zur Beseiti­
gung Ion Ausstattungslücken in 
den Jahren 1993 bis 2000" stehen 
neben der Neuaufstellung von 14 
Bergung,zügen und 53 Instandset­
zungszügen umfangliehe Verbes­
serungen der Ausslanung des Ber­
gungs- und Instandsetzungsdien­
stes zur Verhandlung mit dem 
Bundesfinanzminister an. Die 
Verbesserung der Au<stattung 
wurde unter dem Gesichtspunkt 
de Doppelnutzens, also auch ihrer 
fnedensmäßigen Einsatzbarkeit, 
erarbeitet. Mit dem Bundesmini­
ster der Finanzen konnte grund­
sätzlich Einigung über die Be­
schaffung von insgesamt 396 
Transponfahrzeugen unter Ein­
schluß Ion Tienadem erzielt wer­
den. Die Minel werden unter Be­
rücksichtigung der jährlich anste­
henden Aussonderungen von 
nicht-StAN-gemäBen Transpon­
fahrzeugen den jeweiligen Haus­
haltsansätzen überlassen bleiben. 
Die Veneilung der Fahrzeuge soll 
aus einem Mischsystem von ein­
heitsbezogener Zuordnung und 
Rückgriff auf Pool bildungen bei 
den Landesverbänden erfolgen. 

Das Technische Hilfswerk hat in 
den Wochen vor Ostern wieder unter 
Beweis gestellt, daß es bereit und in 
der Lage ist, auch seine drine Aufga­
be, die Leistungen "technischer Hilfe 
im Auftrag der Bundesregierung au­
Berhalb der Bundesrepublik Deutsch­
land" auszufUlien. In der Zeit vom 23. 
März bis 12. April 1990 baute das 
THW im Auftrag des Hohen F1ücht-

lingskommissars der Vereinten Natio­
nen eine ca. 50 m lange Baily-Brücke 
über den Fluß Dawa. der Athiopien 
von Somalia trennt . Die Einsatzmann­
schaft aus 18 THW-Angehörigen wur­
de durch zwei Helfer des Arbeiter­
Samariter-Bundes medizinisch unter­
stützt. Obgleich Schwierigkeiten bei 
der Bereitstellung des technischen Ge­
rätes auftraten und es infolgedessen zu 
zeitlichen Verzögerungen kam, wurde 
die Brücke fristgerecht feniggestellt 
und am 8. April 1990 dem önliche 
Repräsentanten des Hohen Flücht­
lingskommissars der Vereinten Natio­
nen in Somalia übergeben. Anwesen­
de VeMter der äthiopischen und s0-

ma/ischen Regierung und der deut­
schen Botschaften in Adis Abeba und 
Mogadischu beweneten übereinstim­
mend die Arbeiten des THW positiv. 
Sie haben einen wesentlichen Beitrag 
zur Realisierung eines Repatriierungs­
programmes des UNHCR geleistet, in 
dessen Verlauf über 100000 äthiopi­
sche Flüchtlinge organisien in ihre 
Heimat zurückkehren sollen. Die ein­
gesetzten Helfer kehnen am 12. April 
1990 wohlbehalten in die Bundesrepu­
blik zurück. Ich möchte diese Gele­
genheit wahrnehmen, um ihnen den 
ausdrücklichen Dank der Bundesre­
gierung auszusprechen. Bereits heute 
zeichnet sich ein weiterer Einsatz des 
THW rur den Hohen Flüchtlingskom­
missar der Vereinten Nationen ab. 

Das THW wird voraussichtlich in 
einem Flüchtlingslager des UNHCR 
auf einer indonesischen Insel Unter­
künfte und Infrastruktureinrichtungen 
instandsetzen. 

Das THW hane in Somalia auf­
grund direkter vemaglicher Vereinba­
rungen mit dem Hohen Flüchtlings­
kommissar der Vereinten Nationen ein 
durch diesen finanzienes Projekt über­
nommen. In Kürze wird ein zwischen 
dem Hohen Flüchtlingskommissar der 
Vereinten Nationen und dem Bundes­
minister des Innem ausgehandelter 
Venrag unterzeichnet werden, der das 
THW zum weltweiten Panner des Ho­
hen Flüchtlingskommissars der Ver­
einten Nationen in der Flüchtlingshilfe 
macht. Darüber hinaus ist vorgesehen, 
ab dem Haushaltsjahr 1991 dem THW 
eigene Minel rur Sofon- und Erlmn­
dungsmaßnahmen und zur Teilfinan­
zierung Ion Projekten auBerhalb der 
Grenzen der Bundesrepublik Deutsch­
land zur Verfügung zu stellen. Das 
THW erhält damit den dringend erfor­
derlichen Freiraum, den es zur Vorbe­
reitung \'on Auslandseinsätzen benö· 
tigt und der rur andere Hilfsorganisa­
tionen längst eine Selbstverständ­
lichkeit ist. 
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Lassen Sie mich zum Abschluß ei­
nen Ausblick auf die Entwicklung des 
Technischen Hilfswerks nach einer 
Vereinigung beider deutscher Staaten 
geben. 

Nach den bisher vorliegenden Infor­
mationen plant die DDR ein Katastro­
phenhilfswerk, abgekürzt KHW, des­
sen Strukturen weitgehend dem THW 
nachgebildet werden sollen. Bereits 
heute be,teht im THW auf allen Ebe­
nen die Bereitschaft, hierbei Hilfe zu 
leisten. Insbesondere auf der Ebene 
der grenznahen Onsverbände existie­
ren bereits eine Reihe infonneller 
Kontakte zu Einrichtungen des Zivil­
schutze, in der DDR. Das THW plant 
darüber hinaus verschiedene, insbe­
sondere infrastrukturelle Hilfsmaß­
nahmen in der DDR, wiez. B. Repara­
turen und Einbau von Apparaturen in 
Krankenhäusern. Brücken- und Stege­
bau in NatursChutzgebieten, Unter­
stützung bei der Sanierung alter Ge­
bäude in Potsdam einschließlich Ion 
Schloß und Park in Sanssouci, aber 
auch Transponhilfe rur Hilfeleistun-

Hamburg 

Besuch aus 
Schwerin 

Hamburg. Aus der Abteilung fUr 
Zivil- und Katastrophenschutz der 
Stadt Schwerin (DDR) besuchten fUnf 
Mitarbeiter den Landesverband Ham­
burg, um sich vor On über den Kata­
strophenschutz in der Bundesrepublik 
und die Aufgaben des THW zu infor­
mieren. 

An der Spitze der Delegation stand 

gen an ostdeutsche Kommunen. Im 
Nachtragshaushalt 1990 sind rur diese 
Hilfsmaßnahmen Minel in Höhe von 
500000 DM eingeplant. Darüber hin­
aus sieht dieser Nachtragshaushalt ei­
ne kurLfristige Überlassung von Kala­
strophenschutzausstattung an die 
DDR in Höhe von 4 Mio. DM vor. Zur 
Realisierung dieser Maßnahmen soll­
ten Kontakte auf der Ebene der beiden 
zuständigen Ministerien stattfinden. 

Nach .lIdem, liebe Helferinnen und 
Helfer, können Sie getrost in die Zu­
kunft des THW blicken. Der Bundes­
minister des Innem wird auch weiter· 
hin dafUr Sorge tragen, daß die rechtli­
chen und materiellen Voraussetzun­
gen fUr Ihr ehrenamtliches Engage­
ment gefestigt und verbessen werden. 
Für diescs Engagement möchte ich 
Ihnen auch an dieser Stelle danken. 

Ich bin davon überzeugt, daß die 
Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 
mit ihrem derzeitigen Leistungsstand 
auch in einem vereinigten Deutsch­
land eine tragende Rolle in der Gefah­
renabwehr spielen wird." 

der Dezematsleiter der Ordnungsver -
waltung. Günter Semal. Für die Gäste 
aus der DDR war ein umfangreiches 
Programm vorbereitet worden. Nach 
einer ausführlichen Darstellung der 
AufgabensteIlung des THW durch den 
Landesbeauftragten und die Haupt­
sachgebietsleiter fand ein reger Ge­
dankenaustausch statt. Die Besucher 
wurden auf Wunsch mit umfangrei­
chem Infomlationsmaterial versorgt. 

Im Anschluß an den Besuch der LB­
Dienststelle besichtigte die Delegation 
die Einsatzzentrale der Hamburger 
Feuerwehr und hatte danach Gelegen­
heit , von einem Feuerlöschboot mo­
deme Hochwasserschutzanlagen ken­
nenzulemen. Ein Kurzbesuch des 

Den Giisten aus der DDR wird ein Einblick in die Ausrüstung des THW 
geboten. (Foto: Krüger) 



Hamburger Ralhauses war ebenfalls 
eingeplanl. 

Den abschließenden Höhepunkl des 
Besuchsprogrammes bildeie die prak­
tische Vorführung von Einsalzeinhei­
ten des Bezirksverbandes Hamburg­
Mille. Hier konnte den Besuchern an­
schaulich die gesamte Einsatzpalelle 
demonstriert werden, insbesondere im 
Bergungs- und Instandsetzungsdiensl. 

Es wurde vereinbart, in Zukunft die 
Zusammenarbeil und Information zu 
vertiefen. A. K. 

Übungssprengung 
in Cuxhaven 

Cuxhaven, Im Amerika-Hafen der 
Freien und Hansestadt Hamburg (in 
Cuxhaven) wurde dem Bezirksver­
band Hamburg-Allona ein größeres, 
leerstehendes Bürohaus für eine 
Übungssprengung zur Verfügung ge­
steill. Da das "Hamburger Gebiet" in 

iedersachsen liegt, war der dortige 
Onsverband Cuxhaven bei allen Ver­
handlungen mil den zuständigen Be­
hörden und der Unlerbringung der 
Helfer sehr behilflich. 

Sprengberechligter Rüdiger Engel, 
assistiert von Martin Plozki. halle den 
Sprengplan und die Lademengenbe­
rechnung des nichl ganz einfachen 
Gebäudes ersteIlI. 15 kg Ammon-Ge­
lit 2, 240 m Sprengschnur und 34 
Moment- und Kurzzeitzünder waren 
nÖlig, um das Gebäude mil einer Zu­
sammenbruchsprengung zu legen. 

Auf die Sekunde genau zum feslge­
legten Zeitplan konnte Sprengberech­
ligler Engel zünden. Eine Reihe von 
Zuschauern und zahlreiche Vertreter 
der Presse. darunter ein ZDF-Fernseh­
team, spendelen anschließend Beifall 
für die gelungene Sprengung. Die 
"verantwortliche Person" des Landes­
verbandes Hamburg, Hauplsachge-

bietsleiler Ausbildung Krüger, sprach 
den beiden Sprengberechligten seine 
Anerkennung für die fachlich-korrekte 
Übungssprengungaus. A. K. 

THW-Ehrenzeichen in 
Silber verliehen 

Hamburg. Der ehrenamtliche 
Schirrmeister Jürgen Waldt und der 
hauplamtliche Sachbearbeiler Im 
Hauptsachgebiet Ausbildung Jürgen 
Schlumbohm wurden vom Landesbe­
auftragten Günther Traulveller mit 
dem THW-Ehrenzeichen in Silber 
ausgezeichnel. Beide haben ihre Ar­
beil für das THW im Bezirksverband 
Hamburg-Allona begonnen. Jürgen 
Waldl engagierte sich als Schirrmei­
ster besonders für die Kraftfahreraus­
bi ldung. 

Jürgen Schlumbohm erwarb sich in 
der Vergangenheit besondere Ver­
dienste um die Steuerung der Ausbil­
dung. die weil über das normale Maß 

Nach der Ehrung: Jürgen Waldt 
(links) und Jürgcn Schlumbohm s0-

wie Landcslxauftragter Trnutvet­
Icr (rechts) . (Foto: Krüger) 

Wie ein Kartenhaus r::illl das z"eistöckige Gebäude in sich zusammen. 

hinausging. Beide Geehrten sind 
durch ihre ständige Einsatzbereit­
schaft ein Vorbild, besonders für die 
jungen Helfer. A. K. 

Wie kommt eine 
Tonne Zollgrenze 
nach Hamburg? 

Hamburg. Das THW machle es 
möglich: Dem Landesverband Ham­
burg verdankt das im Aufbau befindli­
che DeulSChe Zollmuseum in Ham­
burg, daß es seit Mille Juni im Besilz 
einer Tonne Berliner Mauer isl. Es iSI 
eine relaliv kleine, flache Scheibe Be­
ton mit den bescheidenen Ausmaßen 
Ion I m x I mx 0,25 m, jedoch durch 
die Armierung von hohem GewichI. 
Als Transport für das THW überhaupl 
kein Problem; insoweil war es eine 
kleine. in Amtshilfe ausgeführte 
Übung. Dennoch soll über diesen Vor­
gang berichtet werden. weil auch noch 
im Juni 1990 ein solcher Transport Ion 
DeulSChland (Ost) nach Deulschland 
(West) einen erheblichen bürokrati­
schen Aufwand erfordert haI. 

Die Mauer in Berlin und der Metall­
gillerzaun längs der ehemaligen De­
markationslinie zwischen Deulsch­
land Ost und Wesl markierten nichl 
nur die "Slaatsgrenze West". um im 
SED-Jargon zu sprechen, sondern wa­
ren auch Manifeslation der Zollgren­
ze. mil denen sich der SED-Slaal auch 
gegen die Bundesrepublik zoll recht­
lieh abgrenzle. 

Für das Rechtsverständnis auf west­
licher Seite gall das nichl. Für uns war 
die DDR Beslandteil unseres Zollge­
biets. Wohl aber war die Grenze zur 
DDR Verbrauchsleuergrenze mil der 
Folge. daß Tabakwaren. Bier, Kaffee, 
Tee, Mineralöl usw. versteuert wer­
den mußlen, wenn sie über die erlaub­
ten Kleinmengen hinaus in die Bun-

desrepublik verbrachl wurden. Die 
Grenze zur DDR war darüber hinaus 
Außengrenze der EG, wenngleich der 
innerdeulsche Handel über diese 
Grenze ungestört Ion Vorschriften der 
EG laufen durfte. Kurz und gut: Die 
Mauer von Berlin war auch ein steiner­
nes Symbol einer komplizierten Steu­
ergrenze. weswegen es geradezu hi­
storische Pflichl iSI. unter Hinweis auf 
ihre schreckliche Funktion im übrigen 
ein Stück Mauer auch im Deulschen 
Zollmuseum aufzustellen. 

Aufgrund der Städtepartnerschaft 
zwischen Hamburg und Dresden war 
schon um die Jahreswende 1989/1990 
ein erster Kontakt auf höherer Ebene 
zwischen der Zolldirektion Dresden 
und der Obertinanzdirektion Hamburg 
zustandegekommen. Im Zuge der Mit­
hi lfe der Bundeszollverwaltung beim 
Aufbau einer neuen Zoll verwallUng in 
der DDR weilten Ende April Oberti­
nanzpräsident Heinz Kaufmann und 
fünf Beamte in Dresden, um mil Rat 
und Tal zu helfen. Die dabei geäußerte 
Bille, bei der Beschaffung eines 
Slücks Mauer behilflich zu sein. stieß 
bei dem Leiter der Zolldireklion Dres­
den, Zollinspektor Konrad Heinrich, 
auf spontane Zustimmung. Am 18. 
Mai 1990 lraf auf dem Anrufbeanl­
worter der Pressestelle Zoll einer der 
\lenigen - weil lechnbch SChwierig 
durchführbaren - Anrufe aus der 
DDR ein, wonach eine Tonne Mauer 
in Ost-Berlin bereil liege und in den 
nächsten Tagen abgeholl werden 
sollte. 

Wie bewerkstelligt man einen sol­
chen Transport "auf die Schnelle"? 
Ein Anruf beim THW-Landesbeauf­
tragten für Hamburg am Montag. dem 
21. Mai 1990, ergab eine spontane 
Zustimmung mil dem Hinweis. daß ab 
24. Mai THW-LeUIe vom Bezirk Mit­
te des LV Hamburg mil Fahrzeugen in 
Berlin seien, um eine bestehende Part­
nerschafl mil dem BV Tiergarten! 

(f'oto: Krüger) Der Gabelstapler hilft beim Abladen des Mauerslücks. 
------------------------~--~ 

(Foto: Schmidt) 
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Wedding zu pflegen. Einzelheiten 
wurden mit dem Hauptsachgebietslei­
ter Amold Krüger abgesprochen. 

Am 24. Mai - es war Christi Hirn­
melfahn - wollten zwei Helfer des 
THW Hamburg den Weg vom Westen 
in den o"ten Berlins erkunden. Dies 
ging rur Nutzfahrzeuge nur über den 
Grenzübergang Friedrichstraße. Im 
Stadtteil Marzahn angekommen, Fest­
stellung: Angegebene Adresse rur die 
Zolldirektion Berlin SUmmt nicht. Die 
hat ihren Sitz In Neu-Marzahn. End­
lich gefunden' Der Weg war also aus­
gekundschaftet. 

Am noch ten Tag dann Ankunft in 
eu-Marzahn Als erstes heß sich eine 

Frau auf dem Gelände der Zolldirek­
tion vernehmen: ,.Sie sind bestimmt 
Hamburger und • ollen die Mauer ho­
len! Wir haben Sie seit Montag erwar­
tet'" Der Chef der Zolldirektion be­
grußte nunmehr die THW-Kollegen, 
übenreichte ihnen ein am~iches 
SchriftsWck. Dann wurde das Mauer­
stück mit einem Hubwagen Ion einem 
Lkw der Grenztruppen herunter auf 
den Zwe,-Tonner des THW umge­
laden. 

Am Grenzübergang Friedrichstrallc 
die Frage: ,.Habt Ihr was zu verzol-

NIedersachsen 

Wochenendübung ... 
einmal anders 

Wasserleben, Unter der Leitung 
von Boje Bojen , unterstützt von Gerd 
Schneider, Rudolf Belitz und Addo 
Esen, fuhren der Bergungs- und der 
Instandsetzungszug des THW-Ons­
verbandes orden mit 14 Fahrzeugen 
und 80 Helferinnen und Helfern auf 
Anforderung des Landkreises Wem in­
gerodeiHarz in die DDR. Die Anfor­
derung geht auf eine Initiatile des 
Onslerbandes Wolfenbüttel zurück, 
der schon scit längerem jedes Wo­
chenende don auf Anforderung der 
DDR taug war. 

Ziel der Fahn war die Ausbildungs­
statte rur den Katastrophenschutz des 
Landkre,ses Wernigerode!Harz in 
Wasserleben, wo die Kolonne nach 
e,ner Fahn quer durch Niedersachsen 
am Freitag abend kurz vor Mitternacht 
ankam. 

Das Ausb,ldungsziel war sehr viel­
se'tig: Fahren über lange Strecken im 
geschlossenen Verband mit den erfor­
derlichen teehnischen Halts, Zurecht-

lenr' War nur eine rhetorische Frage, 
denn die Zollkollegen wußten 10m 
Mauenranspon. Der U. wurde dann 
auf dem Gelände der Pohzeidirektion 
o"t bis 27. Mai abgestellt, sozusagen 
polizeilich bewacht. Am 27. Mai ging 
es via Grenzübergänge Berlin-Staaken 
und ZarrentiniGudow zurück nach 
Hamburg. Am 28. Mai infonmiene der 
THW-Landesverband die Pressestelle 
Zoll. Dies erbat wiederum Zeit , um 
ihrerseits Abladeon. -zeit usw. zu or­
ganisieren. 

11. Juni 1990, 9.30 Uhr: Auf dem 
Gelände des Deutschen Zollmuseums 
in Hamburg an der Kornhausbrücke 
soll das Abladen beginnen. eue 
Schreckensmeldung: Der Gabelstap­
ler, den eine Speicherstadtfinma zur 
Verftigung stellen wollte, ist defekt. 
hektische Suche nach einem Ersatz­
fahrzeug. Plötzlich taucht ein Gabel­
Itapler eines Tankstellenbetriebs auf. 
Zollkollegen kennen den Fahrer und 
uberreden ihn. zu helfen. In einer 
Minute ist eine Tonne Mauer abge­
laden. 

Den Abschluß bildet eine Kaffee­
runde der Kollegen vom Deutschen 
Zollmuseum mit den drei Helfern vom 
THW. Ende gut. alles gut' 

finden in unbekanntem Gelände und 
Einsatz der beiden Fachdienste am 
nächsten Tag entsprechend ihres Ein­
satZ3uftrages. 

Ihr vielseitiges Können konnten die 
Helferinnen und Helfer dem Leiter der 
Ausbildungsstätte, Wolfgang Hili_ un­
ter einsatzmäßigen Bedingungen unter 
Beweis stellen. 

In Gemeinschaftsarbeit erstellten 
die Gerätegruppe des Bergungs- und 
die Elektrogruppe des Instandset­
zungszuges eine Freileitungsübungs­
strecke, bestehend aus zwei Stahlgit­
lenmasten_ einem hölzernen A-Mast 
und einem Holzmast ohne Stützstrebe. 
Das Ausheben der Gruben ru r die 
Masten erfolgte durch einen Bagger. 
Die Masten wurden unter Zuhilfenah­
me der auf den Fahrzeugen vorhande­
nen Gerätschaften wie Seilwinde, 
Greifzüge usw. aufgerichtet. 

Die GasIWassergruppe des I-Dien­
stes modernisiene die Sanitäranlagen 
der Unterkunft sowie einen Teil der 
Heizungsanlage. Die benötigten Ma­
,erialien, wie Mischbatterien, Dusch­
köpfe, Echentile u. v. m. hatte die 
THW-Helferschaft in Norden be­
schafft und mitgebracht. 

Zwei Bergungsgruppen waren in 
Darlingerode zu Sicherungs- und Re­
paraturarbciten von Bruckengeländern 
an einer Bahnlinie und an Wasserläu-
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fen eingesetzt. Die hierftir erforderli­
chen Materialien wurden ebenfalls 
mitgeruhn. 

Die Ab.asser Ölgruppe übte das 
Errichten Ion Ölspenren auf einem 
kleinen See der Ausbildungsstätte und 
der Verpflegungstrupp versorgte die 
eingesetzten Einheiten mit Essen und 
Getranken. 

Eine besondere Aufgabe fiel dem 
Kraftfahrer und Gerdtewan Hinrich 
Jansscn zu. Nach seinen Vorstellun­
gen wurde auf einem Fahrzeug des 
Katastrophenschutzes der DDR durch 
das Anfenigen und Einbauen .,maßge­
schneidener" Regale der Transpon 
Ion umfangreichem Spezialgerät er­
möglicht. Unterstützt wurde er hierbei 
Ion den Helfern Gerold Roolfs, Hel­
mut Leerhoff und Detlef Bohlema. 

Dieser Aulbau dient als Muster rur 
den Ausbau weiterer Fahrzeuge, der 
später von den dOrTigen Helfern des 
Katastrophenschutzes durchgeruhn 
"erden soll. 

Am Samstag abend gegen 19.30 
Uhr waren alle Arbeiten beendet und 
das Übung"iel ZU 100 Prozent er­
reicht. Das Personal der Ausbildungs­
stätte war von der Motivation und dem 
Arbeitseinsatz der Helferinnen und 
Helfer begeisten. 

Der Tag fand mit einem zünftigen 
Grillabend einen entsprechenden AI>­
schluß. Am Sonntag erfolgte die 
Rüclfahn. verbunden mit einem klei­
nen Um"eg durch den nord-.. östli­
ehe,'" Harz. 

Gegen 16.00 Uhr trafen alle Helfe­
rinnen und Helfer mit ihren Fahrzeu­
gen wieder in Norden ein. 

Mit dabei waren auch vier Helfer 
des Deutschen Roten Kreuzes aus Ha­
ge bzw. Dornum sowie der Katastro­
phenschutz-Sachbearbeiter des land­
kreises Aurich. Peter Hausmann, der 
sein freies Wochenende ftir diese 
Dienst>eranstaltung nutzte. um sich 

pnvat einen ÜberblICk über den Aus­
bi ldungsstand der be,den Einhei ten zu 
verschaffen. Alle Aktivitäten wurden 
von ihm auf einem Videofi lm fe<{ge­
halten. Dieser wird den Helfern anläß­
lieh einer Nachbere'tung der Übung 
gezeigt. P. H. 

Vielbesuchte 
Katastrophenschutz­

Selbstdarstellung 

Halberstadl. Auf Einladung der 
DDR wurde eine gemeinsame Groß. 
veranstaltung des THW, des DRK. 
des Zivil- und Katastrophenschutzes 
sowie der Helfervereinigung der Bun­
desrepublik zusammen mit der DDR 
arn Samstag. dem 30. Juni 1990. im 
Zentrum von Halberstadt lor der Mar­
tinskirche durchgeftihn. 

Insgesamt nahmen 150 Helfer mit 
über 50 Fahrzeugen und Großgeräten 
an der Selbstdar.tellung tei l. Von sei­
ten des THW waren die Ortsverbände 
Wolfenbüttel. Wolfsburg. Go,lar, 
Lehre und Ronncnberg beteiligt. 

Vor der beeindruckenden Kulisse 
von Halberstädter Dom und Manini­
kirche präsentienen sich die Einheiten 
und Verbände mit Interessanten Vor­
ftihrungen. Besondere Beachtung fan­
den dabei ferngesteuene Geschick­
lichke'tsübungen mit dem Bergungs­
r.urngerät und der mehrfache Einsatz 
der Sauerstomanze. Vom Gerusttunm 
aus wurde da.\ Bergen Ion .. Verletz­
ten·· mit dem Roligliß und über die 
schiefe Ebene mit Ubergabe an DRK­
Helfer aus Ost und West rur die medi­
ziniIChe Erstversorgung demonstrien. 

Im Mittelpunkt des Interesses stan­
den an diesem Tag jedoch die Feldkü­
chen aus Halberstadt und mehreren 
Onsverbänden. Einige tausend DDR-

Die Vonuhrungen mit der SauerstomanlC aJs Publikumsmagnet im Stadt. 
Lentrum von lI alberstadt . (l"oto: ßornHlnn) 



Bürger versorgten sich am Vonag der 
Währungs- und Sozial union und ange­
siehIS geschlossener Geschäfte gern 
mil einem Schlag Erbsensuppe. 

Insgesami war der "Tag der offenen 
Tür" fUr die ausrichlende Helferver­
einigung Halbersladl - der unter an­
derem auch der Junghelferwerbung 
dienie - ein großer Erfolg und der 
gerechle Lohn fUr die mehrmonalige 
Vorbereilungsarbeil. R. B. 

Teilnahme 
am weitgrößten 
Schützenumzug 

Hannover. Unter den vielen Gmp­
pen, Ei nrichlUngen und Verbänden, 
die am größlen Schülzenumzug der 
Weh am I. Juli 1990 in Hannover 
lei lnahmen. befand sich erslmals auch 
eine Abordnung des Technischen 
Hilfswerks. 

Während der Spielmannszug aus 
Salzgiller musikalische Akzente selz­
le, slelhe sich der THW-Ortsverband 
Hannover mit geschmÜCkten Fahrzeu­
gen und einer begleilenden Helferab­
ordnung dar. Laulsprecherdurchsagen 
an vier Tribünen mil Ehrengäslen in­
formierten in Kurzform über das 
THW. 

Nach mehrslündigem Defilee über 
eine rund 12 km lange Sirecke -
vorbei an knapp 200000 Zuschauern 
- wurden die Akleure anschließend 
von Langenhagener Helfern in der ge­
meinsamen Unlerkunfl Hannoverl 
Langenhagen mit einem Mittagessen 
und Gelränken versorgl. 

Im Beiscin des Ortsbeauflraglen Dr. 
Manfred Meyer, Langenhagen. und 
Heinz Dielzsehold. Salzgiller, dankle 
Saehgebielsleiler Reiner Bormann al­
len Beleiliglen fUr ihren Einsalz und 
konnle zufrieden regislrieren, daß man 

Installationsarbeiten 
in Blinden­

pflegeheimen 

Halle. Am Freilag, dem 22. Juni 
1990. slartelen rund 120 Helfer des 
Ortsverbandes Hannover mir 24 Fahr­
zeugen auf Anforderung der DDR zu 
einem großangelegien Hilfseinsatz 
nach HalleiSaale. Schon auf der Hin­
fahrt mußlen die Helfer von Johanni­
ler-Unfall-Hilfe und THW medi zini­
sche Hilfe leislen. Kurz vor Halle 
wurde der Verband von einem Ver­
kehrsleilnehmer angehahen. dessen 
Frau im sechslen Monal schwanger 
war und sofort ins Krankenhaus über­
fUhrt wurde. Der Verdachl einer Fruh­
geburt besläligle sich jedoch nichl. die 
junge Frau halle nur einen Kreislauf­
kollaps erlillen. 

Nach einer kurzen Nachlruhe be­
gannen dann am Samstag morgen um 
7.00 Uhr die Helfer an den verschiede­
nen Einsarzslellen mil der Arbeil. 
Während ein Bergungszug begann, 
Bewuchs von einem Deich zu enlfer­
nen. der die slädlische Kläranlage vor 
Überschwemmungen SChülzl, waren 
die Helfer eines weileren Bergungszu­
ges damil beschäfligl, den Eingang 

eines Bunkers freizulegen. zu öffnen 
und einzudringen. 

Eine besonders wichlige Einsalz­
slelle befand sich im slädlischen Blin­
denpflegeheim, in dem 67 alle und 
lei lweise schwerkranke Menschen un­
lergebrachl sind. Hier inslallierten 
Helfer des Inslandselzungszuges eine 
NOlmfanlage und baulen behinderten­
gerechle Bade-lDuschgelegenheilen 
sowie Waschbecken und Toilellen ein. 
Diese Arbeilen dauerten das ganze 
Wochenende und werden bei weileren 
Hilfseinsälzen durch kleine Gmppen 
fortgeselzl. 

Bei den Außenarbeilen an Deich 
und Bunker wurden die THW-Helfer 
von Kräflen des DDR-ZivilschuIZCS, 
Soldalen der mssischen Armee und 
der Freiwilligen Feuerwehr Halle un­
lerslülZI. Für eine oplimale Verpfle­
gung sorglen ebenfalls in gemeinsa­
mer Aklion der Verpflegungslmpp des 
OV Hannover und Milarbeiler des 
DDR-Zivilschulzes. Trolz des großen 
Arbeilsaufwandes waren sich alle Hel­
fer daruber einig, die Hil feleislungen 
in Halle - über die auch im DDR­
Fernsehen berichlel wurde - weiler­
zufUhren. P.G. 

gern bereit war. auch im nächsten Jahr l!ei den Deicharbeiten in Halle helfen auch Soldaten der sowjetischen 
wieder mitzumachen. R. B. Streitkräftemil. (Foto: Graser) 

Zugtruppenfahrzeug und Schildträger führen den Spielmannszug aus 
Salzgitter an. (foto: Bormann) 

Nordrhein-Westfalen 

"Eine Bilderbuch­
sprengung" 

Overath. 5-4-3-2-1-0 ... eine 
dumpfe Explosion ... dann neigl sich 
der rund 50 Meier hohe Schornslein 
und Slürzl zu Boden ... Eine Bilder­
buchsprengung" urteilen die anwesen­
den Experten unler den Zuschauern, 
doch dem kurzen Momenl der ge­
lungenen Schornsleinsprengung gin-

Der Moment der Zündung. 
(Foto: Pohl) 

gen sorgfallige Vorbereilungen voraus 
- und ein schier endloser Papierkrieg. 

Der Rheinisch-Bergische Kreis hal­
le eine Anfrage an die THW-Ge­
schäfIssIeIle Köln gerichlel, die diesen 
Auflrag an den Sprengberechliglen 
Karl-Heinz Schönbeck des OV Köln­
Wesl weilerlei lele. Unzählige Behör­
dengänge mußten nun erledigt wer­
den. Dann wurden eine Lademengen­
berechnung und ein Sprengplan er­
slelll und der Tennin der Sprengung 
feslgelegl. 

Rund drei Kilogramm Ammongelil 
2, verteill auf elf Bohrlöcher, soillen 
den 47,72 m hohen Schornslein mil 
einem Außendurchmesser von 3.65 m 
und einer Wandslärke von 0.78 m 
nach der Fallschlilzmelhode in die 
Knie zwingen. Präzisionsarbeit war 
erforderlich, denn der Schornslein 
soille genau zwischen zwei Gebäude 
der ehemaligen Schachlanlage fallen. 
Bereils vier Wochen vorher wurden 
von Helfern des Ortsverbandes Ber­
gisch-Gladbach die elf Bohrlöcher zur 
Aufnahme der Sprengladungen ge­
bohrt und die beiden Fallschlilze, die 
dem Schornslein seine Fallrichlung 
geben soillen, ausgeslemml. 

Am Morgen des feslgeleglcn Tages 
machlen sich die Sprengberechliglen 
und Sprenghelfer, die aus den Orts ver­
bänden Köln-Wesl, Bergisch-Glad­
bach, Köln-Nord, Köln-Porz. Mön­
chengladbach und Wuppertal zusam­
men&ekommen waren, an die Arbeil. 
THW-Helfer und Polizeibeamle rie­
gelten gemeinsam einen Sicherheits­
kreis um den SchornSlein ab. Eine 
Rellungshundeslaffel des THW-OV 
Leverkuscn durchsuchl innerhalb die­
ses Bereiches den angrenzenden Wald 
nach Schaulusligen. 

Dann iSI es soweit Das Signalhorn 
ertönl einmal lang; dann zweimal 
kurz. Karl-Heinz Schönbeck zähh 
über Funk von 5 bis O. Dann druckl er 
auf den rolen Knopf der Zündmaschi-
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neo Beifall - alle, hat geslimm!. Die 
Ladungsmenge. die Fallrichlung. die 
Suuhballen lor der Ladungszone ha­
ben die Sphllcrnirkung der E,plO'lion 
aufgefangen. 

Aber be,or der geslÜrzle Schom­
slein zur Be\lchilgung freigegeben 
wird. muß sich Sehönheck dalon 
überzeugen. daß der gesamle Spreng­
\Ioff e'plodien il!. Doch alle ladun­
gen smd gezünde!. Und I\ährend Hel­
fer und Zuschauer das geslürzle Bau­
.erk besichligen. be .. nel Karl­
Heinz Schönbeck den Ablauf und den 
Erfolg der Sprengung: "Praxis ill da.s 
A und 0 unIerer Ausbildung. Nur 
dann kann jeder ausgebildeie Spreng­
helfer und Sprengberechligle den eige­
nen Kenmmlsland überprufen und die 
ernorbenen Fenigkeilen lenlefen." 

Hessen 

Gießener 
Bruckenschlag 

Gießen. Fenigge\lelll wurde in 
emer Nachls<:hlchl die langeßChnle 
Fußganger- und Radfahrerllrüde über 
die Wieseck 10 Gießen. Die neue 
BlÜcke wurde 10m THW-Onslerlland 
Gießen 10 über 400 HelferslUnden er­
nchle!. Die BlÜcke diem dem Fußgän­
gerverkehr und lrägl.esemlich dazu 
bei. das GefahrenpOienliallu reduzie­
ren. Nachdem die Fundameme und die 
Anrampungen I'om Maglslral an eme 
Baufirma lergeben .orden "aren. 
konnle dal Technische Hilfswerk mil 
dem Bau begmnen. 

holz und 500 Kilogmmm lahleinbau­
leile lemrbellel. \(l daß lieh ein Ge­
samlgewichl Ion knapp \leben Ton­
nen ergib!. Da man die Bauarbeilen 
'or On lerkurzen I'Ollie. emschloß 
man sich. den Uberllau der BlÜcke auf 
dem Gelände deI THW-OnSlerllan­
des lorzubereilen und dann die kom­
plelle Konslruklion mlllel\ emes 
Seh.enmn'poners und eine, AUUr 
kranes auf die Baullelle zu Imnsponie­
ren und don zu momieren. 

Um auch hier emen .elleren Aus­
blldungseffeklLU erreichen. wurde der 
Momagelermm in die Nachlzeil ler­
legl. da die Helfer die "Einsalzslelle" 
blendfrei ausleuchlen und eine (){­
luomlersorgung aulbauen \(lIlien 
Der Bergunglzug • urde bei den Ar­
beilen Ion den Helfern der Jugend­
gruppe des On\lerllandes unlerslülzl. 
die mil Begeislerung bei der Sache 
"aren. E. K. 

"Frauen im 
Katastrophen­

schutz" 

Darmsladl. Im neuelIen Infor­
malionlfilm "Fmuen im KalaSlro­
phenschult' 1\1 auch eme THW-Trup-

penfuhrenn aUI Bensheim zu lehen. 
Ende M.irz .at ein Filmleam aus 
Munchen angereisl. um Pelm Gebhar­
di "n THW und an ihrem Arbeillplalz 
auflunehmen. Die 22jährige Iml lor 
sieben Jahren der Jugendgruppe deI 
THW Bensheim bei. ursplÜnglich 
.eil die Feuernehr. bei der sie eigem­
lich milmachen I\ollie. keine ~tad­

chen aufgenommen haI. in", ischen 
aber aUI Uhcrzeugung. 

In der Jugendgruppe ill sie schon 
lange mchl mehr. \(lndem nach 
Grundaulblldung. Bergungshelfer-. 
Sprechfunker- und Truppenruhrer­
lehrgang gellandene Truppruhrenn. 
die einen Bergungslrupp Ion "er Leu­
len befehhgl. Allel Manner. denn im­
mer noch i\1 Pelm m Bensheml da., 
einzige weibliche Milglied des THW. 
Sch"ierigkeilen glbl es deshalb keine. 

"Man muß sich hall durchselZen 
und vor allem fachlich fil sein". lachl 
sie. 200 bll 250 SlUnden pro Jahr 
inse,lIen die junge THW-Frau in ihr 
_.Hobb)'·. "ie lIe es nenm . Neben den 
rund 150 Pfllchillunden schlagen da­
bei lor allem die Einsälze zu Buche. 
.lum Beilpiel die Aufrüumarbellen 
nach den Orkanen Ende Februar. An­
fang März. Das waren ftir mich die 
bllher grußlen Einlälze überhaupI." 

Die Brüde hat eme Länge Ion 
knapp z"ölf Meiern und eine Breile 
Ion 2.50 Meiern. Es lIurden insge­
sami rund sechs Kubdmleler Eichen- Pelra Gebhardi "i1ehl Queh im Einsatz .Jhren 1\1<11111". (Foto: Ruppre<:hll 

Bereits beim Hau aur dem TI-IW-Gclünde wird die Kon~lrukt ion der ßrücl..e 
deullk h. Woto: KrelU 
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Beseitigung von 
Waldschäden 

Darmsladt. Die Siuml- und Or­
kanhöen. die zwi><:hen Ende Januar 
und Anfang März 1990 über .eile 
Geblele der Bundevrepublik hin.eg­
feglen und auch DarmSiadl und ;eine 
Umgebung nichl verschomen. \\erden 
dem THW-Onslerlland Dannsladl 
noch emc gemume Zeil beschäfilgen. 
Großen Schaden richlele der Siuml 
mlbe\(lndere in den Damlslädler Wäl­
dern an. Zum Großleii Fichlen. aber 
auch Buchen_ Kiefern und Eichen ka­
men zu Schaden. 

Peler Wolff. Zugruhrer in der Füh-

Die \\ artung der Kellen'iäge kann 
bei den \\ aldarl>t! ilcn prakli~h ein­
geübt " "rden. (. '010: Grünig) 

runglgruppe des Oy Darmllad!: 
"Schon seil Mille Februar Imd uniere 
Manner]Cd<; Wochenende zu Aufräu­
mungsarbcilen m den Wäldern um 
Darmlludi umernegs.'- Allein biS En­
de Aprilleilleien dabei gUi 370 Helfer 
des OY Darm\ladl nur im Darmllädler 
Wald über 2500 ArbcillslUnden. Ein 
Ende der Hilfeleillungen durch das 
THW DarmSladl i,lzur Zell noch mchl 
abzusehen. 

Auf ihre Täligkell bei den Aufr'du­
munglarbeilen im Wald hallen Ilch die 
Helfer ;chon im Vorfeld Iheorelisch 
lind praklisch lorbereile!. Inlbe<;()nde­
re auf die persönliche Sicherheillaus­
IÜllUng der Helfer legle man großen 
Wen: Ohne SchninschUlzhO'lCn und 
ohne Helm mil Ge;ichllschull hef Im 
"ahNen Sinne des Wone; nichls. 

AUlgelÜllel mll JC Zl\el MOlorkel­
lensägen pro Gruppe Sleillen lieh die 
Männer der Aufgabe. Talkr'afilg unler­
sWIZI • urde da; TIM bei semer Ar­
beil dun:h Forslarbeiler. die inlbe\(ln­
dere den Jüngeren Helfern noch man­
chen Trick beim Umgang mil der Mo­
IOßa~e zeiglen. 

Das Arbeilen mil der MOlorsage 
erfordene dabei ofl mehr Fmgerspil­
zengeruhl. als die melSlen Helfer am 
Anfang die;er anSirellgenden und ge­
fahrvollen Arbeil gedachl hallen. Bei 
den ofl manndickffi Baumllämmen. 
die die Helfer dun:hlägen mußlen 'er­
saglen die MOlorsagen dun:h F"'SII­
zen mehr all emmal ihren DIenIl. MII 
der Zeillemlen die Helfer Jedoch. die 
in den Baumslümmen auflrelenden 
Spannungen flÜhzeilig zu erkennen 
und rechlzeiilg Abhi lfe zu IChaffen. 

Zu Gast in der DDR 

Heiligenstadt. "Wir .ollen un­
Iere Helfer an moderner welilicher 
Rellungllechnik ausbi lden lassen". 
umschrieb Gumer Vogl. Slabschef des 
Zilll;chulzel Heiligenlladl (DDR). 
~lOe Ernanungen nach einer n .. eitä· 
gigen Informmionslemnllallung mil 



Wie funktioniert das? DDR·Zivilschützer interessiert die TU W ·Technik . 
(Foto: Schlegel) 

THW-Onsverbänden aus eu-Ei­
chenberg. GÖllingen. Gieboldshausen 
und Nonheim. "Wir haben den Willen 
zu helfen, aber es fehll uns an fast 
allem", sagte der Zivi lschützer weiter. 

Die Helfer aus Nordhessen und 
SüdniedeMchsen hallen einen kom­
plellen Bergungszug auf den Stütz­
punkt "Alle Burg" bei Heiligenstadt 
mitgebracht. Die modeme West­
Technik wurde von den über 35 Hel­
fern und Führungskräften au, den 
Kreisen Heiligenstadt und Wobri! lan­
ge bestaunt 

"Einsatzfahrzeuge, die ständig ver­
fUgbar sind, gibt es nur bei Feuemehr 
und DRK", berichtete Bernhard Klin­
gebiel. der bei der Abteilung Inneres 
des Rates des Kreises Heil igenstadt 
beschäftigt ist. Ausgehcnd von einer 
Initiative des Rates des Kreises Heili­
genstadt äuBenen Vogt und Klingebiel 
den Wunsch. die DDR-Helfer durch 
die THW-Onsverbände an deren Ge­
rät ausbilden zu lassen. B.S. 

THW-Hilfe 
für Asylanten 

Darmstadt. Schnell reagiene das 
THW Damlstadt auf eine Anfrage des 
hessischen Innenministeriums bezüg­
lich technischer Hilfeleistung: Inner­
halb von 24 Stunden sol lien die THW­
Helfer Zelle und Bellen fU r 200 Asy­
lanten aus Osteuropa in der Hessi­
schen Gemeinschaftsunterkunft 
(HGU) fUr Asylbe .. rber in Schwal­
bachffaunus aufbauen. Aufgrund des 
ungebrochenen Asylantenzustroms 
war in der dortigen Unterkunft kein 
Bell mehr frei. Mit seiner Aktion lin­
dene das THW die Quartiernot. 

Der ste ll venretende THW-Onsbe­
auftragte Hans-Peter Waller kam der 
Bille de; hessischen Innenministe-

riums gerne nach: "Hilfe fUr den äch­
sten wird beim THW groß geschrie­
ben. Im übrigen haben lInsere Helfer 
schon im vergangenen Jahr mehrere 
deranige Einsätze erfolgreich hinter 
sich ·ebracht:· 

.. 0 

Uber FunkalarnlCmpfanger mobi li­
siene Hans-Peter Waller zunächst 61 
Helfer des OV Darmstadt. Nur einein­
halb Stunden später machten sich die 
Darmstädter Helfer - Unterstützung 
erhiellen sie 'om THW Ober-Ram­
stadt und vom THW Michelstadt -
auf den Weg zu den Einsatzonen: In 
Michelstadt und Gedern (bei Fried­
berg) wurden je zwei Fahrzeuge mit 
Zellen beladen. Eine drille Gruppe -
35 Helfer mit vier Fahrzeugen - holle 
in der Zwischenzeit in Altenstadt 
nördl ich von Hanau 200 Bellen, 200 
Matratzen und 400 Decken ab. 

Erst gegen Millernacht kehnen die 
Helfer 'om ersten Teil ihres Einsatze; 
zuriick. Zelte und Bellen wurden auf 
dem THW-Gelände in Darmstadt zu­
nächst zwischengelagen. dann folgte 
der zweite Teil der Akt ion. Am Mor­
gen machten sich 40 Helfer des THW 
Darmstadt. des THW Bensheim und 
des THW Lampenheim auf den Weg 
nach Schwalbach. Bis zum Abend hat­
ten die Helfer die Zelle aufgebaut und 
mit Bellen bestückt: So konnten die 
Asylbewerber schon die Nacht in ih­
rem neuen "Heim" verbringen. 

THW-Helferprüfung 

Darmstadt. "Geschafft". so atme­
ten am Sonntag erleichten acht junge 
Helferanwäner des THW-OV Darm­
stadt auf: Nach fast acht Stunden kör­
perlichen Einsatzes hauen die jungen 
Männer die Helferpriifung mit Bra­
vour bestanden. 

Auf ihre Prüfung waren die jungen 
Leute zuvor griindlich durch Ausbil-

der Thorsten Meißner vorbereitet wor­
den. Schon seit November letzten Jah­
res halle er seine Schützlinge mit den 
Aufgaben des THW in Theorie und 
Praxis venraut gemacht. 

Am Sonntag hicß es rur die jungen 
Helferanwärter zu zeigen. w~ sie in 
den letzten Wochen alles gelernt hat­
ten. Vor dem praktischen Teil der 
Prüfung wurde zunächst das theoreti­
sche Wislen getestet. Dabei mußten 
die Priininge neben allgemeinen 
Kenntnissen über den Katastrophen­
schutz auch Kenntnisse über den Auf­
bau und die Wirkungsweise der vom 
THW verwendeten Geräte vomeilen. 
In diesem Zusammenhang wurde <.ei­
tens der Priifer auch groBer Wen auf 
die Arbeitssicherheit gelegt. 

Das SchlIergewicht der Prüfung lag 
natürlich auf dem prakt ischen Teil. In 
diesem Priifung\3bschnill hallen die 
Helfer fUnf Aufgaben in einer vorge­
gebenen Zeitspanne Ion 50 bis 60 
Minuten - je nach Anforderung der 
Prüfung - zu bewälligen. 

Bei der ersten Aufgabe mußten die 
jungen Männer ihre Kenntnisse über 

konnten sich die Helferanwäner in den 
zuriickliegenden Wochen bei zahlrei­
chen Hilfeleistungen im Darmstädter 
Wald eingehend vorbereiten. 

Zufrieden zeigte sich Thorsten 
Meißner auch mit den LeiMungen der 
Helferanwäner an den Hebezeugen: 
Ohne Probleme bauten sie zunächst 
die H)dropresse mammen und hoben 
damit einen tonnenschweren GKW 
an. 

Zu den weiteren Priifungsaufgaben 
zählle auch der Umgang mit Leitern -
unter anderem bauten die Helfer eine 
Steckstrickleiter zusammen - und der 
Transport '·on Verletzten mit Berge· 
tuch und Trage. 

"Bei den praktischen Prüfungen ha­
ben wir darauf geachtet. möglichst 
sinnvolle und realistische Aufgaben zu 
stellen". bemerkte Thorsten Meißner. 
Den Anforderungen zeigten sich die 
Helferanwäner gewachsen. "Kleinere 
Mängel. die sich jetlt in der Prüfung 
gezeigt haben. werden \\ ir in der noch 
ausstehenden Fachausbildung behe­
ben". äuBene sich ein THW-Ausbilder 
.ritisch. 

Dt>r richtige Umgang mit der T,,'Chnik will gelernt sein. 

Stiche und Bunde_ Basiswissen rur 
jeden THW-Helfer. beim Bau eines 
Dreibocks demonstrieren. Das Arbei­
ten mit dem otstromaggregat hatte 
man beim OV Darmstadt mit dem 
Aufbau eines Schein .. rfen.zum Aus­
leuchten einer SchadenSltelie verbun­
den. Dariiber hinaus galt es. mit dem 
Bohrhammer eine Betonplatte durch­
zubohren. Spaß bereitete den Helfern 
auch der Umgang mit dem Schneid­
brenner: Mit der Ramme mußte ein 
mehrere Millimeter starkes Stahlblech 
durchtrennt lIerden. Bei der Aufgabe 
"Holzbearbeitung" arbeiteten die an­
gehenden THIV-Helfer mit der Motor­
kettensäge. stemmten Zapnöcher aus 
und fenigten Zapfen zur Herstellung 
von Holzlerbindungen an. Insbeson­
dere auf diesen Priifungsabschnitt 

Innenminister 
übergibt 

Ortungsgerät 

5chwalmsladt. Ein akustisches 
Ortungsgerät im Wert \'on rund 
30000. - DM übergab der hC\sische 
Minister des Innern . Gottfried Milde. 
dem THIV-LandC\,erband Hessen. 
Mit diesem hochempfindlichen Gerät, 
das spezieU rur die Belange de; THIV 
entwickelt wurde. können Verschütte­
te unter meterhohen TrümmcrM:hich· 
lungen geortet werden. Durch sensible 
Geo- und Mikrofone werden Klopf-, 
Kratz· oder sonstige Lebenszeichen 
Verschütteter aufgenommen. Das Or­
tungsgerät stellt eine wichtige Zusatz­
ausstattung der Bergungseinheiten des 
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Bei der Ocrnonstration des neuen Ortungs~erii les b l Innenrnini ... ter Milde 
.,gm17 Ohr". ---------------------
THW dar. da e, die Suche nach Ver­
schülle"n .e""nllieh erleichlen. 

Ihre Wirbamkeil und Fun'lionali­
läl hahen aku"i"he Onungsger'Jle 
"hon 1986 nach dem Erdhehen in 
Griechenland und 1988 nach dem Erd­
hehen in Armenien he. ie\Cn. Auf­
grund der hierbei gemachlen Erfah­
rungen. urden die Geräle "eilerem­
• ickell und lerbessen, Auch die Er­
kenmnll"" nach dem Gruhenunglüc' 
in Bor~en \\ urden insoweit umgc\elzt. 
all rur da, neue Geräl rund 100 Meier 
Verbilldungl'ahel. elll MI'rofon und 
eine Laullpreche"onde he"hafh 
wurden, Da!'! neue Ortungsger .. u \\ ird 
Im TIIW-Onslerband Schwalllllladl. 
dcr ,uch in Bor'en im Einlall war. 
\Iationiert , 

Ein lIeliere, 10m Bund heschaffles 
Ger'l Ilehl 1111 THW-On.llerband 
Damlliadl hereil. Damil >erfugen die 
heIllIChen Bergung\ClIlheilen des 
THW üher "CI dezenuni Slalioniene 
Onunglger"IC. die binnen kurzer Zeil 
zu )Cdcr möglichen Einsalzslelle in 
He!'!loen tran..,portiert werden können, 
Die Ubergahe des Onungsger'Jlel 
du«h Millilier Milde fand im Rahmen 
einer DienlllCMmmlung deI THW-

Kreis- und Onsbeauflraglen 111 

SchwalmSiadl llall. Der Einladung zu 
dicser Veramtaltung \\aren neben den 
rund 90 THW-Angehörigen. den eh­
rcnamllichen Krei,- und Onsbeauf­
lraglen. den hauplanulichen Ge­
i><häfl fUhrem und Mllarbellem des 
undeslerbandCl auch zahlreIChe Gä­
Sie gefolgl. 

In seiner Anlprache unlCrstrich der 
Minisler den hohen Siellen .. n des 
THW als KalaslrophenlChulzorgani­
salion. Geme \Ci da.1 und H"""n 
herell ge.esen, dem THW ein Or­
tungsgerjt zur Verftigung zu ~tellen, 

Damll ""i ein • khliger Beilrag zur 
VOMrge fUr NOI- und Kalallrophen­
ralle geleiMel. Da; THW sei eine lra­
gende Säule innerhalb des KalasllO­
phenschulm. BelOnde" henor hoh 
Milde die Ei"'lze bei der Beseitigung 
der SlumllChäden 111 den leillen Wo­
chen und beim Zugunglüc'lIl Rüssels­
heim , Daneben habe lieh das THW bei 
der Einrichlung Ion NOlumerl:ünflen 
rur DDR-Übersiedler lerd,em ge­
machl. Aber auch hei AUlland""insäl­
zen habe es vielen MenlChen ge­
holfen. 

Verbunden mil dem Wunsch. daß 
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da. ... neue Ver\Chüttelen·OI1Un~~i!erüt 

möglich ... t nur zu Übung~insätie~ ge· 
brau(ht "time. tibergab Staatsmini ... ter 
Milde das Ger'JI dem THW-unde,be­
aullraglen rur Hessen. Dipl.-Ing. 
Hanl-Alhen Los""n. 

SI",lInllnlller Milde nahm die Ver­
a"'lallUng zum Anlaß. die THW-Hel­
fer, die nach dem Erdbeben in Arme­
nien im Ein,atz "aren. zu ehren, Er 
überreichte ihnen Url:unden. die 10m 
hesll\Chen Minllle'1'r'Jsidemen Dr. 
Waller Wall mann unterzeichnel lind. 
Die VerlClhung der Ur'unden sei. so 
belonle Milde. hereils im ",gangenen 
Jahr geplam ge.e.len, aber die darur 
lorge>chene THW-Veranllallung ha­
he ,UI terminhchen Grunden abgesagl 
werden mu\~n. 

An\Chheßend hallen Gäsle und 
THW-Angehörige GelegenhelI. das 
Onunglger'jl . .im Einsalz" zu erleben. 
Volker Wunn. ein arn1Cniene'1'robler 
TIIW-Helfer demollliriene die Lei­
slunglrahig'eil des Gerälel. Vom 
THW-Onllcrband SchwalmSiadl 
.urde hierfür eigelll ein Trummer!.e­
gel aufgClChüllel. dereine realillische 
Demonliraliolllmöglichkeil bol. In­
ncnmini ... tcr Milde zeigte \ich \on der 
PrJZI\lon und Sensibililäl deI Or­
lunglger"el Ilar!. heeindruckl. Er ha­
be , ich nun auch .. a'uslisch" dalon 
übeflcugcn können. so der Innenmini­
lIer. daß CI lieh bei diesem Ger'JI um 
eIße ..,inn\'olle und "ichtige Ergan-
7IIng der Bergunglausslallung des 
TIIW handele. 

Am Nachmillag verabschiedete sich 
der he~\i~he InnenminiMcr au\ der 
Runde des THIV und hedan'te IIch 
nochmal I rur einen InfOrmallOnsrel­
chen und II1lere ... \anten Tag gemein­
sam mil den THW-Führungl.räften. 

H. H, 

Baden-Württemberg 

Gemeinsame 
Großübung 

lIardheim. Rund 250 Einsalz.M­
le Ion THW. Feuerllehr. DRK und 
ABC-Zug ruhnen hei Hardheim (Ne'­
kar-Odenwald-Krei\) eine gemeinsa­
me Großübung durch. Ein mil elwa 80 
Passagieren heselzteS Flugzeug. 10 die 
angenommene uge, mußle .. gen 
lechnischer Sch. ierigkeilen in der 
Nähe der Gemeinde Hardhelnl oollan­
den und ",,"te dahel eine große Räche 
in Brand. Gleichzeitig besland die Ge­
fahr. daß sich der Brand auf naheSie­
hende Wohngebäude und das .. Rug­
zeug"rac .... angedeulei dureh einen 
ausrangienen Omnibus. übenragen 
konme, 

An Bord kam CI zu einer Pani. und 
zahlreichen Verlelzlen. Erhebhch be­
schädlgl .urden die Wohngebaude. 
Außerdem mußle man vermuten. daß 
einige Bewohner unler den Trummern 
begraben .urden, 

Die Auslösung des Katastrophen­
alamll erfolgle dureh den undraL 
Umgehend setzten IlCh darauf die Ret­
tunglmannschaflen lO.ie die Polizei 
in Ma",h und trafen wenige Minulen 
lpäler am Ungludson ein. Unler den 
präzisen Anweisungen der Leilslelle 
ergriffen die Helfer umgehend eNe 
Rellungsmaßnahmen, Dabei zeigte 
lich jedoch, daß die Zusammenarbeil 
l" iIChen den einzelnen HilflOrganisa­
lionen teilweise \Iängel auf. ies. 
.. nngleich die Übung Insgesami er­
folgreich abhef, ~I , D. 

IJRK -lI elfer transportieren die \ 0"' '1'1-1\\ ~erCIl (' len. , Verl('I.lten" ab, 
(Foto: ~hner) 



Ohnecinen einzigen Nagel erstellt : Das f'ach\\erk haus im Kindergartcn. 

THW bereitet 
Kindern Freude 

Horb. Sein Können in Sachen 
Holzbearbeitung bewies der THIV­
Ortsverband Horb am Neckar bei der 
Erstellung mehrerer Kinderspielgeräte 
im Aussiedlerlagenon Empfingen bei 
Horb. 

Nach einem Besichtigungstennin 
mit der Lagerleitung des DRK stellten 
die Horber THIV-Helfer zusammen 
mit ihrem Ortsbeauftragten Gerhard 
IVussler ein Konzept. wie und in weI­
chem Rahmen der Lagerkindergarten 
ausgestattet .. rden soll. Besonders 
geachtet "urde darauf, daß die neuen 
Geräte kind- und alters gerecht ausge­
legt sind. Man orientierte sich an den 
Forderungen der Kinderbetreuerin­
nen. die wichtige Einzelheiten in die 
Gerdtediskussion mit einbrachten. 

(Foto: Bok) 

ehern und je 80 Gramm des hochbri­
santen Plastiksprengstoffs Ammonge­
lit 3 wurde der Plan ausgeftihrt. C. B. 

Bayern 

Mit Steigeisen 
in die Höhe 

Augsburg. ..Familientag" beim 
THIV-OV Augsburg: Schon von wei­
tem war die THW-Fahne. mit dem 
Kran eines Abschleppunternehmens 
auf 15 Meter Höhe gehißt. zu sehen. 
Rund 300 Besucher kamen denn auch 
zu der Veranstaltung. 

Daneben begrüßte Ortsbeauftmgter 
Rainer lanota zahlreiche Vertreter der 
Vern"allung. In einem Li'"e-Inler'l"ie\\ 
des Lokalsenders stellten Rudolf Pe­
eher. Zugftihrer des Instandsetzungs­
zuges. und PrCSlesprecher Volker 
Göbner das THW und die Aktionen 
am .,Fami lientat einer breiten Öf· 
fentlichkeit \'or. 

Schlag auf Schlag ging es bei den 
Vorführungen: Mit Seilbahn und Lei­
terhebel wurden Personen vom 
Übungsturn, geborgen. In einem 
Wettbewerb tmten vier Gruppen ge­
geneinander an: Sie demonstrierten 
Bergungsarbeiten an verschütteten 
Gebäuden. 

Schließlich einigte man sich, s0-

wohl den Innenraum des Kindergar­
tens wie auch den Lichthof des Gebäu­
des ftir die Kinder voll nutzbar zu 
machen. Für den Innenhof bereiteten 
die Horber THW-Helfer einen 5 x 5 
~Ieter großen Sandkasten sowie ein 
Feuchtbiotop vor. das die Kinder mit 
der Tiemelt in Verbindung bringen 
soll. Pädagogisches sowie spieleri­
sches konnte somit ideal in Einklang 
gebmcht werden. Viel Fingerspitzen­
geftihl und ein gutes Augenmaß war 
nötig. als es an die Holzkonstruktion 
ftir das große Fachwerkhaus im Innem 
des Kinderganengebäudes ging. 

Ocr 8acksteinriese mllt gcnau in diegc\\ünschte Richtung . (Folo: Muck ) 

Ohne einen Nagel, nur mit Loch· 
und Zapfenverbindungen. wurden die 
vier Fachwerkwände des Häuschens 
erstellt . Beim eigentlichen Aulbau im 
Kindergarten bewies sich. daß die 
Horber Helfer bei den Vomrbeiten in 
der THW-Unterkunft sauber und mi I· 
limetergenau gearbeitet hatten. C. B. 

Zentimetergenaue 
Sprengung 

Lörrach. Präzise umgelegt hat der 
THW-OV Rheinfelden einen 30 Meter 
hohen Backsteinkamin auf einem alten 
Werksgelände. Eine schwierige Auf­
gabe ftir Klaus Schrenk aus Rheinfel­
den: Viel Platz war nicht gerade ftir 
den Fall des alten Schlots. 

In einen kleinen Innenhof sollte er 
fallen. und dort fiel er nach der Deto-

nation der Sprengladungen auch hm -
zenlimelergenau" Das Bürogebäude. 
neben dem der Kamin stand. blieb bei 
der spektakulären Aktion unversehrt: 
Nicht eine einzige Scheibe der zahlrei· 
ehen Fenster am Gebäude ging zu 
Bruch. 

Viereckig gebaut, mit einer gemau· 
erten IVandstärke 'on 50 Zentimeter. 
war der Kamin schon ein solides 
Stück. Eine gerichtete Präzisions­
sprengung pamllel zum Gebäude war 
die Lösung. und mit sieben Bohrlö-

Das Vorwiirtskonunen ist mit den 
Stcigeisen gu r nicht so einfach . 

(Foto: GöllOer) 

I BEVOLKERUNGSSCHUTZ -MAOOIN 8/90 I 51 



NICht nur IUl<:hauen durlten dte 
Be,u,hcr Be'o(lrlderc~ Inlere\\C ""ar 
beml KIellern an den Ma\len au'lU­
machen: DIe Steigei",n über die Schu­
he gel<:hnallt und nllt einem Gun gc,,­
chert ve"uchl~n viele. auch einmal 
aus rund lehn Metern Höhe dIe S/e­
nerie Im THIV-Gelände zu betmchten. 
Be~eilten ~aren hlCr lor allem die 
Kinder ... nn "e "über den Dmgen 
\tanden" 

VeN:hlL'lienc Fahrzeuge. I'om VIV-

Vertreter der NATO 
beim Warndienst 

Vom 2~ MaJ bll I. Juni 1990 fand 
in Harpstoot beI Bremen die Tagung 
der "NATO Group of E'penl on NBC 
Warn mg & Dete<:tion Sy\leml" 1990 
lIall. Anl<e",nd waren Wamdienlt­
Venreter aUI den USA. Großbritan­
nien. Belgien. Dänemarl. Frankreich. 
Italien. Luxemburg. den Niederlan­
den. orwegen. Ponugal. Kanada. 
Türlei und der Bundelrepublil 
Deut\Chland. Belprochen • urden Er­
fahrungen aUI gemein.,.men Übun­
gen. die MöglichkClten zur Verbelse­
rung des mtemationalen Meldungs­
au~tau\Chc\ \Qwie eine Unterrichtung 
uber dlC Fonent~icklung der Wam­
dienll-Technllen. Daneben. urde da; 
neue lI'am-Rundfunl-lnformalJonl­
s)lIem IWAR!) .• elches zur Zell Im 
Wamamtlll erprobt WIrd. lorgeltellt. 
Zu\or ~nnnlcn die Gißte im Wamamt 
11 den altuellen AulbauSiand 'on WA­
DIS. d<m Wamdienll-Informations­
S) lIem mit nahezu ~OOO automat i-

Bus fur Schnellem,"lle auf der Auto­
bahn b" zum Geratdmft.agen. re­
pr.sentienen den umfangreichen und 
viehclIigen Aufgabcnbcreich dc ... 
THW. Schlrnnciller Reinhard Ben­
ken demonltriene die Kmft deI THIV­
Radladcß. 

MII Blaulicht und Manmlliom lam 
dIe Ab. a,,,,r ÖI\Chadenl-Gruppe an­
gerüclt: Von emem Lk •• aren F"'",r 
gefallen und leckten. Unter Atem­
IChutz prüften dlC Helfer die FIü>lig-

sehen Meß"ellen. lennenlemen. Den 
Ablchluß bildete die PrJ\Cntation deI 
nullid'pezifilChen MeßfahrLCugs. das 
fur die Aufgaben de, Warndienstes 
nach dem Strnhlen\ChutzloMrgege­
setz lorgesehen IIt 

Gegenüber dem Pr"identen des 
Bundesamtes fur ZlIlllChutz. H.-G. 
DUlCh. unteßtrich der Vorsitzende der 
Natogruppe. R. F. Cooke (GB). wie 
beeindruckt die Expenen waren über 
den m der Bundclrepublil erreichten 
hohen Ent.icllung,"and bei der 
Warnung der Bevölkerung auch lor 
Gefahren Im Frieden. Er betonte da­
bei. daß viele Staaten die",m BeJlpiel 
folgten und >ersuchten. ähnliche Sy­
steme aufzubauen. 

20 Jahre Mitarbeit 
im Wamdienst 

In einer Feier..tundc im Wamamt 
111 wurde lürzlich der Leller der 
Warndienst leitmeßllelle 31. Hans­
Dieter Stoffeb aUI Lmdhoßt. mit der 

Ablei lung\lei lCr IJr. !\' askc ('rHiul ert den Teilnehmern der TaJ.:unJ: das 
Inror,"nlion~)stcm \\ ADIS. ( . '010: II cppncr. 
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keil. dlC grellgelb leuchtend aUI den 
Behaltern noß. Die mit Chemie­
\Chul/kleidung ausgestalleten Helfer 
dIChteten Gullideckel ab und sichenen 
die "Unfal111elle". An\Chließend 
pumpten lie die Flüssigkeit aus den 
beschiidlgten Fassern. 

Doch dal THW halle noch mehr zu 
bieten: DIC Elektro-Gruppe baute eIne 
Frellellung auf. bne unter Drucl ste­
hende Wal",rleitung bohnen dlC Hel­
fer der Ga; Walser-Gruppe an. 

Von umfangreichen Einsätzen der 
Augsburger THWler konnten sich die 
Gäste in emer Fotoausstell ung über­
zeugen. "Fast 50 Einzeleinsätze an 
drei Tagen hallen wir bei den ICh"e­
ren Stümlen im Februa(·. berichtete 
Olaf Müller. Auch an diesem .. Fami­
lientag" - Monate nach den lemce­
renden Orkanen - waren drei Trupps 
lU Aufmumunglarbeiten m den Wäl­
dern der Stadt Aug'burg unterwegs. 

V.G. 

@! 

I)e r Juhilar I-I ans- Diclcr Storrcl~ (Mille) "ird "on Ableilungsleil er Dr. 
M~L\kc (rechls) und Wurnamtsleitcr Vogt fl ankiert. 

goldenen Ehrennadel nebst Ehrenur­
lunde des Warndienstes ausge­
zeichnet 

WamamISleiter Wemer Vogt konn­
te atll dIesem Anlaß auch den Abtei­
lung~leller Wamdien!,t im Bunde~ml 
fur ZivillChulZ. Dr. Augult-Jürgen 
M"le. und den ehemaligen Leiter dCl 
Warnamtes 11. Ebeling. als Gäste be­
grüßen. 

Wie Dr. Masle in seiner Laudatio 
zum Auldruck bmchte. kann Hans­
Dieter Stoffeil auf 20jährige ehren­
amtliche Tätigkeit im WarndienSlzu­
rüdblicken . All Fachlehrer an der 
Katastmphenschutzschule Nieder­
,"ch",n ICßteht er es. durch seine 
be nderen Fahigkeiten auf den Ge­
blCten der Methodik und des ABC­
SchutzeI. die Helfer der Wamdienst­
lellmeßllelle Immer wieder neu zu 
mOli\'ieren 

Der Jubilar ftihn zudem Lehrgänge 
fur den Warndien;t dUlth und arbeitet 
erfolgreich bei der Ernrbeitung Ion 
FachloßChriften fur den Katastro­
phenlChutz mit. Für seine lanru,hrige 

engagiene und pnichtbewußte Mitar­
beit danlte ihm Wamdienstleller Wer­
ner Vogt und spmch die Hoffnung aus. 
daß Hans-Dieter Stoffels dem Warn­
dienIl noch viele Jahre emalten blei­
ben möge. 

Ehemalige 
Führungskraft des 

Warndienstes geehrt 

Auf besondere Weise wurde der 
ehemalige Leiter der WD- Verbin­
dungslIeIle 21 in AurichiBrockzetel. 
Walter Pause. gcehn. Für IOjährige 
Mitgliedschaft im "The Officer Com­
manding Royal Air FoJte IElementl 
JCle(' gmtuliene ihm in Clnem per­
sönlichen Schreiben der Befehlshaber 
des SOC I, Air Commodore General 
Tony Park. DIe Offiziersgemeinschaft 
der Royal Air Force hat sich zum Ziel 
ge'etzt. die deullCh-britischen Bezie­
hungen zu \cruefen. 



I Deu1sches Rlees Kreuz +1 
DRK-Bundesschule nicht länger 

Aussiedler-Durchgangsheim 
Für mehr als acht Monate konnte die 

Bundesschule des Deutschen Roten 
Kreuzes in Meckenheim·Meri vor den 
Toren der Bundeshauptstadt nicht ih­
rem eigentlichen Z~eck dienen näm­
lich der Aus- und Fortbildung lernbe· 
gieriger ROIkreuzhelfer aus der ganzen 
Bundesrepublik. Im Herbst vergange­
nen Jahres verließen Zehntausende 
DDR-Bürger ihre Heimat und dräng· 
ten in den anderen Teil Deutschlands. 
Aus dem Stand mußten Notunterkünf· 
te geschaffen werden. um diese Men· 
schen zunächst provisorisch. aber 
doch menschenwürdig ftir kurle Zeit 
unterzubringen. Bereits als sich eine 
derartige Entwicklung abzeichnete. 
haUe das DRK seine Schule der Bun­
desregierung als Notaufnahmelager 
angeboten. ftir den Fall der Fälle im 
Sandkasten gespielt und mußte am 5. 
November 1989 Theorie in Praxis um· 
setzen. 841 Menschen trafen er· 
schöpft. aber glücklich in Mecken· 
heim ein. meist junge Familien mit 
Kindern und Minimalgepäck. 937 
folgten eine Woche später und fanden 
ebenfalls Unterkunft beim Roten 
Kreuz. 

Am 8. Dezember 1989 wurde die 
DRK-Bundesschule zum Durchgangs· 
wohnheim des Landes Nordrhein· 
Westfalen. In der Zeit bis zum 14. Juli 
1990 fanden hier 2450 Aussiedler aus 
den Ländern des Ostblocks ein nen" 
.,Zuhause·· und bereiteten sich auf ihre 
Zukunft in der Bundesrepublik vor. 
Daß sie sich wohlftihlten. bekräftigten 
die Abschiedsworte einer "Rentnerin 
aus Rumänien: .. Am liebsten möchte 
ich hierbleiben. Hier habe ich doch 
alles. und alle sind so neU zu mir." 

Brigiue Fonger war als Mitarbeite­
rin in der sozialen Arbeit des DRK­
Kreisverbandes Bonn in der Bundes­
schule als Beueuerin ftir die Aussied· 
ler eingesetzt. Ihre Erfahrungen schil· 
dert sie so: .Zunächst ist die Freude 
über die gute Unterbringung und die 
großzügige Versorgung groß. Doch 
die kleinen und großen Sorgen der 
Aussiedler bleiben nicht lange verbor· 
gen. Bei Infonnationsveranstalmn­
gen. die wir gleich nach Ankunft an· 

Ober Malen und Zeichnen lernen die Kleinen die deutsche Sprache. 

bieten. werden schnell die ersten Kon· 
takte geknüpft. Auch die Organisation 
der Patenschaften zwischen Mecken­
heimer Bürgem und Aussiedlerfami· 
lien findet großen Anklang.'· 

Doch bald wird die Besorgnis über 
die weitere Zukunft laut Wie lange 
bleiben wir hier? Wie soll es mit uns 
weitergehen' Welche Schule sollen 
meine Kinder besuchen' Das sind 
einige der Fragen. die die Aussiedler 
beschäftigen. Beruhigende und auf· 
klärende Gespräche si nd immer wie· 
der nOl .. ndig. Ängste. sich in der 
neuen Umgebung nicht zurechtzufin­
den. sind täglich zu erleben. 

Finanzielle Sorgen stehen im Vor· 
dergrund. bei den kinderreichen Fami· 
lien mehr als verständlich. Wer be· 
kommt Arbeitslo>engeld nder ·hilfe? 
Wo und wie beantrage ich Kinder· 
geld? Habe ich genug Geld. um meine 
Kinder zu \'ersorgen'! Wie sieht es mit 
Wohnung und Arbeit aus' Fragen über 
Fragen. Hilfestellungen beim Ausftil­
len von diveriJen Anträgen sind nicht 
zu letzt wegen der Sprachprobleme 
notwendig. Etwa z\\ei Drittel der Aus­
siedler sprechen kein deutsch. Mit 
Übersetzern läuft die Verständigung 
ganz gut. Viele sind mit der neuen 

Zuhör('nkönnen als , 'ielgerrag1c Tugend: ORK-Helrer im Gespriich mit 
einer Rentnerin aus Rumiinien. 
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Auch he im Hellenbt'1.iehen legen OH.K -lIclfer lIand 1111. 

Situation ubcrforden und auf Hilfe 
angewlcl.Cn 

'eben der BeralUng und IOzialplY­
chl\Chen Belreuung ist die Vorberei­
tung auf da.\ \elbstandlge Leben nach 
der angenehmen Zv. i"-Chen\lalion in 

der Bundmchule belOnder. wichtig: 
Was si nd meine Rechte und Pflichten 
all Aussiedler m der Bundelrepubli' ·} 
Wie beantrage ich einen PaS·! Bei 
welcher Behörde muß ,ch mich anmel­
den' Wie be"ältigc ich den Weg 

":in Dolmetscher ~Iehl immer im lIintergrund. hier bei der neratun~ durch 
1\litürbciter des ArlX'itsamles. 
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Betrieb der Bundesschule des Deutschen Roten Kreuzes in Mecken­
heim-Merl als Notaufnahmelager rur Übersiedler und Durchgangs­
wohnheim des Landes NRW rur Aussiedler 

NotaufnahmelagerlBeiegungen 
5. -8. olember 1989 

11. - 18. NOlember 1989 
841 Per.onen 
987 PerM",en 

1828 Übersiedler 

Durchgangs\\ohnheim des Landes RW/Belegung 
8. Dezember 19 9-14. Juli 1990 2450 Aussiedler 
dalon ca. 60 'i: aus Polen. 

30 'k aus der UdSSR, 
10'f aUI Rumämen . 

Durchschnittliche Verweildauer in der DRK-Bunde~schule bis zur Wei-
terlellUng an Städte und Gemeinden in NRW 24 Tage. 

Bel der Weiterlettung legten prilate Busuntemchmer. die Ion der EinIatz­
leItung der DRK-Bundes>chule beauftragt \\ urden. 71 m km zufÜck. 
Dlen\tfahrzeuge des DRK zusätzlich ca. 30000 km, 

All Notaufnahmelager ,erfügte die DRK-Bundesschulc über m"imal 
1000 Bellen, ab Durchganglwohnheim über 300 Bellen mit emer durch­
schnitt lichen Belegung Ion 280 Aussiedlern, 
Zahl der Übernachtungen durch Übersiedler 6277 
Zahl der Übernachtungen durch AUl'iedler 62553 
AUlgegebene Essensponlonen 195148 Portionen 

Ab 8. Dezember 1989 waren 24 hauptamtliche und U4 ehrenamtliche 
Helfer Im Einlatl. Sie kamen aUI den DRK-LandelleroJnden Nordrhein 
(1141. Wellfalen-Lippe (103) und Rhemland-Pfalz (27). 

onmtärke des EinsatzteamI 15 Helfer mit Einlatzzeiten 'Wischen 
mmd<>tenl acht Tagen bil zu IeChl Monaten im Einzelfall. 

Gelciltete Helfer.tunden in der Zeit 10m 8. Dezember 1989 bis 14. Jul i 
1990: 45738Stunden, 

durch den ßehördendschungel'! Und 
I' le bewältige ich den Alltag? Der 

Anfang hier in der Bunde;republi' ilt 
gemacht. Sprachkur;e, die für Er­
""h\ene und Kinder angeboten wer­
den, lind gut belucht. Besonder. die 
Kleinen haben paß am Unterricht. 

KUf7 belor die letzten 169 Aussied­
ler am 14. Juli 1990 ihr .. Rotkreuz­
Heim" ,erließen und auf Gemeinden 
und Städte deI Landes Nordrhein­
Weltfalen 'erteilt wurden. zog DRK­
Prasidem Botho Prinz ZU Saln-Will-

genltem Resümee und dankte allen 
Iiel fennnen und Helfern: .,Hler ist her­
vorragende Arbeit geleillet "orden. 
Ohne Ihre Motivation hällen "ir die 
Aufgabe nicht packen können. Dan­
ken möchte ich aber auch den Bürgern 
aUI Meckenhelm und den Kirchen. Sie 
haben unI hier heflorragend umer­
Itutlt:' 

Nach Reno,ierung der Räumlich­
keiten " ird der Lebrbetneb des DRK 
in \einer Bundesschule in Kürze wie­
deraufgenommen. Hor.t F. Hamborg 

l>er . .sli.indi~e II cimarZl" kuriert kleine Ules,o,uren sofort. hier bei Schullei­
ter Ilans-lleinrich Schäfer. (Folos: Hultlborg) 



Arbeicer-SamariCer-Bunci ~."."", ~ ~~. v 

Hilfsmaßnahmen des ASB für die Opfer 
der Erdbebenkatastrophe im Iran 

Der AIbeiter·Samaritcr·Bund ist 
nach Bekanntwerden der Erdbebenka· 
tastrophe am 21. Juni 1990 vom Aus· 
wänigen Amt gebeten worden. zwei 
Helfer und einen Arzt sowie die trans· 
portable Satellitenbodenfunkstation 
(kurz: SAT·COM·Anlage) des ASB 
rur das Katastrophengebiet bereitzu· 
stellen. 

Etwa 200 km nordwestlich von Te· 
heran, in der Provinz Gilan. kamen 
rund 45!xx) Menschen ums Leben, 
dazu ca. 100!XX) Verletzte und über 
500!XX) Obdachlose. Sämtliche Stra· 
ßenverbindungen in das Gebiet waren 
durch Erdrutsche unterbrochen. Zwi· 
schen (Xl bis 90 Prozent aller Gebäude 
sind zerstört. 

Dringend Ilurden Medikamente, 
medizinische Verbrauchsgüter (Ver· 
bandOlaterial. Spritzen, Blutersatz. 
Infusionslösungen) benötigt. Infolge 
innenpolitischer Probleme w'urden 
von seiten der iranischen Regierung 
zunächst keine Hilfskräfte angefor· 
den. 

Neben materieller Hilfe bot der 
ASB dem Auswärtigen Amt und der 
Iranischen Botschaft bereits am 21. 
Juni 1990 auch personelle Unterstüt· 
zung (Rettungshunde, Ärzte, SAT· 
COM·Team etc.) an. 

Am 25. Juni 1990 flog das ASB· 
Helferteam vom Frankfurter Flugha. 
fen nach Teheran. Dieses Erkun· 
dungsteam. bestehend aus Helfern des 
Technischen Hilfswerks und des ASB, 
war damit beauftragt. die Lage vor Ort 
zu sichten und konkret zu ennitteln, 
welche Hilfe am nötigsten ist und wie 
Hilfsgüterlieferungen ihren Bestim· 
mungsort erreichen. 

Darüber hinaus stellte der ASB rur 
den Deutschen Paritätischen Wohl· 
fahrtsverband eine Hilfsgüterlieferung 
im Wert I'on 100!XX) DM zusammen. 
Zwei Finnen hatten Medikamente und 
Infusionslösungen rur den Iran bereit· 
gestellt. Sie umfaßte medizinische 
Hilfsgüter (Antibiotika. Schmerzmit· 
tel, Einwegspritzen. chirurgische In· 
strumente rur Kochenbrüche, Blut· 
konserven), Zelten, Decken und Klei· 
dung. F. S.fRH 

In kürzester Zeit haUe der ASn eine H ilrsgül('rst'udung ru r die Erdbebcnopfer im Iran zusa mmengestellt . d ie "om 
Frankfurter FlughufclI \('rschickt n urde . 

~ . ---. ' 
Samariter Lothar AnziluUi (links) wird ,'or dem Abnug n;Jch Tchcran "on Journalisten über die Asn· 
1-lilfcleistungclI Hir den I ra n be frugt. 
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Johannieer-Unlall·Hille 

2. Ärzte-Fachlagung der Johanniter-Unfall-Hilfe 

Fachliche Anregungen auf hohem Niveau 
Regen Zu,pruch fand die 2. Ame­

Fachlagung der Johanmler·Unfall­
Hilfe am 24. 25. 3. Im. zu der 
Bundelarzi Dr. Wolfgang Kra. im m 
die Landel\Chule Nordrhein-We'lfa­
len m Mun,ler eingeladen haue. 

Die.: Fachlagung \Ollie die bei den 
Johannuern läligen Arzle LU einem 
Meinung~au"tauliCh lUI,ammcnflihrcn 
und ihnen neue Anregungen für ihre 
Talig~eu m den On,- und Krel\ICr­
banden ,<"mueln. In -einer Begrü­
ßung belonle Dr. Kra. ICII dlC NOI­
",ndlg~ell de, fachlichen Gedanken-

aU'lau\ChC\. der in aller Regel bei den 
~n\ligen Tagungen und Arbcit\be­
Iprechungen. die '0'" legend orgam­
"Iomche Themen zum Inhall haben. 
zu kurz kOlllmen . 

Der Prä,idenl der Johanniler-Un­
fall-Hilfe. Wilhelm Graf 'on Sch.c­
rin. ließ el ,ich nichl nehmen. die 
Teilnehmer pmönlich zu begrüßen 
und ihnen fur die bilherige Arbeit zu 
dan~en . 

Dal Pmgramm. dargeboien ,on 
kompelemcn Rcferemen. Iließ auf 
breile Re\Onanl bei den Teilnehmem. 

Ur. \\ otr~a ng Kra"i('l,. Uundesarl.t der Johann ilcr-llnfa ll -Hilre (~1chclld) 
leitete die Ärtle .... uchtagunj! in l\lünsler ein. 

Andrcas \on Hlocl.. -Schlcsier. ßund~gt'SChäft5ru h rcr der Johannitcr­
l nru ll -lI ilfe. begrüßt in Ilonn Ilfarrer Lasd 6 l A'hcl uu.!> Unga rn . 
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Belonders henor7uheben ,ind hier die 
AU\fuhrungen zu den Pmblemen und 
Moglichkeilen der Fruhdeflbnllalion 
dureh nichlärzllichel Reuungldlenll­
peNlnal aUI Sichl deI ArzlC\. in denen 
Dr Andreas Koeppel au\ München 
über die bisherigen durch.eg polili­
'en Erfahrungen berichlele. 

Mil besonderem Imerelsc "urde 
der Vortrag über die Bealmunglhilfen 
fur Laien- und ENhelfer 'erfolgl. m 
dem Dr. Bemd Koch. der Leller de; 
InllllUl.\ fUr Reuungsdienll de; DeUI-

Mandat verlängert 

Seil Dezember 1989 gehören lier 
Är7Ie und ,"ci Krankensch.ellern!­
pneger zum medizini\Chen Beireuer­
Team einer U 'O-Bcobachlergruppe 
In Zemralameri~a (ONUCA). JelZl 
wurde das ~ I andal der U O-Truppe 
und damil auch der Einsalz der Johan­
mlcr bil zum Jahre.:nde Im lerlän­
gert. 

Bereils im November 1989 .urden 
Malle.:r-Hilf\dienll und Johanniler­
Unfall-Hilfe über die BundNegie­
rung beauftragI. die UNO-Beobachler 
'" fUnf Hauplsladlen der Region medi­
,mi,ch zu belreuen. InsgeIami bellehl 
da.1 medizinische PeJSOnal aUI vier 
Arzlen und zehn Helfern. Ihre Aufga­
be i,l die VeNlrgung und Eva~u­

icrung der Beobachler im Falle emSI­
hafter Erl.ran~ung oder Verlelzung. 

Dank für 
persönliches 
Engagement 

Planer Ui\716 Lehel. Gencralsclre­
lar des Ökumem\Chen Rale; der Kir­
ehen," Ungarn. "ar zu Gasl bei den 
Johannilern in Bonn. Lehell Büro in 
Budapesl .urde im Dezember 1989 
zur • ichligllen Anlaufslelle und 
Schahzemrale fur die Versendung der 
flllf,güler nach Rumänien. Vom Bu-

schen ROlen Kreuzes. auf die zur Zeil 
7U empfehlenden Hilf,miuel. deren 
Em',c~lungsgesch~hle US\\'. hm­
"Ie\ . 

Ein besonderer Dan~ ging an Joa­
chim Schmidl. dem Leiler der Landes­
schule. der IrolZ der durch die Bele­
gung der chule mit Aus- und Uber­
liedlern bedinglen sch. iengen SilUa­
I,on mll Engagemenl und Impros i,,­
lIon den gelungenen Rahmen zu emer 
gelungenen Veran>lallUng realilleren 
~onme. 

dapeller Z. ischen lager aus gingen die 
Komois mll Ärzlen und SamMern. 
Medlkamemen und Nahrunglnllueln 
zur nOlleidenden Bevölkerung Rumä­
niens. 1..'''zI6 Lehel war. besondcf\ in 
diNr eNen Phase. Tag und Nach11m 
Ein"lz. Eine fClle Zu"mmenarbcn 
mil den Johannilern hai sich damus 
em.ic~eh . 

Der BundesgeschäftsfUhrer der Jo­
hanniler-Unfall-Hilfe. Andrm v. 
Block-Schlesier. dankle dem Pfarrer 
fUr des.:n vorbildliches Engagemem 
und überreichle einen Schec~ in Höhe 
Ion 3000 DM. mll dem angefallene 
KOllen eNaUel und nOI.endige Büro­
malerialien und -geräle in Budapell 
angeschaffI "erden können. 

Iran: Suchhunde 
abgelehnt 

Nach den sch.eren Erdbeben im 
Iran hai die Johanniler-Unfall-Hllfe 
die \OfoOlge Emsendung ihrer Such­
hundCllaffel in die geschädlglen Re­
gionen angeboien. 

Der Vorschlag .urde Ion der 
iramschen BOlschafl allerdmg, abge­
lehm. Begründung: Die Iraner 
WÜIl\ChICn in den erslen Tagen nach 
dem Beben keine ausländischen Hel­
fer Im Land. also auch ~eine Führer 
Ion Suchhunden. Lediglich malerielle 
Hilfe. urde a~zeplien. 



ltalCeser-Hnlsdiens1 I 1 
Lebensrettende Sofortmaßnahmen 

Am 17. April 1990 kündigte der 
Parlamentarische Staatssekretär beim 
Bundesverkehr.;minister. Dr. Dieter 
Schulte (CDU), an, daß man dem 
Antrag der vier ausbildenden Hilfsor­
ganisationen stangegeben habe und 
nun die Ausbildung .,Sofonmaßnah­
men am Unfallon" (S MU), die ftirden 
Erwerb der Führer.;cheinklassen I, 111, 
I-V und V notwendig ist, um ein 
Training in Hen-Lung,en-Wiederbele­
bung e",eiten. Dies bedeutet. daß der 
Malteser-Hilfsdienst gemeinsam mit 
den anderen ausbildenden Hilfsorga­
nisationen ab dem I. Januar 1991 
bundesweit den neuen Kur.;us .,Le­
bensrenende Sofonmaßnahmen" 
(LSM) anbieten. ird. 

Lebensrettende Sofort­
maßnahmen - ein wichtiges 
Kursusprogramm 

Allein der Malteser-Hilfsdienst hat 
im Jahre 1989 nahezu 100000 Men­
schen in SMU unterrichtet. Das waren 
100000 Chancen, Menschen ftir die 
Hilfeleistung bei Straßenverkehr.;un­
fallen zu motivieren. Die SMU-KuI>C 
können allerdings nicht ausschließlich 
unter dem Aspekt des Verkehr.;unfalls 
betrachtet werden, sondern müssen 
die Abwendung lebensbedrohlicher 
Zustände unabhängig von deren Ursa­
che in den Minelpunkt stellen, zumal 
lebensbedrohliche Ereignisse wie ein 
Herzinfarkt nicht selten in unminelba­
rem Zusammenhang mit dem Ver­
kehr.;geschehen stehen. Die neue 
LSM-Ausbildung wird daher nur ex­
emplarisch am Verkehr.;unfall die le­
bensrenenden Maßnahmen dar.;tellen, 
und es wird dem Ausbilder obliegen. 
die Verbindung zu Notfallsituationen 
außerhalb des Straßenverkehr.; auf­
zuzeigen. 

Motivation der Teilnehmer 

In einer organisalionsintcmen Er· 
probungsphase konnte festgestellt 
werden, daß die Motivation der Teil­
nehmer an den neuen LSM-KuI>Cn 
.esentlich besser ist, als die der Teil­
nehmer an SMU-KuI>Cn. Wichtig ist, 

Jedem Teil nehmer sollte das Kom­
petenlgemhl ,"ermittelt werden, im 
Notfa ll richtig Hund anlegen zu 
können. 

daß die Teilnehmer an den LSM-Kur­
sen alle lebensrenenden Maßnahmen 
erlernen und somit fahig sind, bei allen 
Notfallen die riChtigen Maßnahmen zu 
treffen' Der Ausbilder sollte in seinem 
Unterricht darauf hinweisen und den 
Teilnehmern ein Kompetenzgeftihl 
\CTmineln. nicht aber dar.;tellen - wie 
das leider häufig üblich ist -, daß der 
SMU- bzw. LSM-KuI>C nicht ausrei­
che, das notwendige Fachwissen zu 
lennineln. Mit solchen Äußerungen 
wird die Chance Ierbaut, daß die Teil­
nehmer im Notfall wirklich Hand an­
legen. 

Aufbau und Inhan 

Die neuen LSM-KuI>C umfassen 
vier Doppelstunden und werden grup­
penspezifisch sowohl ftir Führer­
scheinbe.erber als auch ftir Angehöri­
ge von Herzpatienten angeboten. 
Letzteres Kur.;usprogramm wird er.;t 
Mine 1991 aufgenommen werden. 
Beide LSM-Ausbildungen umfassen 
alle ftinf lebensrenenden Sofonmaß. 
nahmen, .. obei dem tatsächlichen 
NotfaliaulKommen (70 % internisti­
sche, 30 % chirurgische Notfalle) 
Rechnung getragen wird. Aus diesem 
Grund ist die Hen-Lungen-Wiederbe­
lebung (HLW) eine der zentralen 
Maßnahmen, die in dem Lehrgang 
geübt werden. Die einzelnen Doppel­
stunden umfassen folgende Themen: 

I. Doppelstunde: 
• Eröffnung und Begriißung 
• Lernzielpräsentation 
• Notwendigkeit zur Hilfeleistung 
• Verpflichtung zur Hilfeleistung 
• Definition des Begriffs" otfall" 
• Ohne Sauer.;toff kein Leben 
• Renungskene 
• Sofonmaßnahmen 
• Notruf 
• Er.;te Hilfe 
• Zusammenfassung 
2, Doppelstunde: 
• Bewußtlosigkeit 
• Helm ab - ja oder nein? 

Häufiges Üben gibt den Kursus-Teilnehmern die Sicherheit, im Ernstfall 
schnell handeln zu können. 

• Helmabnahme 
• Atmung 
• Atemspende 
• Zusammenfassung 

3. Doppelstu nde: 
• Kreislauf 
• Maßnahmen bei Herzstillstand 

4, Doppelstunde: 
• FonselZung der Übungen der Herz-

Lungen-Wiederbelebung 
• Bedrohliche Blutungen 
• Blutstillung 
• Schock 
• Gesamtwiederholung des lehr­

gangs 

Kursusorganisation 

Es ver.;teht sich von selbst, daß bei 
einem erweiterten Kursusprogramm 
auch höhere Anspriiche an die Kur.;us­
organisation gestellt werden. Die Re­
gelung, getroffen durch das Bundes­
verkehr.;ministerium, daß an nicht ar­
beitsfreien Tagen nicht mehr als zwei 
Doppelstunden unterrichtet .. erden 
dürfen, bleibt erhalten. Werden die 
Lehrgänge an arbeitsfreien Tagen an 
einem Unterrichtstag durchgefUhn, so 
ist eine ausreichende Pause einzuhal­
ten. Die Teilnehmerzahl wird lerbind­
lieh beschränkt, da nur so das optimale 
Training der HLW gewährleistet wer­
den kann. 

Fragenkatalog zur 
Führerscheinprüfung 

Der Malteser-Hilfsdienst hat einen 
Fragenkatalog zur theoretischen Füh­
rer.;cheinpriifung emellt, der zwi­
schenzeitlich mit den anderen Hilfsor­
ganisationen abgestimmt und dem 
Bundesverkehr.;ministerium sowie der 
Bundesarbeitsgemeinschaft "Erste 
Hilfe" vorgelegt wurde. Wie das Bun­
desverkehr.;ministerium erkläne, sind 
die gesetzlichen Möglichkeiten fUr die 
Aufnahme von Fragen aus dem Be­
reich der lebensrenenden Sofonmaß. 
nahmen in die theoretische Führer­
scheinpriifung gegeben. und man si­
ehene eine Prüfung dieser Angelegen­
heit zu. Jörg Greis 
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Deutscher Feuerwehnerbancl 01 
Walter Wenl2ell und Hans Schröder 

Die Feuenvehrfahrzeuge der 90er Jahre 
Derzeil gibl el n Nonnbläller rur 

Feuerwehrfahrzeuge, dann smd ca . .J() 
Typen und Ausruhrungen fixien. die 
auf 4 Allrad- und 88 Suaßenfahrge­
siellen, lU\ammen also 172 Fahrge­
siellen, aufgebaul ~erden können. 
Hmzu kommen noch ca. 35 Sonder­
ausruhrungen auf Slraßen- und 27 auf 
Allradfahrgeslellen. Insgesami smd 
dies 234 zulässige Varialionen von 
Ein- und AufbaUien auf den lerschie­
denen Fahrgellellen. Reduzierung lul 
not ' 

134 zulä\\ige Kombinalionsmög­
lichkeuen bei jährlich nur ca. 1500 
Neubeschaffungen: daß dies nichl ko­
lIengünsug und winschafllich lein 
kann, muß Jedem emleuchlen ' Auch 
im Hinblick auf den europäischen Bin­
nenman.II993 kann ein solches Fahr­
zeugkonzept wie es zur Zen noch m 
der BundNcpublik beslehl. nlchl um­
ge~tzl ,,-erden. 

Alle Beleiliglen sind sich seil lan­
gem darüber einig, daß dieler Typen­
vielfall unbedingl Einhall gebOIen 
werden muß. Feuerwehren, Kommu­
nen, Bundcsländer und die Induslrie 
sind aufgerufen. sich auf das wirklich 
NOI"endigc zu besmnen. lVenn das 
heUlige. be"ähne Brandschulby,lem 
auch in Zukunfl ~eiler exislieren und 
bezahlbar bleiben soll, muß die Ausrü­
stung r3uonalisicrt und auf ein \er~ 
nünflige, Maß beschränkl werden. 

In der Vergangenheil ~urden be­
reus mehnnals Veßuche umemom­
men. die Typemielfah zu reduzieren 
und emen neuen Anfang zu machen: 

Berens in den 70er Jahren beauf­
tragte da\ Bundesministerium für For­
Ichung und Technologie (BMFT) die 
Finna Por.che, ein Konzepl rur neue 
Feuerwehr-Fahrzeuge auszuarbei"n. 
Dieser Ve"uch kam jedoch über eine 
SlUdie und em Modell nichl hmaus. 

Im Jahre 1982 begann eme Arbeils­
gruppe d", Arbensmises .. Techmk" 
der AGBF mil Venrelem des DeUl­
schen Feuerweh"erbandes damit ein 
Konzepl auszuarbeilen, das den Ar­
beiiVIilel .. lVeileremwicklung des Feu­
erwehr-Ein'allwesens einschließlich 
lechniv<:her EinSaizmillel" halle. 

Diele Arben,gruppe schlug die Ein-

ftihrung von drei Basisfahrzeugen in 
die Berufs- und Freiwilligen Feuer­
wehren vor, die sowohl rur die Brand­
bekämpfung als auch rur sämlliche 
technische HilfeleiMungen geeignet 
<ein solhen: 

Ba>isfahrzeug I. 35 I zul. Ges. 
Ge" .. solhe TSF e!\elzen. 

Basisfahrzeug 2. 9.0 I zul. Ges. 
Gew .. solhe LF8. TLF8/18 und RIV I 
e","en und 

Basisfahrzeug 3. 17,0 I zul. Ges. 
Gew .. solhe LF 16, TLF 16 '25 und 
RIV 2 erselzen. 

Die Mannschaft war je~eils mill 5 
\orgesehen. 

Diese Radikallösung konnte aber 
bei den Feuerwehren keine allgemeine 
ZUllimmung finden. 

Die Diskussion über die Basisfahr­
zeuge und die T)penvielfah ruhne 
aber dazu, daß der Lenkungsausschuß 
de> Fachnonnenausschusles-Feuer­
wehrwesen (FNFIV) 1987 den Ar­
beiMusschuß .. Fahrzeugc" AA-3 da­
mil beauflragle, Überlegungen anzu­
stellen, wie die lorhandene Typen­
lielfall eingedämml werden kann. Der 
AA-3 seille daraulllin einen kleinen 
Arbeilskreis ,.TypenreduZIerung" ein. 
der sich mimaIs im Februar 19881raf. 

Dieser Arbeil,kreis lislele zunächsl 
einmal alle vorhandenen Nonnfahr­
zeuge auf, zeigle den Trend ftir ganz 
beslimmle Nonnabweichungen auf, 
enniuelte die durchschnililichen Jah­
re,stückzahlen und entwickelle hier­
aus dann eine reduziene Fahrzeugpa­
lelle. 

So blieben beispielsweise von den 
derzeil 2] leßChiedenen genonnlen 
Löschfahrzeugen (hierbei blieben die 
vielen, vielen Sonderanfenigungen 
ohne Berücksichligung) nur noch 7 
Fahrzeuge übrig. 

Löschfahrzeuge 

Bei der Neukonzeption dieser Fahr­
zeugpalelle war Ion folgenden Über­
legungen auszugehen: 
- beslehende lakusche Gesicht>-

punkle solhen unveränden 
bleiben, 
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- auf dem Sland und der Organ isa-
1I0n der Ausbildung muß aufgebaul 
werden. 

- keine welentlichen Änderungen 
bezüglich der Organisalion der 
Feuerwehren (kleine Onsleilfeuer­
wehren bleiben erhalten), 

- die neuen Fahrzeuge müssen in den 
beslehenden Fahrzeugpark inle­
grierbar sein, 

- der zu erwanende EG-Führer­
schein (3,5 I z. G.) iSI zu beachlen. 

- beslehende RechlSnonnen (z. B. 
SIVZO) müssen enullt "erden, 

- Koslenreduzierung, 
- die Vo~hriflen des Kalaslrophen-

schulle, (z. B. STAN) sind zu 
berücksichligen . 

- die durchaus posiliven Vorschläge 
zur Konzeplion der Basisfahrzeuge 
waren einzuarbeilen. 

.----
T allel1c I· Lt~te der FeuerAehrfahrzrugt 
illt 

I} TSF. Straße. :\.5 I. I 5. 
2) LF It. Straße. 6 I. 118. 
11 LI' i. Str.lße. 7.S!. 1'8. TII. 
41 LI' 4. Allrud. 91. 18. TH . 
5) LI; S, Straße. 75. I. 1 S, 

ZU\3I7l1elaJung nach Bedarf 
61 LI' i. Allrud. 91. I ~. 

r-:- IU\allheladung nach Bedarf 

71 LF·Ib-TS. Str.lße. 91. I 8. 
il LF Ib-TS. All"". 91. 18. 
9) LF 16-TS. Straße. 121. I !I. 

10) LF I6-TS. Allratl. 121. I .. !I. 
11) LF 16. SIr.lßc, 121, 118, 12001. TI! 
12) LF 16. Allrad, 121. 1/8. 1200 I. TI! 

13) LF 24. Straße. 161. 1.8. 1(ß) I, TII 
14) Trol.F 7~. Su-aße. 7.5 I. 112 . 
I~l TmtF 7~. Allrad. 7.5 I, 1,12. 
161 TII i 18. Straße. 7.51. 11. IROOI. 
l7) TU, WIS. Allrad. 91. 112.2400 I. 
Il!Il TII 16. 25. Slro8e. 12 I. 1,5.2500 I. 
191 TU 16'25. Allrad. 121. 1'5.2500 I. 
10) fron F 16. Straße, 121. 1/5. IHOO I. 
11) TmTIF 16. AIII'3d. 121. 1,5. 1800 I. 

22) TU- 24 50. Straße. 161. 112, .ml I. 
~~u 24 SO. Allrad. 161. 1'1, 5(XK) I. 

24, R'W I. Allrad, 91. 112. 
2~1 RW 2. Allrad. 121. L"l. 
261 RW J. Allrnd. 161. 1.'2. 

27) GW. Straße. 55;61, ) '1. oder "2 
21'1) m ... ·öl. Slraße. 5.5 61. I 'I. oder Ir.! 
29, GW·GefahrgUl. StmSe. 9 t. 111, 

oder It2 

1f)) S\\ HXM>, Straße. 55 61. I I. 
.11) $'W :!IXMl-Tr. Allrad. 121. 112. 

..2:!SW 2(KM).. Tr. Allrad. 121. I 5. 

- es sollten nur langfrislig lieferbare 
Fahrgeslelle VeNendung finden, 

und lasl nOlle,sl 
- waren die Wünsche und Forderun­

gen der Feuerwehrpraxis maßge­
bend. 

Die aus den o. g. Vorgaben erarbei­
lele Konzeplion (vgl. Tabelle I) wurde 
in emer Sonde~ilzung dem Lenkungs­
ausschuß - FNFIV - vorgeslellt und 
Ion diesem Gremium gebilligt 

Der AA-3 wurde beauftragt diese 
neuen Fahrzeuge umgehend zu nor­
men. Dies iSI auch im Hmblick auf 
Europa 199] wichlig, da nach der 
konslilUlerenden Sillung des .. CE 
TC 192 Fire Brigade Equipment" am 
10. -12. Jan. 1990 in Manchesler kei­
ne nalionalen Nonnen mehr aufge­
sleih werden dürfen 

Im übrigen liegl es auch im Interes-

neu 

I lTsr. Straße. 351. I S. 
2) TSF·W. Straße. S.5 t. 1/5. 500 I. 
31 LI' 86. Str.lße. 7.S I. 1/8. OOIJ I 

ml o. TS)') 
4J LI' 86. Allr.ld. 91. 118. OOIJ I 

(TI! o. T5)') 

.) == nach tlf'Il. Btlangen 

SI LI' 1b-12. Allrad. 12 1.1/8. 1200 I. 
tl'\\eiler1c TH 

6111..F 16124. Allrad. 9.51. 112.2400 I. 

71 TLF 2448. Allr.l". 17 t. In. 4ROO I. 

8) RW I. Allmd. 91. ),1. 
91 RW 2. Allrad, 11 t. 1'2 

10) GW-G I. Straße. 7.S I. In. 

11) G\\ ·G 1. Straße. 91. 112. 

12) SW 2(0), Allrad, 91, 112 . 



se der Industrie, die Angebotspalette 
zu reduzieren, da z. B. nur sieben 
Lösehfahrzeuge der verschiedenen 
Gewichtsklassen besser auch auf dem 
europäisehen Markt verkauft werden 
können als 23 wie vordem. (Tabelle I 
"Neukonzeption der Feuerwehrfahr­
zeuge der 90er Jahre"). Sieht man sich 
einmal den Bestand an Löseh- und 
Tanklösehfahrzeugen an (vgl. Tabelle 
2), stellt man fest, daß gegenwänig 
das Tragkraftspritzenfahrzeug TSF 
mit Abstand das am meisten vorhande­
ne Fahrzeug ist. 

Tabelle 2: Bestaoo an Lösch- und Tank-
löschfahrzeugen (Stand 19&6) 

Typ BundNepubhk 
Deutschland 

FF SF 

TSF 10484 11 

LF 8 8002 43 

LF 16+ LF 16 TS 3250 JOI 

LF24 10 60 

TLF8/18 1793 3-l 

TLF 16125 4357 191 

TLF24/50 297 79 

Das TSF ist das kleinste Löschfahr -
zeug und bei kleinen Feuerwehrein­
heiten - auch in winsehaftlicher Hin­
sicht - nicht wegzudenken. Es ist 
damit auch ein wesentlicher Faktor zur 
Erhaltung kleiner Freiwilliger Feuer­
wehreinheiten. Auch entspricht es mit 
3,5 t dem beabsichtigten Pkw-EG­
Führersehein und wurde mit 4teiliger 
Steckleiter, Atemsehutz-, Schaum­
ausrüstung und Kettensäge erheblich 
aufgewenet. 

Größtes Defizit des TSF und LF 8 
war bisher, daß diese Fahrzeuge kein 
Lösehwasser mitsichftihren. Dies 
ftihne in der Vergangenheit oft zu 
wenvollem Zeitverlust, weil die Feu­
erwehren vor der eigenllichen Brand­
bekämpfung zunächst die Lösehwas­
serversorgung sicherstellen mußten. 
Zum nächstgrößeren wasserfuhrenden 
Lösehfahrzeug, dem LF 16, klaffte 
hier eine Lücke. 

Aus diesem Grund wurde ein TSF­
Wasser mit 5,5 t zulässigem Gesamt­
gewicht eingeruhn. Das TSF-W hat 
die Beladung eines TSF (für eine 
Lösehgruppe) sowie Atemsehutzgerä­
te , Kettensäge und Hitzesehutz und 
zusätzlich einen 500 I fassenden 
Lösehwasserbehälter, der an der ein­
geschobenen Tragkraftspritze TS 8/8 
angesehlossen ist. Das Löschwasser 
kann von der TS 8/8 über eine Schnell­
angriffseinrichtung abgegeben wer­
den. Durch Abkopplung der Tanklei­
tung, der Schnellangriffseinrichtung 

Das neue LF 8/6. 

und des Abgassehlauches kann die TS 
8/8 auch vom Fahrzeug abgesetzt be­
trieben werden. 

Für diesen Fahrzeugtyp werden 
Fahrgestelle mit serienmäßiger Dop­
pelkabioe verwendet. Mit diesem 
TSF-W wird der Masse der Feuerweh­
ren neben einem preiswerten auch ein 
universell einsetzbares Fahrzeug an 
die Hand gegeben. 

Nachdem bereits vor drei Jahren die 
ersten beiden Tragkraftspritzenfahr­
zeuge (3.5 t zul. Ges. Gew.) mit einem 
350 I fassenden Löschwasserbehälter 
im Kreis Euskirchen (Regierungsbe­
zirk Köln) mit Genehmigung des In­
nenministeriums NRW besehafft und 
ansehließend erprobt worden waren, 
befinden sich nunmehr seit einigen 
Wochen zwei TSF-W (nach neuem 
Normentwurt) in der Erprobung, und 
zwar bei der Freiwilligen Feuerwehr 
Euskirchen und einer Freiwilligen 
Feuerwehr in Hessen. Die ersten (sehr 
positiven) Ergebni,se liegen bereits 
vor. 

Auch das LF 8 wird zukünftig 
Lösehwasser mitftihren und als LF 8/6 
bezeichnet. Es wird 7,5 t als Straßen­
fahrgestell und 9.0 t mit Allrad haben. 
Darüber hinaus verfugt das Fahrzeug 
über eine festeingebaute Heckpumpe 
FP 8/8 (Vorbaupumpe ist enfallen), 
einen Lösehwasserbehälter (600 I) und 
eine Schnellangriffseinrichtung. Zwei 
der Preßluftatmer können im Mann­
sehaftsraum untergebracht werden. 
Die Standardbeladung bleibt uOlerän­
den. Darüber hinaus ist ftir das LF 8/6 
folgende Zusatzbeladung vorgesehen: 
- Technisehe Hilfeleistung oder 
- eine Tragkraftspritze TS 8/8 oder 
- eine zusätzliche Beladung ftir Ge-

fahrgut. 
Bei diesem Fahrzeug ist die Wahl 

eines geeigneten Fahrgestelles beson­
ders wichtig. So ist es beispielsweise 

beim Daimler-Benz 81~ nicht mög­
lich, die Zusatzbeladung einzubrin­
gen, da die Nutzlast um ca. 800 kg 
geringer ist als bei dem Typ 81 1 D. 
Zudem betragen die Beschaffungsko­
sten bei dem 814ca. 30000 DM mehr. 

Prototypen des LF &6 sind bei hes­
sisehen Feuerwehren bereits seit län­
gerem im Dienst. Diese drei Fahrzeug­
typen (TSF, TSF-W und LF 8,6) wer­
den in Zukunft den Hauptanteil der 
Fahrzeuge bilden. Andere LF 8-Va­
naßlen wird es zukünftig - zumindest 
in Hessen - nicht mehr geben. 

Das bisherige LF 16 wird künftig 
die Bezeichnung LF 16 12 haben und 
grundsätzlich auf einem Aliradfahrge­
stell aufgebaut. Die zusätzliche Bela­
dung wird für die Technische Hilfelei­
stung erweiten (Spreizer, Schere, He­
bekissen usw.) und das Fahrzeug er­
hält eine Flutlicht-Beleuchtungsein­
riChtung ftir Einsatzstellen. Das zuläs­
sige Gesamtgewicht wird bei 12 t blei­
ben (es kann jedoch je nach Fahrge­
stell bis zu 13.5 t aufgelastet werden). 
Die Motorleistung wird auf max. 180 
kWI244 PS begrenzt. Die Vomoml für 
das LF 24 wird zurückgezogen, da 
dieses Lösehfahrzeug seither nur in 
geringen Stückzahlen hergestellt 
wurde. 

Das LF 16-TS wurde aus der Palette 
der künftigen Nonnfahrzeuge heraus­
genommen, weil dieser Fahrzeugtyp 
vorwiegend vom Bund beschafft und 
für den kommunalen Bereich ebenfalls 
nur noch in geringen Stückzahlen her­
gestellt wird. 

Tanklösehfahrzeuge werden künf­
tig generell nur noch Truppbesatzung 
(1/2) haben, wie bereits heute schon 
das TLF 8/18 und das TLF 24/50. Das 
TLF 16/25 wird es nicht mehr geben. 
weil die Expenengruppe festgestellt 
hat. daß es sich bei Bestellungen -
aufgrund von Sonderwünsehen der 

Feuerwehren wie z. B. Gruppenkabi­
ne, Zuladung Ion Gerätesätzen für die 
Techn. Hilfeleistung, festeingebaute 
Stromerzeuger (dafür "eniger Was­
ser) usw. - nur noch in den wenigsten 
Fällen um ,_klassisehe" TLF 16/25 
handelt und die beiden Fahrzeugtypen 
LF 16 und TLF 16125 kaum noch zu 
unterscheiden sind. Das allradange­
triebene TLF 8/18 soll in Zukunft TLF 
1624 heißen, eine festeingebaute FP 
1818, 2400 I Lösehwasser und ein 
zulässiges Gesamtgewicht von max. 
9,5 t haben. 

Das TLF 24/~8 (früher 24/50) bleibt 
wie bisher nach der bestehenden Norm 
DlN 14530 Teil 21 erhalten. Somit 
sind von verschiedenen Lösehfahrzeu­
gen sieben z. T. erheblich aufgewene­
te Fahrzeuge verblieben. 

Rüstwagen 

Bei den Rüstwagen wird e> nur noch 
RW-I Allrad mit 9 t und den RW-2 
Allrad mit 12 t geben. Die Norm des 
TW-3 wurde zurückgezogen. 

Schlauchwagen 

Als Schlauchwagen wird es zukünf­
tig nur noch einen genormten SW 
2000 mit Allradantrieb, 9 t zulässigem 
GesamtgewiCht und einer Besatzung 
1/2 geben. Die Noml des SW 1000 
wird zurückgezogen, da hier relativ 
hohe Kosten einem geringen Nutzen 
gegenüberstehen. 

Drehleitem 

Die Drehleitern nach DlN 1470 I 
wird es in den drei nachstehenden 
Varianten geben: DUDLK 1219: 9 t 
zul. Ges. ·Gew., 12 m Nennrettungs­
höhe, 9 m Nennausladung; DUDLK 
18112: 12 t zul. Ges.-Gew., 18 m 
Nennrenungshöhe, 12 m Nennausla­
dung: DUDLK 23112: 14 t zul. Ges.­
Gew., 23 m 'ennrenungshöhe_ 12 m 

ennausladung. 

Zusammenfassung 

Die hier vorgestellte Neukonzep­
tion der Feuerwehrfahrzeuge der 90er 
Jahre wird sich nach Auffassung aller 
beteiligten Fachleute durchsetzen: für 
die Lösehfahrzeuge sind Normentwür­
fe im Gelbdruck lerabschiedet. Mit 
einer Veröffentlichung der ormen ist 
in Kürze zu rechnen. 

Dieses neue Konzept wird schon in 
diesem Jahr im Zuwendungsverfahren 
für Feuerwehrfahrzeuge Berücksichti­
gung finden. 
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DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Rettungs schwimmer 
kämpften um Siege 

"Zieh. lieh ... ". diese Anfeue­
rungsrufe waren bis ins Freibad zu 
hören. Neugierig geworden, gesellten 
sich dann auch Freibadbesucher zu 
den rund 150 Schlachtenbummlern, 

gekocht. Obwohl am Wasser. war der 
Durst groß. Das warme Weller und die 
Hallenbadheizung ~rgten zeitweilig 
rur Temperaturen knapp unter 50 
Grnd. Dennoch ging e, die zwei Tage 

Lautstark unlerstütJ.I \\urdclI die Wellkamprteilnehmer \ 011 ihren Kame­
radinnen und Kameraden und den angereisten Schlachtenbummlern. 

die am 19. und 20. Mai ins Langenfel­
der Hallenbad gekommen waren. 

700 Teilnehmer kämpften bei den 
Landemrbandsmeisterschaften im 
Rellung,sehwlmmen um Plätze und 
Siege. Die Onsgruppe Langenfeld als 
Gastgeber halle die Organisallon fest 
im Griff Pausenlos wurde rur die 
Kampfrichter und die Helfer Kaffee 

(Foto: Mey) 

lang disziplinien zu. Das bestätigten 
auch die Bäderverwaltung und die 
Schwimmeister. Sie stellten den Teil­
nehmern das beste Zeugnis aus. 

Bürgermeister Fnedhelm Görgens 
und Lande;lCrbancllpräsident Hans 
Willi Bouke; überreichten die begehr­
ten Pokale und beglück wünschten die 
Sieger. 

Heues Infomobilennöglicht effektive 
DLRG-Öffentlichkeitsarbeit 

Seil rund drei Monalen wird das 
In!omobil des Landesverbandes 
Sehleswig-lIolsiein eingeselzt. Auf­
lakll'eranslaltung war das Landes­
jugendlrelTen in Flensburg. Bei 
zahlreichen weileren Veranslaltun­
gen, u. a. auch bei der WacherölT­
nung an der Eibe in Stade und bei 
der Kieler Woche, wurde das neue 
Fahrzeug genullt. 

Der Aufbau des Kleinuansponcrs 
mit Tleflahrgestell kann ähnlich. ie 
bei einem Verkaufs .. gen ,ei tl ich ge­
öffnet .enlen und gibt dann einen ein 

Meter langen Tresen frei . Eine Tür 
und eine herausziehbare Stufe im vor­
deren Fünftel des Aulbaus öffnen den 
Innenraum rur Interessenten. Don la­
den eine Bank, ein Klapptisch und 
Stuhle zu angeregten Gesprachen ein. 
De, normale Zugang zum 2.30 Meter 
breiten und et. a gleichhohen Innen­
raum bildet eine abschließbare Heck­
tür. Die in\tallienen Deckenleuchten 
werden über einen externen 220-Volt­
Anschluß versorgt. und eine gasbetrie­
bene Luftheizung IOrgt auch in der 
kalten Jahremit rur IIiOhlige Wärme. 
Noch ist die Innenau tanung nicht 
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Da!t neue Tnfomobil des OtRG-l.andb \crbandl'S Schlcs\\ig-I-Ioistein hul die 
ersten Ue\\iihrungsproben bestanden. (Foto: Luhn) 

komplen. Zwar gibt es außer Bank und 
Ti"h auch eine Arbeitsplane an der 
Rückfront und einen Besenschrank. 
aber Materialflicher und vie le andere 

Heues Rettungsboot 
auf dem Heckar 

Rechtzeitig zum Saisonbeginn wur­
de bei der DLRG Heidelberg (LV 
Baden) e", neues Motorrenungshoot 
auf den Namen "Dieter Eisenmann" 
getauft. Dieter Eisenmann • ar bIS 
1984 Technischer Leiter und "rstarb 
1985. Als Taufpate fungienen die 
Wit .. des Namensgebers. Lore Ei­
senmann. und StOO1l) ndikus Dr. 
Klau \ Plate. 

Die "Dieter Eisenmann" wird die 

nützliche Einnehtungen fehlen bllher. 
Sie ~t1en, wie auch eine zusäILliche 
Beschriftung. im Laufe der Zeit er­
gänzt.erden. 

Aufgaben ihres 1969 angeschafften. 
aber nicht mehr e",satzbereiten Vor­
gänge" übernehmen. Auf der bundes­
llieil am stwten frequentienen Was­
serstraße. dem eckar bei Heidelberg. 
ist es unerläßlich. ein zu'erlässiges 
Boot zur Verfugung zu haben. 

Finanzien "urde da.1 0,8 Tonnen 
schwere und 6.10 Meter lange Off­
Shore-Boot. das mit Hilfe eines 70-
PS-Außenhordmotors eine Höchstge­
schwindigkeit Ion 50 Stundenkilome­
ter erreicht. mit Mine ln des Landes, 
der Stadt Heidelberg und der onsan­
sässigen Sparkasse. Mallhi as Friek 

!.ore Eiscnm:1I11l bei der Taufe des neu~n l\1otorrellungsbooles .. lJieler 
Ei.;;enmann". (Foto: Kresin) 



Trotz fmanzieller Sorgen 
mit Optimismus in die Zukunft 

Mit großen Sorgen, aber auch neu­
en Perspekti\"en geht der DLRG­
Landemrband Bayern in die näch­
sten Jahre: Auf der Landestagung 
in Fürth bei Nürnberg machte der 
einstimmig wiedergewählte LV­
Präsident Richard Rosipal (Würz­
burg) einmal mehr deutlich, daß der 
Landes\"erband ohne größere staat­
liche Unterstützung nicht mehr le­
bensflihig ist. 

Sein Appell an Staatssekretär Dr. 
Günther Beckstein gerichtet, der in 
seiner Eröffnungsansprache zum The­
ma "Möglichkeiten und Grenzen der 
Zusammenarbeit zwischen Staat und 
privaten Hilfsorganisationen" sprach, 
blieb nicht ungehön, wurde das neu­
gewählte Landespräsidium doch zu ei­
nem Gespräch in das bayerische In­
nenministerium eingeladen, in dem 
näher auf die Probleme der DLRG in 
Bayern eingegangen werden soll. 

Fränkischen Wein überreicht LV-I)riisidcnt R. RosipaJ an Staatssekretär 
Dr. G. Beckstein (rechts). Woto: Tressell ) 

Empfang 

Die Landestagung 1990 begann am 
18. Mai mit einem Empfang des Lan­
despräsidiums und des LV-Rates 
durch den Fünher Oberbürgermeister 
Uwe Lichtenberg_ der die "lebensret­
ter- in seiner Stadt herzlich begrüßte 
und die Arbeit der DLRG in Bayern, 
insbesondere aber die des Ons,erban­
des Fünh, würdigte. 

Bei der Eröffnung der Landesta­
gung am 19. Mai war es erneut LV­
Präsident Rosipal, der die zahlreich 
gekommenen Ehrengäste und Staats­
sekretär Dr. Günther Beckstein auf die 
finanziellen Sorgen des Landesw­
bandes hinwies. Er machte deut lich, 

daß er angesichts der großen finanziel­
len Probleme des Landes,erbandes 
kein Verständnis dafUr aufbringt, daß 
es - so wie in anderen Bundesländern 
möglich - in Bayern nicht gelingt, der 
DLRG aus dem großen Kuchen des 
Staatshaushaltes mit 40000 oder 
50000 Mark pro Jahr unter die Arme 
zu greifen und damit aus ihren Geld­
sorgen bei den Betriebskosten zu be­
freien. 

GroB \\ar dann die ÜberrJ\!.hung 
und Freude besonders fUr die Akti\"en 
des OLRG-Onsverbandes Fünh. als 
Fünhs Oberbürgermeister Uwe Lieh­
tenberg den Delegienen herzliche 
Willkommensgrüße übermittelte, 
selbst bekannte, daß er als Mitglied 
gern bei der DLRG ist und den Fünher 
,.Lebensrettern" die achtbare Spende 
von 10000 Mark fUr die Ersatzbe­
schaffung eines neuen Rettungsfahr­
zeuges zusichene. Die Grüße von 

Das neue Landespriisidium (\'on lin ks): Hartmut Tressclt (LdÖ), Wolfram 
Rattay (Vizepräsident), Richard Rabcnslcin (Vors. Jugend), Willi Stern 
(TL), Richard Rosipal (LV-I>rüsidenl), Wolfgang Stockinger (Vizepräsi­
denI), Dr. Wilfried Ilrause (Anl), Max Gebauer (Schat/.meister), Oieter 
Kunad (Justitiar). (Bild: Holl.) 

DLRG-Präsident Hans Joachim Bar­
tholdt überbrachte der Leiter der Öf­
fentlichkeitsarbeit des Präsidiums, 
Bernd Schäfer. 

Unter dem Tagungspräsidium von 
Manfred Bolz, Oieter Schreiber und 
C1audia Fink nahm dann die Landesta­
gung ihren Verlauf. Präsident Richard 
Rosipal ermahnte zunächst die Dele­
gienen, für einen Nachfolger zu sor­
gen, damit er - bei einer Wiederwahl 
- in drei Jahren sein Amt in jüngere 
Hände übergeben könne. ,.Es gilt, 
neue Ideen und neue Gedanken zu 
entwickeln und die Kontaktfahigkeit 
zur jüngeren Generation herzustel­
len'" Er vermerkte, daß die Solidarge­
meinschafi in der DLRG weiterhin 
gegeben ist, obwohl es draußen in den 
Gliederungen, besonders durch die 
Umsetzung der neuen Satzung, viel 
Arbeit gebe. "Wir brauchen Leute, die 
sich voll engagieren' Recht aufschluß­
reich waren die Berichte der Präsi­
diumsmitglieder, die den Delegienen 
bereits vor der Landestagung zur Ein­
sichtnahme zugegangen waren, so daß 
dieser Tagesordnungspunkt rasch ab­
gewickelt werden konnte. 

Nach den Berichten erfolgte die 
Vorlage und Billigung der Jahresab­
sch lüsse 1988 und 1989 sowie des 
Haushaltsplanes 1990, worauf die ein­
stimmige Entlastung des Landespräsi­
diums erfolgte. 

Neuwahlen 

ach einer Unterbrechung der Ta­
gung am Samstagabend fand am Sonn­
tag, dem 20. Mai, die Neuwahl des 
Prälidiums statt. Teils per Stimmzet-

tel. teils per Akklamation durchge­
fUhn, hatte sie folgendes Ergebnis: 
LV-Präsident Richard Rosipal (Würz­
burg), Vizepräsidenten Wolfram Rat­
tay (Coburg) und Wolfgang Stockin­
ger (Nürnberg, neugewählt), Schatz­
meister Max Gebauer (Neumarkt , 
neugewählt), Technischer Leiter Willi 
Stern (Neumarkt), Leiter der Öffent­
lichkeitsarbeit Hanmut TresseIt 
(Kaulbeuren), Justi tiar Oieter Kunad 
(Nürnberg, neugewählt), Arzt Or. 
med. Wilfried Prause (Neustadt/Da­
nau). Als Jugendvorsitzender wurde 
vom Landesjugendtag wieder Richard 
Rabenstein (Wunsiedel) gewählt. 

Das "neue Konzept" 
für die DLRG-Einsatz­

übung ging auf 
Auch in diesem Jahr wurde vom 24. 

bis 27. Mai das schon traditionelle 
,.westfalen-Wochenende" dazu ge­
nutzt , die Einsatzbereitschaft der Was­
serrettungsgruppen unter Beweis zu 
stellen und Übungen für den Ernstfall 
durchzuführen. 

Der Schwerpunkt dieser Ausbil­
dungsveranstaltung sollte in diesem 
Jahr der Einsatz von ausgebildeten, 
selbständigen ZugfUhrern sein mit der 
Aufgabe insbesondere der Lenkung 
der einzelnen Züge und das Zusam­
menspiel der Bootsbesatzungen mit 
den Rettungstauchern unter Berück­
sichtigung der entsprechenden Vor­
schriften (BAGUV/Bootsführeran­
weisungen usw.). 

So wurden drei Zugführern schon 
,order Übungjel<eils neun von den 27 
gemeldeten Einheiten einschließlich 
einer Einheit aus Dinslaken (LV Nord­
rhein) zugeteilt. 

Selbständig mußten diese Kamera­
den die Treffpunkte und Zeiten ihrer 
Gruppen festlegen und dazu einladen, 
mit der Maßgabe zu drei verschiede­
nen Stellen (zweimal Weserlei nmal 
Mittellandkanal) die Züge in Kolonne 
hinzuleiten und die Boote zu Wasser 
zu bringen. 

Die nächsten Tage wurden dazu 
benutzt, Übungen der Bootsbesatzun­
gen und Taucher durchzufUhren. Auch 
die FahrzeugfUhrer wurden in einem 
"neuen Wettbewerb" geforden, in 
dem u. a. Fahrübungen mit Trailer 
nach Zeit gefordert wurden. 

Die Absch lu ßbesprechung der vor­
her bestimmten Zugführer (ohne 
Wechsel) und die vorbereitende Schu­
lung haben sich bewähn. 

Kleine Mängel und auch "Leerlauf­
zeiten" müssen bei der nächsten 
Übung berücksichtigt werden. 
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Presseschau 
Medizinische 

Vorsorge in den 
USA angemahnt 

Die Geschichte des PDH (pak­
kaged Disaster Hospitals = vor­
verpacktes Katastrophenhospi­
tal) ist ein Beweis großer Inve­
stitionen durch die US-Regie­
rung in einem wichtigen Pro­
gramm zur Bekämpfung von 
Katastrophen und wie dieses 
Programm zuerst vernachläs­
sigt und später aufgegeben 
wurde. &llOn vor zehn Jahren 
machte Dr. Max Klinghoffer im 
"JOUI'Ilal of Givil Defense" dar­
auf aufmerksam. Im nachfol­
genden Artikel berichtet er, wie 
es heute um diese Sache steht. 

Die Vereinigten Staaten ha­
ben auf die Erdbebenkatastr0-
phe vom Dezember 1988 in M­
menien reagiert. Unmittelbar 
nachdem sich die Katastrophe 
ereignet hatte, wurde klar, daß 
die russischen Einl'ichtungen 
und ihr Personal Mühe hatten, 
mit den Folgen des Erdbebens 
fertig zu werden. Die Russen 
haben diesen Mangel zugege­
ben und die Hilfe durch andere 
Nationen begrüßt. 

Aber wieviel mehl' hätten die 
USA leisten können , wenn wir 
in der Lage gewesen wären, 
einfachen Sch u tz vor den Ele­
menten zur Verfügung zu steI­
len, sowie grundlegende medi­
zinische Hilfe im Katastro­
phenfall. Vor wenigen Jahren 
wären wir noch in der Lage ge­
wesen , so zu handeln. 

In den frühen siebziger Jahen 
besaßen wir mehr als zweitau­
send PDH (vorverpackte Hospi­
taJausrüstungen), die im gan­
zen Land in nichtmilitärischen 
Zielgebieten eingelagert waren 
(heute besitzen wir weniger als 
vierhundert). Wil' konnten nur 
zwei Einheiten nach Al'menien 
senden. Ein kleiner Rückblick 
auf die PDH und deren Ge­
schichte kann erklären, wie wil' 
vielleicht hätten beitragen kön-
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nen, viel mehr Leben in Mme­
nien zu retten, und wie wir viel 
Leiden hätten mindern 
können . 

Die Originalversion des PDH 
bestand aus einem improvisier­
ten Zweihundert-Betten-Zivil­
schutz-NothospitaJ, das schon 
1940 zur Verfügung stand. Als 
Muster für diese Einheit diente 
das mobile ChirurgiehospitaJ 
der Armee des koreanischen 
Krieges, vergrößert auf zwei­
hundert Betten oder Liegestel­
len und den nötigen Versor­
gungsgütern. Ein paar Jahre 
später wurde dieses Zivil­
schutznothospitaJ von seinem 
ursprünglichen Liefergewicht 
von etwa dreizehn Tonnen auf 
etwa dreiundzwanzig Tonnen 
erweitert. Diese ganze Ausrü­
stung wurde in transportfähi­
gen Kisten gelagert. 

Die PDH war so selbstgenü­
gend, wie nur irgend eine Ho­
spitaJeinheit sein könnte. Sie 
war in verschiedene Unter-
gruppen eingeteilt: Triage, 
Schockbehandlung, Allgemei-
ne Abteilung, Chil'urgie, Rönt­
gen, Labor, Apotheke , Allge­
meine Versorgung, technische 
Einrichtungen und Unterhalt. 
Die Ausrüstung umfaßte Not­
stromaggregate, Beleuchtung 
und Verkabelung, ein Notwas­
serversorgungssystem , Liege­
stellen , Operationstische, spe­
zielle orthopädische Feldbet­
ten, Operationslampen (batte­
riebetrieben oder mi t 115 V), 
Sterilisatoren (elektrisch oder 
durch Treibstoff betrieben), 
Bettwäsche, chirurgische In­
strumente, ein tragbares Rönt­
gengerät, Polaroid-Filme mit 
Entwickler, Werkzeuge und 
verschiedene Geräte. Ein Zelt 
war nicht vorgesehen, da die 
PDH in Schutzräumen zum 
Einsatz kommen sollte. 

Man sollte jedoch in Betracht 
ziehen, wieviele Leben wir hätt­
ken retten können, wenn wir 
anstatt zwei Einheiten deren 
zwanzig dieser PDH nach M­
menien hätten einfliegen kön­
nen, zusammen mit Zelten und 

Öfen. Wir hätten wenigstens ei­
nen gewissen Schutz vor den 
Elementen und die wichtigste 
medizinische Kataslrophenhil­
fe leisten können. 

In dieser Beziehung haben 
wir versagt, weil Beamte in un­
serer Regierung ohne plausi­
blen Grund das PDH-Pro­
gramm aufgegeben hatten. Da­
durch verloren begreiflicher­
weise viele der verwaltenden 
Distanzen der PDA (Staaten, Be­
zirke, Städte, Hospitäler) ihr In­
teresse an diesem Programm. 
Dann begann eine Organisa­
tion mit dem Namen "Pan Ame­
rican Development Founda­
tion" die Einheiten aufzukau­
fen, um sie angeblich südame­
rikanischen und zentralameri­
kanischen Staaten zu liefern. 
Wir haben bis heute nicht her­
ausgefunden, wohin die Hospi­
taJeinheiten gesandt oder wie 
sie verwendet wurden, nach­
dem sie Süd- und Zentralameri­
ka "gespendet" worden waren. 
Heute besitzen wir weniger als 
vierhundert dieser ursprüngli­
chen zweitausend PDH, und 
von diesen wurden viele seither 
zu Ersatzteilen ausgeschlach­
tet. Aus allen diesen Gründen 
waren wir in der Lage. nur zwei 
dieser Nothospitäler nach Ar­
menien zu liefern, obwohl es 
keinen Mangel an medizini­
schem Personal gab, das sich 
freiwillig für diesen Einsatz ge­
meldet hatte. Und die Vereinig­
ten Staaten selber wurden trau­
rigerweise dieser dringend be­
nötigten HospitaJeinheiten be­
raubt. 

("Journal ofCivil Defense" 3/89, 
USA) 



Hilfe tür Ausbildung 

Nach fast dreijähriger Arbeit stellt ein im 
Katastrophenschutz aktiver Pädagoge eine 
von ihm unter Mitwirkung von Fachdienstex­
perten und Wissenschaftlern erarbertete Un­
terrichts- und Medienplanung vor. 

Im einzelnen sind dies ein Foliensatz 
"Pädagogik im KatS" und ein Foliensatz 
"Führung und Fachdienste". Im Rahmen der 
Darstellung der Arbeit der S-Leiste sind noch 
die Einzelbereiche S1-S4 erfaßt. 

Neben diesem Folienwerk wurde auch ein 
umfangreiches Planspiel entwicke~, das 
durch seinen variablen Aufbau in Modulen 
Ausbildungsprogramme von der He~erschu­
lung bis zum Stabstraining gestattet. 

Hier einige Parameter des Planspiels: 
- Größe: ca. 14 m2 entspricht 

(Maßstab 1 :87) 
- Anzahl der Einzelplatten 
- Anzahl der Einwohner! 

Arbeitsplätze 
- Anzahl der Objekte 
- Anzahl der Einheiten! 

ca.11ha 
48 

ca. 5000 
136 

Einrichtungen BOS 50 
- Transportkapazität 500 
- Anzahl der festinstallierten Schäden 13 
- Anzahl der direkt Betroffenen 950 

(Foto: Zaretzke) 

Schützt und schont 

Das Rettungs-Umbettungstuch ist aus ei­
nem Kunststoffgewebe gefertigt, robust und 
zur Säuberung und Isolierung beidseitig be­
schichtet. Zur Aufnahme der Holme mit Quer­
stabilisatoren, Seilen und Zeltstangen sind 
seitlich zwei Hohlsäume eingearbeitet. In den 
patentierten Randbereichen sind je Seite 6 
Tragegriffe bzw. Spannöffnungen für funk­
tionsgerechte Nutzungen vorhanden. Das 
Tuch eignet sich auch für die Erste-Hilfe­
Ausbildung oder Übungseinsätze. 

Die Verwendungsmöglichkeiten sind viel­
fältig: als Begleitunte~age, Bergetuch, Unter­
lage gegen Verschrnutzung der Gerätschaf­
ten, als Schutzauflage gegen Beschädigung 
der Vakuum matratze durch Glas bzw. andere 
Gegenstände am Unfallort, als SChutzraum-, 
Transportliege, Verbandplatzausstattung 
oder als platzsparende Vorhaltung in einem 
Depotwandschrank. (Foto: Klein) 

Sichere Beatmung 

Ein neuer automatischer Notfallrespirator 
ist weltweit das erste und einzige Modell, das 
zur kontrollierten und assisUerten Kurzzeit­
Beatmung dient und sich jeder respiratori­
schen Notfallsituation anpaßt. Das Gerät wird 

bereits am Notfallort eingesetzt, aber auch 
während der Akut-Diagnosbk oder bei Ve~e­
gungstransporten innerhalb und außerhalb 
des Krankenhauses. 

Bei kontrollierter Beatmung arbeitet das 
Gerät automatisch, ohne Mithilfe des Patien­
ten. Bei assistierter Beatmung werden die 
Steuerimpulse durch die Eigenatmung des 
Patienten ausgelöst und dann ein vom An­
wender vorgegebenes Atemvolumen gelie­
fert. Bei ausbleibender Triggerung schaltet 
das Gerät automatisch von assistierter auf 
kontrollierte Beatmung um. Bei unzureichen­
der und plötzlich wieder einsetzender Spon­
tanatmung muß der Patient nicht mehr rela­
xiert und/oder sediert werden, sondern kann 
assistiert beatmet werden. 

Oas Gerät ist zeitgesteuert, volumenkon­
stant und druckbegrenzt. Es arbeitet nach 
dem Prinzip der intermittierenden positiven 
Druckbeatmung (IPPB). Die Steuereinheit 
entspricht dem neuesten Stand der Mikro­
prozessor-Technologie. Zur Patienten-Si­
cherheit und Patienten-Kontrolle ist es mit 
einem optischen und akustischen Alarm- und 
Informationssystem ausgerüstet. 

(Foto: Weinmann) 

Ausbildung per Video 

Herz-Lungen-Wiederbelebung, 
VHS-Videokassette, 20 Minuten Spielzeit, 

GMF-Feuerwehrfilm, 6073 Egelsbach 
Tausende von Menschen sterben jäh~ich 

an den unmittelbaren Folgen eines Herzstill­
standes. Die Gründe dafür sind jedermann 
hinlänglich bekannt. Nicht nur Unfälle, son­
dern vielmehr auch Hektik, Streß, die Über­
schätzung der eigenen Leistungsfähigkeit 
und eine ungesunde Lebensweise sind die 
Ursachen für einen akuten Herz-Kreislauf­
stillstand. 

Hat das Herz aufgehört zu schlagen, so 
setzt nach 10 bis 15 Sekunden die Atmung 
ebenfalls aus. Es dauert dann meistens noch 
einmal 4 bis 10 Minuten, bis so viele Gehirn­
zellen abgestorben sind, daß die Chance, das 
Bewußtsein wiederzuerlangen, fast aus­
sichtslos ist. 

Dieser Schulungsfilm ist sowohl für die 
Stützpunktausbildung der Feuerwehr als 
auch für die Ausbildung zum ReHungs­
schwimmer und Ersthelfer gedacht. Aber 
auch in der Ausbildung zum Rettungssanitä­
ter ist der Fi lm eine wertvolle Hilfe. 

Der Film, in dem alle Elemente der Herz­
Lungen-Wiederbelebung anschaulich darge­
stellt werden, entstand unter der fachlichen 
Beratung von Dr. med. U. Jost, Leitender 
Oberarzt des Zentrums für Anaestesiologie, 
Bad Mergentheim. 
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Die 8-Wochen­
Cholesterinkur 

Von Robert E. Kowalski 
ECON-Verlag, 4000 Düsseldorf 

Medizinische Statistiken sagen aus, daß 
nahezu jeder zweite Bundesbürger davon 
betroffen ist. ob durch Veranlagung. falsche 
Ernährung oder Streß - überhöhte Blutfett­
werte sind eine nicht zu unterschätzende 
Gefahr. Mit der Höhe des Cholesterinspiegels 
steigt auch das Herzkrankheitsrisiko stark 
an. 

Das vo~iegende Buch ist eine umfassende 
Arbeit über den Umgang mit der Chemie des 
Cholesterins, und es zeigt, wie man die 
Gesundheit fordern und die Krankheiten ver­
meiden kann, die durch verstopfte Arterien 
hervorgerufen werden. 

Das Cholesterin. das wesentlich für die 
Bildung des hemmenden Materials verant­
wortlich ist, muß auf einen so niedrigen 
Stand im Blut gebracht werden, daß es keine 
Ablagerungen bilden kann, und dennoch 
muß es in ausreichender Menge vorhanden 
sein, um seine grundlegenden Aufgaben zu 
erfüllen, nämlich zum Aufbau der Zellmem­
branen beizutragen und bei der Synthese 
einer Reihe von Körperhormonen mit lebens­
wichtigen Funktionen zu helfen. 

Der Autor vermitte~ hier das notwendige 
Wissen, damit jeder seinen eigenen Chole­
sterinspiegei senken kann. Sein Buch beant­
wortet viele Fragen: Wie findet man Nah­
rungsmittel, die mit möglichst großer Wahr­
scheinlichkeit kein Übermaß an Cholesterin 
erzeugen? Wie verwendet man bestimmte 
Nahrungsmittel mit besonderen Fähigkeiten 
zur Verringerung des Cholesterinspiegels? 

Das Buch, in den USA ein Bestseller, bietet 
mit dem beschriebenen Programm eine Me­
thode zur Selbstkontrolle des Cholesterin­
spiegels. 

Rettungsassistenten­
gesetz (RettAssG) 

Von Hans-Dieter Lippert 
Springer-Verlag, 6900 Heidelberg 1 

Zum 1. September 1989 sind für das 
Personal im Rettungsdienst erstmalig Vor­
schriften in Kraft getreten, die das Berufsbild 
des Rettungsassistenten schaffen. Das Buch 
vermittelt knapp und übersichtlich den Text 
des Gesetzes und der Ausbildungs- und 
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Prüfungsverordnung samt den amtlichen Be­
gründungen. Es kommentiert auch kritisch 
die VorsChriften im Hinblick auf ihre Umset­
zung und die rechtlichen Folgen für die 
betroffenen Personen und Organisationen, 
ersetz1 jedoch keinen Kommentar zu diesen 
gesetzlichen Vorschriften. Das Buch stellt 
eine Hilfe dar, um die noch herrschende 
Unsicherheit angesichts der neuen Rechtsla­
ge zu beseitigen. 

Die Roten Hefte 
Lehrschriften für den Feuerwehrmann 

Verlag W. Kohlhammer, 7000 Stuttgart 80 

Die Hefte der Schriften reihe, die über 50 
Titel umfaßt, werden ständig übera~itet, 
um den vielfältigen Aufgaben der Feuerwehr 
gerecht zu werden. Auch in den vorliegenden 
Neuerscheinungen wurden alle neuen Er­
kenntnisse berücksichtigt, um den jeweiligen 
Themenbereich auf den aktuellen techni­
schen Stand zu bringen. 

Bemhard Hentschel/Richard Marquardt 
Feuerwehr-Einsatzübungen, Nr. 24, 6. 

Auflage. 

* Lutz Rieck 
Die Tragkraftspritze mit Volkswagen-In­

dustriemotor, Nr. 4a, 13. Auflage. 

* Hans Schönherr 
Pumpen in der Feuerwehr, Teil 11, Feuer­

lösch-Kreiselpumpen, Aufbau, Betrieb, Stö­
rungen, Nr. 44b, 2. Auflage. 

Österreichs 
Feuerwehrveteranen 

Von Udo Paulitz 
EFB-Verlagsgesellschaft mbH, 

6455 Erlensee 

Der vo~iegende Bildband ISt vor allem den 
Oldtimem in Österreich gewidmet und stellt 
dam~ eine Ergänzung zur Feuerwehrfahr­
zeuggeschichte im deutschsprachigen Raum 
dar. 

Dabei reicht die Palette der gezeigten 
Fahrzeuge vom Anfang der Motorisierung bis 
zu Typen Ende der 60er/Anfang der 70er 
Jahre. Zum Zeitpunkt befanden sie sich 
übrigens zum größten Teil noch im Einsatz­
dienst. 

Unterschiede In der Entwicklung zu 
Deutschland werden dabei ebenso deutlich, 
wie der Einfluß des 3. Reiches ab 1938, der 
auch für Österreich EInheitsfahrzeuge in gro­
ßen StÜCkzahlen brachte. Breiten Raum neh­
men die Fahrzeuge der Nachkriegsgenera­
tion ein, unter denen - bedingt durch den 
Mangel an geeigneten Fahrgestellen - auch 
viele Aufbauten auf ehemaligen Militärfahr­
zeugen zu finden sind. Fahrzeuge der 50er, 
60er und 70er Jahre runden die Sammlung 
ab. 

Nicht nur für den reinen Oldtimer-Fan 
stellt der Band eine wahre Fundgrube mit 
vielen bisher nur einem kleinen Kreis be­
kannten Fahrzeugen dar. 

Ergänzungs­
Heferungen ZU 

Sammelwerken 
Zivilschutz und Zivilverteidigung 

Handbücherei für die Praxis 1965- 1990 
52.-54. Ergänzung März- Mai 1990 

Hrsg. v. MinDirig. H. G. Merk, BMf, 
PräsBZS H. G. Dusch, RD a. D. W. Beßlich 

(AkzV), RD Dr. H. Roewer, BMI 
Verlag W. Jüngling, 8047 Karfsfeld 

Oie 52. Ergänzung, März 1990, ist dem 
baulichen Zivilschutz gewidmet, neben eini-
gen Aktualisierungen im Bereich der Verwal­
tungsvorschriften sowie der bau- und lüf­
tungstechnischen Richtlinien insbesondere 
der Zusammenstellung der Verwendungsbe­
scheinigungen für Schutzraumeinbauteile 
und Schutzraum-Sonderkonstruktionen. 

Oie 53 . Ergänzung, Apri l 1990, steht im 
Zeichen des neuen THW-Gesetzes_ Sie ent­
hält vornehmlich den Kommentar zum THW­
Gesetz von Dr. Helmut Roewer, RD im BMI, 
und die 3. Auflage der Abhandlung und 
Festschrift . Die Bundesanstalt Technisches 
Hilfswerk 1950- 1990" von Helmut Meier, 
die bereits zu Anfang des Jahres als Bro­
schüre erschienen war. Auch der THWG­
Kommentar wird im Herbst als Broschüre 
erscheinen. 

Die 54. Ergänzung, Mai 1990, fügte den 
Text des neugefaßten Katastrophenschutz­
gesetzes (KatSG 90) in das Werk ein, der 
später mit dem Kommentar fortgesetz1 wer­
den wird, ferner die Ergänzungen des Beam­
tenrechtsrahmengesetzes durch Art. 2 KatS­
ErgänzungsG (§§ 133a- 133e BRRG) sowie 
die Geschäftsordnung der Schutzkommis­
sion mit einer Einführung von MinR Löhr, 
BMI. 



Wollgang Jendsch 

MINIMAGAZIN 

Arzttruppkraftwagen (ATrkw) 
Dem Sanitätszug im Katastrophenschutz 

sind zwei Arzttruppkraftwagen zugeordnet. 
Sie bilden in der Teileinheit "Arztgruppe" mit 
ihrer Besatzung und ihrer Ausrüstung je 
einen "Arzttrupp", dem neben Truppführer 
und Kraftfahrer ein Arzt und drei SanitätsheI­
ler angehören. Der Arzttruppkraftwagen auf 
der Basis eines großräumigen Kastenwagens 
dient zum Transport von Personal, Ausstat­
tung und Gerät, im Extremfall auch zum 
behelfsmäßigen Krankentransport von maxi­
mal vier Verletzten (dazu muß das Fahrzeug 
mit vier Krankentragen-Gestellen ausgerü­
stet werden). Ferner kann der relativ große 
Laderaum des Fahrzeugs als Notbehand­
lungsraum zur Versorgung Verletzter genutzt 
werden. 

Ausgeliefert wurden bisher Fahrzeuge auf 
der Basis des Mercedes-Benz-Kastenwa­
gens ("Düsseldorfer Transporter" bzw. T 2)­
und zwar in der mittleren Version (rund 6 
Meter Länge). 

Das Fahrerhaus ist als Doppelkabine aus­
gelegt, bekannt sind Fahrzeuge mit vier 
(beidseitig) und mit drei Seitenfenstern (zwei 
davon rechts in Fahrtrichtung). Ebenfalls un­
terschiedlich ist die Bestückung der Vorbild­
fahrzeuge mit Blaulichtern: sowohl mit einem 
Dachblaulicht (mittig vorn) als auch mit drei 
Blaulichtern (zwei Stück vorn, ein Stück 
hinten) sind Fahrzeuge im Einsatz. 

Das Modell 

Derzeit als einziges Grundmodell für den 
Umbau geeignet ist der Mercedes-Benz 507 
o (Kasten) der Firma Revell -Praline (später 
Modell-International, Duve GmbH). Zu wäh­
len ist hier eine der zahlreichen Kastenwa­
gen-Versionen ohne Blaulichter, z. B. die 

Die Einsatzfahrzeuge des Katastrophenschutzes 
Vom Vorbild zum Modell 

Ein Vorbildfahrzeug aus Radoltzell/Bodensee (landkreis Konstanz). 

Nummern 4309, 4313 oder 4372. Weniger 
zum Umbau geeignet sind die Modelle mit 
Blaulichtern (die Entfernung verursacht zu­
sätzliche Arbeit und "Spachtelkünste"!) bzw. 
mit zusätz lichen Seitenfenstern: Diese müß­
ten verschlossen oder teilverschlossen wer­
den, eine nicht ganz einfache Aufgabe. 

Besser und einfacher ist es sicherlich, die 
je nach Vorbild erforderlichen Fenster in den 
Kastenaufbau einzufeilen (Plastikfeile, 
Schlüsselfeile, Nagelfeile) - hierbei muß 
selbstverständlich auf die exakte Größe der 
jeweiligen Fenster geachtet werden. Dieser 
Arbeitsvorgang erfordert eine sichere Hand, 
ein gutes Augenmaß und entsprechende Ge­
duld. 

Ebenfalls angebracht werden auf dem 
Dach des Fahrzeugs die Blaulichtsockel (Her­
pa, Roco), ebenfalls je nach Vorbi ld (siehe 
Fotos). 

Die Modelle werden nun sorgfältig grun­
diert (weiß-matt), später in RAL 1014 (Elfen­
bein) lackiert. In schwarz-matt abgesetzt 

werden die Kotflügel, Radkappen, Stoßstan­
gen, Kühlergrill , Scheibenumrandungen 
(beim Vorbild die Gummidichtungen), Rück­
spiegel (Glas Silber), Scheibenwischer und 
Türgriffe. 

Die auf die Frontstoßstange aufgesetzten 
Martin-Hörner (Zubehör) erhalten ebenfalls 
eine schwarze Farbgebung, wahlweise auch 
die Sockel der Blaulichter Ge nach Vorbild 
aber auch in elfenbein oder blau). 

Angebracht werden ferner weitere Aus­
stattungsdetails wie Dachlüfter (Zubehör 
Herpa) oder Dachfenster (Zubehör Roco). Die 
zusätzlichen Seiten scheiben sowie die 
Scheiben in der Hecktüre werden zur Hälfte 
mattiert (d. h. unterlegt mit feinem Mattpa­
pier oder Klebestreifen). Nicht zu vergessen 
sind Rückleuchten und Blinker (rot, orange). 

Zur Beschriftung der Modellfahrzeuge 
werden die verschiedenen Angebote der Fir­
ma Müller, Siegen, genutzt Geweils organ isa­
tionslypische Beschriftung oder die neutrale 
KatS-Beschriftung). 

Das Fahrzeug des MHD aus Mannheim zeigt ein schmales zusätzliches Seitenfen- Seide als Vorbild gezeigte Fahrzeuge im Modell, links das Radoffzeller Fahrzeug, 
ster auf der linken SeHe. rechts das Fahrzeug aus Mannheim. 
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Kaum ein Stein blieb aul dem anderen 

Ein verheerendes Erdbeben Im Norden 
Irans hat Ende Juni etwa 50000 Todesopfer 
und eine Vielzahl von Verletzten gefordert. 
Die Stadte LOIVshan, ManJ11 und Rudbar wur­
den praktisch dem Erdboden gleichgemacht. 
Fast vier Millionen Menschen leben in dieser 
am hartesten betroffenen Region. Sie wird 
als Kornkammer des Landes bezeichnet. 
Erschwerend kommt hinZU, daß die gesamte 
Ernte vernichtet ist. Bewasserungssysteme 
und Brunnen sind zerstort. 

Die Verwustungen durch das Beben, das 
mit einer Stärke von 7,3 auf der Richterskala 
angegeben wurde, sind deshalb so schwer­
Wiegend, weil sein Zentrum in nur zehn 
Kilometern Tiefe lag. 

Auslandische Helfer und Beobachter wa-
ren uberrascht von der guten Organisation und Leitung der Rettungsarbeiten durch die 
Iraner Wenige Tage nach den katastrophalen Erdstoßen sei die Lage fur die Bevolkerung 
besser gewesen, als In Armenlen nach vielen Wochen, hieß es. 

Unser Titelbild und die Fotos auf dieser Seite vermitteln einen Eindruck von der Situation 
Im Schadensgebiet. Das Bild oben links zeigt die voliig zerstorte Hauptstraße von Rudbar. 
Einheilen der franZÖSischen Secunte Civile waren als erste der ausländischen Helfer 
bemuht, Menschen aus den Trümmern zu bergen (oben rechts). Obdachlos gewordene 
emchteten sich teilweise eigene Zelte, wie hier in der Nahe des Bundeswehrlazarettes 
(unten rechts). Unser Beflcht Im Innern befaßt sich ausfuhrhch mit diesem Thema. 


